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Entwurf eines Jahressteuergesetzes 2013 


A. Problem 

In verschiedenen Bereichen des deutschen Steuerrechts besteht fachlich notwen- 
diger Gesetzgebungsbedarf Hierzu gehören Anpassungen au Recht und Recht- 
sprechung der Euiopäischen Union - insbesondere an die EU-Amtshilferichtlinie 
(Richtlinie 201 1/16/EU) - sowie Maßnahmen zur Sicherung des Steuerauflcom- 
niens. 


B. Lösung 

Mit dem Jahressteuergesetz 2013 strebt die Bundesregierung an, den aus ihrer 
Sicht fachlich notwendigen Gesetzgebungsbedarf unizusetzen. Der Regelungs- 
bedarf bestehe insbesondere zur Anpassung des Steuenechts an Recht tmd 
Rechtsprechung der Emopäischen Union. Weitere Maßnahmen greifen Empfeh- 
lungen des Bundesrechnungshofes auf und soUen der Sichenmg des Steuerauf- 
kommens oder der Verfahrensvereinfachuug iin Besteuenmgsverfahien dienen. 

Darüber hinaus empfiehlt der Finanzausschuss insbesondere folgende Verän- 
derungen des Gesetzentwmfs: 

- Verlängerung der bereits bestehenden Übergangstegehmg (§ 34 Absatz 10b 
Satz 3 des Körperschaftsteuergesetzes - KStG) zur Auflösung von Rückstel- 
lungen für Beitragsrückerstattimgen (RfB) (§21 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 
KStG) bis 2015, " 

- Answeitimg der Umsatzsteuerbefreiung auf Heilbehandlungsleistungen hn 
Rahmen der hausarztzentrierten und besonderen ambulanten Versorgung (§ 4 
Nununei 14 Buchstabe c des Umsatzsteuergesetzes - UStG), 

- AusweiUmg der Steuerschuldnerschaft des Leistiiugsempfänger s auf Liefe- 
rungen von Gas über das Erdgasnetz und von Elektrizität durch einen im 
Inland ansässigen Unternehmer an einen anderen Unternehmer, der selbst 
derartige Leistungen erbringt (§ 13b Absatz 2 Nummer 5 Buchstabe b tmd 
Absatz 5 Satz 2 UStG), sowie Herausnahme von Personenbeförderungsleis- 
tuugen mit allen Landfahrzeugen aus der Steuerschuldnerschaft des Leis- 
tungsempfangers (§ 13b Absatz 6 Nmnmer 2 UStG), 


* Der Bendit wind gesondert verteilt. 
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- Änderung des § 15 Absatz 1 Satz 1 Nunimei 2 UStG, sodass der Unterneh- 
mer die Einftihrumsatzsteuer für Gegenstände, die für sein Unternehmen 
nach § 1 Absatz 1 Nununer 4 UStG eingefühit worden sind, bereits mit ihier 
Entstehung abziehen kann, 

- rückwirkende GleichsteUimg von eingetragenen Lebenspartnem mit Ehegat- 
ten für alle noch nicht bestandskräftigen Altfälle ab Inkrafttreten des Le- 
bensparmerschaftsgesetzes am 1. August 2001 im Grunderwerbsteuenecht 
(§ 23 Absatz 9 des Grundeiwerbsteuergesetzes), 

- Klarstellung zum Begriff „Ruhegehälter“ füi den automatischen Informa- 
tionsaustausch im EU-Amtshilfegesetz (§ 7 EUAHiG) und Klaistelhmg bei 
der Verwendung von Informationen und Dokumenten (§ 15 EUAHiG), 

- Klarstellung der Regehmg zm’ Ermittlung des anschaffungsuahen Heistel- 
lungsanfivandes bei der Einnahmenüberschnssrechmmg, 

- Sicher steUimg eines zutreffenden Ansatzes Steuer fi eier Erstattungen mid Zu- 
schüsse zu Beiträgen zrr einer Renten-, Kr anken- imd/oder Pflegeversichenmg 
in der Eiukorirmensterrerverarrlagrmg (§10 Absatz 4b Satz 4 bis 6 des Ein- 
konunensteuergesetzes - EStG), 

- Regehmg zmn Verlustabzug bei gewerblicher Tierzucht (§15 Absatz 4 
Satz 2 und 7 EStG), 

- Eiafulmmg einer Verschommgsregelung für den Unterhaltsempfänger: Ein 
angemessenes Hausgrundstück bleibt bei der Ermittltmg des eigenen Vennö- 
gens im Rahmen von § 33a Absatz 1 EStG imberücksichtigt. 

- Eiafulmmg einer Pauschalbesteuenmg von überlassenen Datenverarbei- 
tungsgeräten (§ 40 Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 EStG), 

- Eiafulmmg einer Bestirmnrmg in § 45a EStG zm' Erteilrmg von Steuerbe- 
scheinigung in den Fällen des Steuereiubehalts gemäß § 44 Absatz la EStG, 

- Eiaschränkirng der Steuerabstandnahme aufgrund von Freistellungsauflrägen 
bei GewinnausschütUmgen von GmbHs (§ 44a Absatz 1 EStG), 

- redaktionelle Folgeänderung in der SondetTegelrmg des § 19 der Gewerbe- 
steuer-Durchfühnmgsverordmmg an die für bestinunte Zahlirngsrnstimte ge- 
änderten kreditarrfsichtsrechthchen Vorschriften, 

- Erweiterung des Rückausschhrsses des Vorsteuerabzugs nach § 1 5 Absatz 3 
UStG um die Steuerbefreirmgsvorschriften § 4 Nuirrmer 10 Buchstabe b rmd 
Nununer 1 1 UStG: Eirrräumrmg des Rechts auf Vorsteuerabzug arrs Ein- 
gaugsleisUmgen für befreite Versichenmgs- rmd Fmanziimsätze, werm sich 
diese befreiten Versichenmgs- imd Finauzumsätze unmittelbar auf Gegen- 
stände beziehen, die in das Drittlandsgebiet ausgeführt werden, oder der 
Leistungsernpfanger irn Drittlandsgebiet ansässig ist (§15 Absatz 3 
Nummer 1 Buchstabe b imd Nmnmer 2 Buchstabe b UStG), 

- Streichung der Abnmdrmg bei der Aufteilrmg einer Gesamtschuld, da diese 
Regehmg, die seinerzeit als Verwaltrmgsveremfachung eingefühn wurde, 
keine Vereinfachrmg mehr darstellt (§ 275 der Abgabenordnrmg - AO), 

- Haflungsfreistellrmg des Sitzlandes der Börse dmch den Börsenträger (§ 5 
Absatz 6 des Börsengesetzes), 

- Steuerbefl'eirmg des Gehaltsbestandteils „Wehrsold“ von fl'eiwiUigen Wehr- 
dienstleistenden, der Bezrrge von Reservisten, des Taschengeldes beim Brm- 
desfreiwilligendienst, Jrrgendfr eiwilügendienst und anderen zivilen Freiwil- 
ligendiensten (§ 3 Nrumner 5 EStG), 

- Nachteilsarrsgleich bei der Dienstwagenbesteuerung auch für Breimstoff- 
zellenfahrzeuge (§ 6 Absatz 1 Ntumner 4 Satz 2 rmd 3 EStG), 
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- Verluste, die dem Progressionsvorbehalt unterliegen: Bei der Ermittlung des 
besonderen Steuersatzes Berücksichtigung von Anschaffiings-/Herstelhmgs- 
kosten für Wirtschaftsgüter des Umlaufvennögens erst im Zeitpunkt der 
Veräußenmg/Entnahme (§ 32b Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Satz 2 Buchsta- 
be c - neu - EStG), 

- Einfühlung einer Lohnsteuer-Nachschau (§ 42g - neu - EStG), 

- Verbessemng des Verfahrens füi’ den automatischen Einbehalt von Kirchen- 
steuer auf Abgeltungsteuer und Verschiebung des Starttemiins um ein Jahi’ 
auf den 1. Januar 2015 (§ 51a Absatz 2c Nummer 3 und Absatz 2e sowie 
§ 52a Absatz 18 Satz 2 EStG), 

- Schaffung der Regelungen zur gesüeckten Einfülirung des Verfahrens der 
elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale ELStAM sowie für den Über- 
gangszeitramn (§ 52b - neu - EStG), 

- Ausweitung der bei der Zerlegung des Gewerbesteuermessbetrags von Wind- 
kraftanlagenbetreibem bestehenden Sonderregelung auf solare Strahlrmgs- 
energie (§ 29 Absatz 1 Nmnmer 2 des Gewerbesteuergesetzes), 

- redaktionelle KlarsteUrmg, dass der im Gesetz geregelte Vorrang eines Ab- 
ko m mens zur Veimeidung der Doppelbesteuerung bereits bei der Steuer- 
erkläning zu berücksichtigen ist (§ 1 Absatz 5 des Außensteuergesetzes - 
AStG), sowie Ändenmg der Anwendungsregelung zur Vermeidung einer un- 
echten Rückwirkung (§ 21 Absatz 20 AStG), 

- Berücksichtigung europarechtlicher Bedenken: Ändenmg der vorgesehenen 
Vorschrift, sodass eine Zurechnung von Einkünften nach den neu eingefugten 
Absätzen 9 und 10 bei Stiftungen mit Sitz tmd Geschäftsleittmg in der EU/ 
EWR ebenfalls nur in Bettacht konunt, wenn die vorgesehenen Nachweise 
zur Existenz einer echten Stiftung nicht erbracht werden (§ 15 Absatz 6 
AStG), 

- Eiweiterung des Anwendungsbereichs der Umsatzsteuerbefteiung für eng 
mit der Sozialfürsorge und der sozialen Sicherheit verbundene Leistimgen 
auch auf privat-gewerbliche Sozialleistungserbringer, sowie Einführung ei- 
ner umfassenden Umsatzsteuerbefi’ehmg für rechtliche Betreuirngsleistimgen 
(§ 4 Nummer 16, 18 und 25 Satz 3), 

- Süeichung der Neufassung zur Umsatzsteuerbefreiung für Bildungsleistun- 
gen mit Folgeändenmgen (§ 4 Nu mm er 21 und 22 UStG), 

- Änderungen im Bereich des eimäßigten Umsatzsteuersatzes füi Kunstgegen- 
stände und Sammlungsstücke, Einführung einer Pauschalmarge für Kunstge- 
genstände (§ 12 Absatz 2 und § 25a Absatz 3 Satz 2 - neu - UStG), 

- So eichung der vorgesehenen Regehmg über die Voraussetzimgeu füi’ die Ab- 
erkennung der Gemeinnützigkeit extremistischer Gmppierungen (§51 Ab- 
satz 3 Satz 2 AO), 

- Herstellung eines Gleichlaufs der Festsetzungsfristeu beim Steuerschuldner 
und dem Steuerentrichtungspflichtigen: Hierdurch bleibt z. B. der Erlass ei- 
nes Haftungsbescheides bis zum Ablauf der für den Steuei entrichtimgspfhch- 
tigen geltenden Festsetzungsfrist zulässig (§171 Absatz 15 - neu - AO), 

- Fortbestand der Beratungsbeftignis von Lohnsteuerhilfevereinen bei Mitghe- 
dem, die im Zusammenhang mit der Kinderbettemmg Arbeitgeberaufgaben 
wahmehmen, nachNeuiegelung des Abzugs der Kinderbetreuungskosten im 
Steuervereinfachungsgesetz 2011 (§4 Nummer 11 Satz 3 des Steuerbera- 
tungsgesetzes - StBerG), 

- Regehmg des § 164c StBerG zui’ Zuordntmg der Beamten zum gehobenen 
und höheren Dienst nach Neuregelung der Laufbahnstruktur im Rahmen der 
Föderalismusrefoim (§ 164s StBerG), 
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- Änderung des Kindergeldanspruchs beim fleiwilligen Wehrdienst (§ 32 Ab- 
satz 4 Satz 1 Nummer 2 EstG, § 2 Absatz 2 des Btmdeskindergeldgesetzes, 
§ 61 Absatz 2 des Beanitenversorgimgsgesetzes, § 59 Absatz 2 des Soldaten- 
versorgungsgesetzes), 

- Berücksichtigung der Gebühienabrechnungsergebnisse bei der beauftragten 
Flugsicheiirngsorganisation (§ 31b Absatz 3 und g 37 Absatz 2a - neu - des 
Luftverkehrsgesetzes), 

- weitere rechtstechnische Änderungen und redaktionelle F olgeänderungen. 

Annahme des Gesetzentwurfs in geänderter Fassung mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen 
SPD nnd BÜNDNIS 90/DIE GRÜNTN bei Stimmenthaltung der Fraktion 
DIE LINKE. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Der Gesetzentwmf der Bundesregienmg wirkt sich in der vom Ausschuss geän- 
derten Fassimg auf die öffentlichen Haushalte der Gebietskörperschaften wie 
folgt aus: 


Steuennehr- (+)/Mmdereirmahmen (-) in Mio. Eiuo 

Gebiets- 

körperschaft 

Volle Jahr es- 
Wirkung 1 

Kassenjahr 

2012 

2013 

2014 

2015 

2016 

Insgesamt 

-165 

* 

-245 

-215 

-1 015 

-1 035 

Bund 

- 72 

* 

-115 

- 98 

- 471 

- 480 

Länder 

- 68 

* 

- 102 

- 86 

- 413 

- 421 

Gemeinden 

- 25 

* 

- 28 

- 31 

- 131 

- 134 


‘ Wirkung ^ einen voUen CVerankgiiugs-)ZeLlraum von 12 Monaten. 

Die Aufteilung auf die einzelnen Vorschriften ist als Anlage dem Ausschuss- 
bericht beigefugt. 


E. Erfüllungsaufwand 

E. 1 Erfülhiugsaufwand für’ Bürgerinnen rmd Bürger 

Für Bür gerinnen und Bürger ändert sich der Erftillungsaufivand dm ch 

- die zweijährige Geltungsdauer der im Lohnsteuerabzugsverfahren zu be- 
rücksichtigenden Freibeträge, 

- die Begrenzrmg der vorübergehenden völligen SteuerfreisteUrmg des 
Wehr solds für freiwillig Wehrdienstleistende sowie 

- die erforderlichen Rückmeldrmgen an die Anbieter von Produkten nach dem 
Fünften Vermögensbildrmgsgesetz im Rahmen der Einführimg der elektro- 
nischen Vermögensbildrmgsbescheinigung. 

E.2 Erfülhiugsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft ändert sich der ErftUltmgsaufwand durch 
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- die neu geregelte gesetzliche Veipflichtung, die Bezeichnung „Gutschrift“ 
aufzunehnien, wenn eine Rechnung durch den Leistungsempfanger aus- 
gestellt wird, 

- die elektronische Anmeldung der Feuerschutzsteuer, 

- die Emfiihrung der elektronischen Vermögensbildungsbescheinigung sowie 

- die Verkürzung der Auftiewahnmgsfiisten nach der Abgabenorduung, dem 
Umsatzsteuergesetz und dem Handelsgesetzbueh. 

Hierdurch entsteht einmaliger Umstellungsaufwand von iusgesamt nmd 
13,3 Mio. Euro, bei einer dauerhaften Entlastung von weniger als 100 000 Emo 
im Hinblick auf die Erfüllung von Infoimationspflichteu bei der Anmeldung der 
F euerschutzsteuer. 

E.3 Erflilluugsaufwand der Verwaltimg 

Für die Verwaltung ändert sich der Erftillungsaufwand durch 

- das neue EU-Amtshilfegesetz, 

- die zweijährige Geltungsdauer der im Lohnsteuerabzugsverfahren zu be- 
rücksichtigenden Freibeträge, 

- die Nemegelung des Entlastungsverfahrens für hybride ausländische Ge- 
sellschaftsformen, 

- die Umstellrmg des Abstandnahmeverfahrens beim Steuerabzug von Kapi- 
talerträgen, 

- die Umstellung des Erstattungsverfahrens bei Gesamthaudsgemeinschaften, 

- die Einführung eines Umsatzsteuer- Vergütungsverfahrens für Leistungen an 
europäische Forschungsinfi:astrukturkonsot1ieu, 

- die Änderungen bei der Steuerstatistik, 

- die Änderungen bei der Verwaltung der Kraftfahrzeugsteuer, 

- die Emfiihrung der elektronischen Vermögensbildungsbescheinigung sowie 

- die Einführung der elektronischen Feuerschutzsteueranmeldung. 

Der beim Bundeszentralamt für Steuern durch das EU-Amtshilfegesetz ent- 
stehende VoUzugsaufwand ist bereits im Haushaltsaufstelluugsverfahren 2012 
berücksichtigt worden. Der VoUzugsaufwand für die Luftverkehr steuer wurde 
bereits im Haushaltsbegleitgesetz 2011 berücksichtigt. 

Das zukünftig für die Verwaltung der Kraftfahrzeugsteuer dmch die Zollverwal- 
tung aforderliche Personal soll nach Maßgabe des Beschlusses des Haushalts- 
ausschusses des Deutschen Bundestages (Äusschussdrucksache 1 7(8)2952 vom 
23. März 2011) aus den Personalüberhängeu anderer Bimdesbehörden gewon- 
nen werden. Die Länder erhalten nach § 18a Absatz 2 des Fiuauzverwalnmgs- 
gesetzes für die VerwalUmg der Kraftfahrzeugsteuer im Zeitraum der Organleihe 
zur pauschalen Erstattimg der Verwalnmgskosten vom Bund für die Jahre 2010 
bis 2013 jährlich 170 Mio. Emo und für’ die Jahre 2009 und 2014 jeweils 85 Mio. 
Euro. Mit Ende der Organleihe entfallt diese Erstatüing. Bei der ZollverwalUmg 
werden zukünftig Verwaltimgskosten in vergleichbarer Höhe anfallen. 

Im Haushaltsaufstellrmgsverfahren 2013 wird geprüft, ob die zur Deckimg des 
Vollzugsaufwands für die künftige Übermittlung der steuerrelevanten Daten der 
Zulassungsbehörden zur Kraflfahrzeugsteuer über das Kraftfa br t-Brmdesamt 
hin zu der ZoUverwaltrmg zusätzlich erforderlichen Haushaltsmittel (3 Stellen 
der Entgeltgruppe EU einschheßlich Ausgahemittel) für den Einzelplan 12 zur 
Verfügung gestellt werden köimen. 
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Sämtlicher gegebenenfalls beim Bund darüber hinaus entstehender Mehrbedarf 
an Sach- tmd Personalmitteln, der noch nicht in der geltenden Finanzplammg 
enthalten ist. soll finanziell und stellenmäßig im Einzelplan 08 ausgeglichen 
werden. 


F. Weitere Kosten 

Der Wirtschaft, einschließlich mittelständischen Unternehmen, entstehen keine 
dii ekten sonstigen Kosten. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Ver- 
braucheipreisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf auf Drucksachen 17/10000, 17/10604 in der aus der nach- 
stehenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung auzunehmen. 


Berlin, den 24. Oktober 2012 
Der Finanzausschuss 

Dr. Bii'git Reiuemuud Olav Gutting Lothar Biuding (Heidelberg) 

Vorsitzende Berichterstatter Berichterstatter 

Lisa Paus 

Berichterstatterm 


Dr. Daniel Volk 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Jahressteuergesetzes 2013 

- Drucksachen 17/10000, 17/10604 - 

mit den Beschlüssen des Finanzausschusses (7. Ausschuss) 


Entwurf 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


Entwurf eines Jahressteuergesetzes 2013 * 


Entwurf eines Jahressteuergesetzes 2013* 


Der Bundestag hat mit Zustinmiung des Buiidesrates das Der Biuidestag hat mit Zustinummg des Buiidesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: folgende Gesetz beschlossen: 



Inhaltsübersicht 


Inhaltsübersicht 

Artikel 1 

Gesetz über die Durclifiilmuig der gegenseiti- 
gen Aintshilfe hi Steiiersachen zwischen den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU- 
Aintshilfegesetz - EUAHiG) 

Artikel 1 

unverändert 

Artikel 2 

Ändenmg des Emkoainiensteuergesetzes 

Artikel 2 

unverändert 

Artikel 3 

Ändenmg des Köiperschaftstenergesetzes 

Artikel 3 

unverändert 

Artikel 4 

Ändenmg des Geweibestenergesetzes 

Artikel 4 

unverändert 



Artikel 5 

Änderung der Gewerbesteuer-Durchfüh- 
ru ngs Verordnung 

Artikel 5 

Ändenmg des Außenstenergesetzes 

Artikel 6 

unverändert 

Artikel 6 

Ändenmg der Gewrnnabgienziingsaiifz:eich- 
nimgsverordnung 

Artikel 7 

unverändert 

Artikel 7 

Ändenmg des Investmentsteuergesetzes 

Artikel 8 

unverändert 

Artikel 8 

Ändenmg des Umwandhingssteuergesetzes 

Artikel 9 

unverändert 

Artikel 9 

Ändenmg des Umsatz Steuergesetzes 

Artikel 10 

unverändert 

Artikel 10 

Ändenmg der Abgabenordnimg 

Artikel 11 

unverändert 

Artikel 11 

Ändenmg des Einfiihnmgsgesetzes zur Abga- 
benordniing 

Artikel 12 

unverändert 

Artikel 12 

Ändenmg des Steiierberatungsgesetzes 

Artikel 13 

unverändert 

Artikel 13 

Ändenmg des Feiierschutzsteuergesetzes 

Artikel 14 

unverändert 

Artikel 14 

Ändenmg des Bimdeskindergeldgesetzes 

Artikel 15 

unverändert 

Artikel 15 

Ändenmg des Gesetzes über Steuerstatistiken 

Artikel 16 

unverändert 


* Artikel 1 dieses Gesetzes dient der Umsetzung der Richtlinie 2011/ 
16/EU des Rates vom 15. Febniar 2011 über die Zusammenarbeit der 
Verwaltungsbehörden im Bereich der Besteuerung und zur Aufhe- 
bung der Richtlinie 77/799/EWG (ABI. L 64 vom 11.3.2011, S. 1). 
Artikel 10 Nummer 2 Buchstabe b dieses Gesetzes dient der Umset- 
zung von Artikel 4 der Richtlinie 2008/8/EG des Rates vom 12. Fe- 
bruar 2008 zur Ändenmg der Richthnie 2006/112/EG bezüghch des 
Ortes der Dienstleistung (ABI. L 44 vom 20.2.2008, S. 1 1). Artikel 10 
Nummer 7 und 8 dient der Umsetzung der Richtlinie 2010/45/EU des 
Rates vom 13. Jnh 2010 zur Änderung der Richtlinie 2006/112/EG 
über das gememsame Mehrwertsteuersystem hmsichthch der Rech- 
nungsstellungsvorschnften (ABI. L 189 vom 22.7.2010, S. 1). 


* Artikel 1 dieses Gesetzes dient der Umsetzung der Richtlinie 2011/ 
16/EU des Rates vom 15. Fehruar 2011 über die Zusammenarbeit der 
Verwaltungsbehörden im Bereich der Besteuerung und zur Aufhe- 
bung der Richtlinie 77/799/EWG (ABI. L 64 vom 11.3.2011, S. 1). 
Artikel 10 Nummer 2 Buchstabe b dieses Gesetzes dient der Umset- 
zung von Artikel 4 der Richtlinie 2008/8/EG des Rates vom 12. Fe- 
bruar 2008 zur Änderung der Richtlinie 2006/112/EG bezüghch des 
Ortes der Dienstleistung (ABI. L 44 vom 20.2.2008, S. 1 1). Artikel 10 
Nummer 7 und 8 dient der Umsetzung der Richtlinie 2010/45/EU des 
Rates vom 13. Juh 2010 zur Änderung der Richthnie 2006/112/EG 
über das gememsame Mehlwertsteuersystem hmsichthch der Rech- 
nungsstellungsvorschriflen (ABI. L 189 vom 22.7.2010, S. 1). 
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Entwurf Beschlüsse des 7. Ausschusses 


Artikel 16 

Ändeiung des Fmanzi-^erw^altungsgesetzes 

Artikel 17 

unverändert 

Artikel 17 

Ändeiung des FünÜen Veimögensbüdimgsge- 
setzes 

Artikel 18 

unverändert 

Artikel IH 

Äiideiiuig der Verordnung zur Durchfülmmg 
des Fünften Vennögensbildimgsgesetzes 

Artikel 19 

unverändert 

Artikel 19 

Ändeiung des Beweitungsgesetzes 

Artikel 20 

unverändert 

Artikel 20 

Ändeiung des EU-Beiti eibimgsgesetzes 

Artikel 21 

unverändert 

Artikel 21 

Ändeiung der Zivilprozessordnung 

Artikel 22 

unverändert 

Artikel 22 

Ändeiung der Fmanzgerichtsordnung 

Artikel 23 

unverändert 

Artikel 23 

Ändeiung der Funktionsverlageruiigs Verord- 
nung 

Artikel 24 

unverändert 

Artikel 24 

Ändeiung des Beamtenversorgungsgesetzes 

Artikel 24 

entfaUt 

Artikel 25 

Ändeiung des Soldatenversorgungsgesetzes 

Artikel 25 

entfaUt 

Artikel 26 

Ändeiung des Zerlegungsgesetzes 

Artikel 25 

unverändert 



Artikel 26 

Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes 

Artikel 27 

Ändeiung des Handelsgesetzbuches 

Artikel 27 

unverändert 

Artikel 25 

Ändeiung des Einfiihnmgsgesetzes zimi Han- 
delsgesetzbuch 

Artikel 28 

unverändert 



Artikel 29 

Änderung der Altersvorsorge-Durchfüh- 
ru ngs Verordnung 



Artikel 30 

Änderung des Börsengesetzes 



Artikel 31 

Änderung des Luftverkehrsgesetzes 

Artikel 29 

Ändenmgen zur weiteren Verkürzung der Auf- 
bewahiuiigsfiristen nach dem Handelsgesetz- 
buch, der Abgabenordnung imd dem Umsatz- 
steuergesetz 

Artikel 32 

unverändert 

Artikel 30 

hikiafttreten, Außerkiafttreten 

Artikel 33 

unverändert 

Anlage zu Artikel 2 Nummer 30 Anlage 2 {zu § 43b) 

Anlage 

unverändert 


Artikel 1 

Gesetz über die Durchführung der gegenseitigen 
Amtshilfe in Steiiersacheu zwischen 
den Mitgliedstaateu der Europäischen Union 
(EU-Amtshilfegesetz - EUÄHiG) 

Inhaltsübersicht 

Abschnitt 1 

Allgemeine Bestimmungen 
§ 1 Anwendungsbereich imd anzuwendendes Recht 
§ 2 Begi'iffsbestimimmgen 
§ 3 Zuständigkeit und Piüfiingsbefiignisse 

Abschnitt 2 

Übermittlung von Informationen 
auf Ersuchen 

§ 4 Ersuchen von anderen Mitgliedstaaten 
§ 5 Fristen 

§ 6 Ersuchen an andere Mitgliedstaaten 


Artikel 1 

Gesetz über die Durchführung der gegenseitigen 
Amtshilfe in Steiiersacheu zwischen 
den Mitgliedstaateu der Europäischen Union 
(EU-Amtshilfegesetz - EUAHlG) 

unverändert 
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Abschnitt 3 

Weitere Übeniiittlung von Informationen 

§ 7 Automatische Übennittlung von Infonnationen 

§ 8 Spontane Übennittlung von hifonnationen an ander e 
Mitgliedstaaten 

§ 9 Spontane Übennittlung von Inforaiationen durch an- 
dere Mitgliedstaaten 

Abschnitt 4 

Sonstige Formen 
der Verwaltungszusammenarbeit 

§ 10 Anwesenheit von Bediensteten anderer Mitgliedstaa- 
ten im hiland 

§ 1 1 Anwesenheit von inländischen Bediensteten in ande- 
ren Mitgliedstaaten 

§12 Gleiclizeitige Prüfimg 

§ 13 ZusteUiuigser suchen an andere Mitgliedstaaten 
§14 Zustellungsersuchen von anderen Mitgliedstaaten 

Abschnitt 5 
Weitere Vorschriften 

§ 1 5 Verwendimg von Informationen rmd Dokimieriten 
§16 Rückrneldimgen 

§ 1 7 Standardformblätter und Konnnunikatiorismittel 
§18 Iriforiiiationsübennitthmg an Drittstaaten 
§19 Datenschutz und Zweckbestirnmimg 
§ 20 Anwendimgsbestimmimg 

Abschnitt 1 Abschnitt 1 

Allgemeine Bestimmungen unverändert 

§1 

Anwendungsbereich und anzu wendendes Recht 

(1) Dieses Gesetz regelt den Austausch von voraussicht- 
lich erheblichen hiforaia honen in Steuersachen zwischen 
Deutschland und den anderen Mitgliedstaaten der Europäi- 
schen Union (Mitgliedstaaten). Es ist anzuweriden für' jede 
Art von Steuern, die von einem oder firr einen Mitgliedstaat 
oder dessen Gebiets- oder Ver'waltimgsernheiten einscliließ- 
lich der örtlichen Behörden erhoben werden. 

(2) Dieses Gesetz ist nicht anzuwenden auf 

1 . die Umsatzsteuer, einschließlich der Eirihihnimsatz- 
steuer, 

2. Zölle, 

3 . harmonisierte Verbrauchsteuem, sofern diese in Artikel 1 
Absatz 1 der Richtlinie 2008/118/EG des Rates vom 
16. Dezember 2008 über das aUgerneine Verbrauchsteu- 
ersystem und zur Aufhebimg der Richtlinie 92/1 2/EWG 
(ABI. L 9 vom 14.1.2009, S. 12), die zuletzt diucli die 
Richtlinie 2010/12/EU (ABI. L 50 vom 27.2.2010, S. 1) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung 
geriarmt werden. 
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4. Beiträge und Umlagen sowie damit verbundene Abgaben 
und Gebühren nach dem Sozialgesetzbuch, den in § 68 
des Ersten Buches Sozialgesetzbuch genannten Geset- 
zen, dem AufÄ^endungsausgleichsgesetz und 

5. Gebühren. 

(3) Dieses Gesetz berührt nicht 

1 . die Vorschriften über die Rechtshilfe in Strafsachen und 

2. die Walunehrmmg der Rechte rmd die Erfiilhuig der 
Pflichten, die Deutschland in Bezug auf eine umfassen- 
dere Zusammenarbeit der Verwaltimgen aus anderen 
Rechtshistnimenten ei'wachsen, einschließlich bi- oder 
multilateraler Abkommen. 

(4) Für die Amtshilfe nach diesem Gesetz gelten die Vor- 
scluiften der Abgabenordnung entsprechend, soweit dieses 
Gesetz nichts anderes bestinunt. 

§2 

B egriff sb e Stimmungen 

(1) Person im Sinne dieses Gesetzes ist 

1 . ehre natürliche Person, 

2 . ehre jurr stis che Person , 

3. ehre Persorrenvereinigimg, der die Rechtsfähigkeit zuer- 
karurt umrde, die aber nicht über die Rechts stelliurg ehr er 
juristischen Person verfügt oder 

4. jede arrdere Rechtsfonn gleich welcher Art, nrit oder 
olure allgemeine Rechtsfähigkeit, die Vennögensgegeir- 
stände besitzt oder verwaltet, w^elche ehisclrließlich der- 
daraus erzielten Einkünfte einer der von § 1 erfassten 
Steuern unterliegen. 

(2) Amtshilferichtlirrie inr Sinne dieses Gesetzes sowie 
des Einkommensteuergesetzes, der Abgabenordnung, des 
Außensteuergesetzes, des Körperschaftsteuergesetzes, des 
Gewerbesteuergesetzes, des Investmentsteuergesetzes und 
sonstiger Steuergesetze bezeiclinet die Richtlinie 2011/16/ 

EU des Rates vom 15. Febmar 2011 über die Zusammenar- 
beit der Verw^altungsbehörden hii Bereich der Besteuerung 
imd zur Aufliebung der Richtlinie 77/799/EWG (ABI. L 64 
vom 11.3.2011, S. 1) in der jeweils geltenden Fassung. Die 
auf Gnmd der Amtshilferichtlhiie erlassenen europarechtli- 
chen Durchfülmmgsbestiimnimgen gelten in der im jeweili- 
gen Besteuenuigszeitraum aktuellen Fassung. 

(3) Auf elektronischem Weg im Sinne dieses Gesetzes be- 
zeichnet die Verwendimg elektronischer Anlagen zur Über- 
mitthmg, Verarbeitimg von Daten, einschließlich der Daten- 
komprimierung, rmd zum Speichern von Daten unter Einsatz 
von Ehaht, Funk, optischen Teclmologien oder anderen elek- 
tromagnetischer Verfahren. 


§3 


Zuständigkeit und Prüfungsbefugnisse 


(1) Zuständige Behörde hn Sinne von Artikel 4 Absatz 1 
der Amtsliilferichtlinie ist das Bunde smhristerium der Fhian- 
zen. 


(2) Zentrales Verbindrmgsbüro im Shme von Artikel 4 
Absatz 2 UnterAbsatz 1 der Amtshilfer-ichtlinie ist hr den 
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Fällen des § 5 Absatz 1 Nunuiier 5 des Finanz\‘ei'waltungs- 
gesetzes das Bundeszentralaalt fiu- Steuern. Das Bundesiui- 
nisteriiuii der Finanzen kann durch Schreiben weitere Ver- 
bindungsstellen iin Sinne von Artikel 4 Absatz 3 und 
zuständige Bedienstete iin Sinne von Artikel 4 Absatz 4 der 
Anitshilferichtlmie benennen. 

(3) Das zentrale Verbindiuigsbüro übeniiiiinit die Kom- 
munikation mit den anderen Mitgliedstaaten rmd prüft einge- 
hende imd ausgehende Er suchen auf Zulässigkeit nach die- 
sem Gesetz. Eingehende zulässige Ersuchen und 
Infoniiatiorieri werden vom zentralen Verbindiuigsbüro an 
die Firiarizbehörden weitergel eitet. Zulässige Er suchen und 
Infoniiatiorieri der Finanzbehörden werden vom zentralen 
Verbindiuigsbüro an die anderen Mitgliedstaateri weiterge- 
leitet. 

(4) Gehen Ersuchen nach diesem Gesetz bei einer anderen 
Stelle als dem zentralen Verbindungsbüro ein, so sind diese 
Ersuchen letzterem luiverzüglich zuzuleiteri. 

(5) Die Gemeinden und Gemeinde verbände können 
Amtshilfe nach Maßgabe dieses Gesetzes in Anspruch neh- 
men. Sie gelten insoweit als Finanzbehörden im Siruie dieses 
Gesetzes. 


Abschnitt 2 

Übermittlung von Informationen 
auf Ersuchen 


Abschnitt 2 


unverändert 


§4 

Ersuchen von anderen Mitglied Staaten 


(1) Auf Ersuchen erstellt die zuständige Finanzbehörde 
alle Antworten, die für die Festsetzung von Steuern nach § 1 
voraussichtlich erheblich sind. Die Antworten werden durch 
das zentrale Verbhidimgsbüro an den anderen Mitgliedstaat 
weitergeleitet. Die zuständige Finanzbehörde erstellt die 
Anti\'^orteri nach Maßgabe dieses Gesetzes imd unter Berück- 
sichtigung des § 117 Absatz 4 der Abgabenordnimg. Verfügt 
die Finanzbehörde nicht über die betreffenden hifomia ho- 
nen, so führt sie nach pflichtgemäßem Eraiessen alle nach 
der Abgabenordnimg vorgesehenen behördlichen Ermittlun- 
gen durch. 

(2) Absatz 1 gilt auch fiir Ersuchen luii Durchfiihnmg be- 
stiiiunter behördlicher Ennittlimgen. Ist die Finanzbehörde 
der Auffassung, dass keine behördliche Eraiittlurig erforder- 
lich ist, so teilt sie dies unverzüglich dem zentralen Verbin- 
dimgsbüro mit. Oiiginaldokiuiiente sind auf Ersuchen des 
anderen Mitgliedstaats zu übennitteln, soweit dies nach 
deutschem Recht zulässig ist. 

(3) Das zentrale Verbindimgsbüio überaiittelt keine Infor- 
mationen, wenn 

1. die Diuchfiihnmg erforderlicher Ermittlungen oder die 
Beschafhmg der b ehe ff enden hifoimationen nach deut- 
schem Recht nicht möglich ist, 

2. der andere Mitgliedstaat die üblichen Informationsquel- 
len nicht ausgeschöpft hat, die ihm zur Erlangung der er- 
betenen hifoimationen zur Verfügung stehen, ohne dabei 
die Erreichung des Ziels zu gefährden. 
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3. ein Handels-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis oder ein 

Geschähsverfahi en preis gegeben werden würde oder 

4. die öffenthche Ordnung verletzt werden würde. 

(4) Das zentrale Verbindungsbüio kann die Übeimittlung 
von hiforaiationen zudem ableluien, weiui der andere Mit- 
gliedstaat seinerseits aus rechtlichen Gründen nicht zui' 

Übemiitthuig entsprechender Inforaiationen in der Lage ist. 

(5) Absatz 3 Niuiuner 1, 3 und 4 ist in keinem Fall so aus- 
zulegen, dass die Überaiitthing von Inforaiationen nur des- 
halb ab geleimt werden kann, weil die betreffenden Informa- 
tionen sich bei einer Bank, einem sonstigen Finanzinstitut, 
einem Bevollniächtigten. Vertreter oder Treuhänder befin- 
den oder sich auf Eigen tunisanteile an ehier Person beziehen. 

(6) Ein Ersuchen kaim nicht aus dem Grand abgelelmt 
werden, dass die zu übennittelnden Informationen nach 
deutschem Recht nicht fiir steuerliche Zwecke benötigt wer- 
den. Leimt das zentrale Verbindungsbüro ein Ersuchen aus 
anderen Gründen ab, so sind dem anderen Mitgliedstaat die 
Gründe hier fiir rnitzuteilen. 


§5 

Fristen 

(1) Das zentrale Verbmdungsbüro übermittelt die hifor- 
matiorieri nach § 4 imverzüglich, spätestens jedoch sechs 
Monate nachdem es das Ersuchen erhalten hat. Ist die 
Fmanzbehörde bereits im Besitz der entsprechenden hifor- 
matiorieri, verkür zt sich die Frist auf zwei Monate, hi beson- 
ders gelagerten Fällen können das zentrale Verbindimgsbür o 
imd der andere Mitgliedstaat abweichende Fristen verein- 
baren. 

(2) Das zentrale Verbindimgsbüro bestätigt dem ander en 
Mitgliedstaat unverzüglich, spätestens jedoch sieben Ar- 
beitstage nachdem es das Ersuchen erhalten hat, möglichst 
auf elektronischem Weg den Erhalt dieses Ersuchens. 

(3) Weist das Ersuchen Mängel auf, so imterrichtet das 
zentrale Verbindungsbüro den anderen Mitgliedstaat darüber 
irmerhalb eines Monats nachdem es das Ersuchen erhalten 
hat imd fordert gegebenenfalls zusätzliche Hintergiimdmfor- 
matiorieri an. Die Fristen nach Absatz 1 begirmen am Tag 
nach dem Eingang der angeforderten zusätzlichen Hinter- 
gnmdinfonnationen. 

(4) Ist die Fmanzbehörde nicht in der Lage, auf ein 
Ersuchen fristgerecht zu antworten, so teilt das zentrale 
Verbindimgsbüro dies dem anderen Mitgliedstaat imverzüg- 
lich, spätestens jedoch drei Monate nachdem das zentrale 
Verbindimgsbüro das Ersuchen erhalten hat, imter Nennimg 
der Gründe imd des voraussichtlichen Erledigimgsdatums 
mit. 

(5) Ist die Fmanzbehörde nicht im Besitz der- erbetenen 
hiforaiationen oder lehnt sie das Ersuchen aus den in § 4 
Absatz 3 oder 4 genannten Gründen ab, so teilt das zentrale 
Verbindimgsbüro dies dem anderen Mitgliedstaat unverzüg- 
lich, spätestens jedoch innerhalb eines Monats nachdem das 
zentrale Verbindimgsbüro das Ersuchen erhalten hat, unter 
Nennung der Gründe mit. 
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§6 

Ers^uclieu fiu andere Mitgliedsstaaten 

(1) Die Finanzbehörde ist befiigt, ein Er suchen zu stellen, 
welches das zentrale Veibindungsbüio dein anderen Mit- 
gliedstaat nach den Vorschriften dieses Gesetzes weiterleitet. 
Darin kann um sachdienliche behördliche Eiiiiitthmgen er- 
sucht werden. Originaldokumente können erbeten w^erden. 
soweit sie für das weitere Verfahren notwendig sind. 

(2) Bevor die Finanzbehörde ein Ersuchen stellt, hat sie 
alle nach der Abgabenordnung vorgesehenen Eraiitthuigs- 
möglichkeiten auszuschöpfen, es sei denn, die Durchfiiluung 
der Einiitthuigen wäre mit unverhältnismäßig großen 
Schwierigkeiten verbunden oder stellt sich als nicht Erfolg 
versprechend dar. 


Abschnitt 3 

Weitere Übermittlung von Informationen 


§7 


Äutoma tische Übermittlung von Informationen 


(1) Das zentrale Verbindungsbüro übennittelt an ander e 
Mitgliedstaaten systematisch auf elektronischem Weg, ohne 
vorheriges Ersuchen, die folgenden vei fiigbaren Informatio- 
nen über in anderen Mitgliedstaaten ansässige Personen: 

1 . Vergütungen aus unselbständiger- Arbeit, 

2. Aufsichtsrats- oder Veiw’^altungsratsvergütiuigeii, 

3. Lebensversicheningsprodukte, die nicht von anderen 
Rechtsakten der Eiuopäischen Union über den Austausch 
von Infoi-niationen oder vergleichbaren Maßnahmen er- 
fasst sind, 

4. Ruhegehälter und 

5. Eigentum an unbeweglichem Vermögen und Einkünfte 
daraus. 

(2) hl den Fällen des Absatzes 1 ist abw^eichend von § 1 17 
Absatz 4 Satz 3 der Abgabenordnung keine Ariliörung erfor- 
derlich. 

(3) Das Buridesministerium der Finanzen legt im Einver- 
nehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder die 
Einzelheiten der automatischen Übermittlung von hifor- 
ma honen in einem Schreiben fest. Dieses Sclueiberi ist im 
Bundessteuerblatt zu veröffentlichen. 


§8 

Spontane Übermittlimg von Infoi mationen 
au andere Mitgliedstaaten 

(1) Die Firianzbehörde kann nach pflichtgemäßem Er- 
messen ohne Ersuchen alle Informationen an das zentrale 
Verbindimgsbüro übennitteln, die fiir die anderen Mitglied- 
Staaten von Nutzen sein können. Das zentrale Verbindimgs- 
büro entscheidet nach pflichtgemäßem Ermessen über die 
Übemiitthmg der Infor-niationen an die anderen Mitgüed- 
staateri. 

(2) hifomiationen nach § 1 Absatz 1 sind zu übennitteln, 
wenn 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


Abschnitt 3 

Weitere Übermittlung von Informationen 
§7 

Äutomsi tische ÜTrermittlung von Informationen 

(1) Das zentrale Verbmdungsbüio übennittelt an aridere 
Mitgliedstaaten systematisch auf elektionischem Weg, ohne 
vorher-iges Ersuchen, die folgenden vei fiigbaren hiforaiatio- 
nen über- hi anderen Mitgliedstaaten ansässige Personen: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. Ruhegehälter, Renten und ähnliche Zahlungen, und 

5. unverändert 

(2) unverändert 

(3) unverändert 


§8 


unverändert 
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1. Gründe fiir die Vermutung einer Steilen- erkürzmig in 
dem anderen Mitgliedstaat vor liegen, 

2. ein Sachverhalt vorliegt, auf Grund dessen eine Steuer- 
ermäßigung oder Steuerbefreiung gewährt worden ist 
und die zu übennittehiden Informationen fiir den Steuer- 
pflichtigen zu einer Besteuenmg oder Steuererhöhung hn 
arideren Mitgliedstaat fiihren könnten, 

3. Geschäfebeziehungeri zwischen einem in Deutschland 
Steuerpflichtigen und einem hi ehiern arideren Mitglied- 
staat Steuerpflichtigen über ehi oder meluere weitere 
Staaten in einer Weise geleitet werden, die in einem oder 
beiden Mitgliedstaaten zur Steuererspamis führen karui, 

4. Gründe fiir die Vermutung vorliegen, dass durch künst- 
liche Gewinnverlagenmgen zwischen verbundenen Un- 
temeluneri eine Steuererspamis eintritt oder 

5. ein Sachverhalt, der im Zusammenliang mit der hifor- 
rnationserteilung eines anderen Mitgliedstaats emiittelt 
warrde, auch fiir die zutreffende Steuerfestsetzung in ei- 
nem weiteren Mitgliedstaat erheblich sein könnte. 

(3) Die Übermittlung nach Absatz 2 soll unverzüglich 
erfolgen, spätestens jedoch einen Monat nachdem die hifor- 
matiorieri verfügbar geworden sind. 



§9 

unverändert 


Das zentrale Verbindungsbüro leitet Infomiatiorien, die 
andere Mitgliedstaaten spontan übermittelt haben, den Fi- 
nanzbehörden zur Auswertung weiter. Es bestätigt unver- 
züglich, spätestens jedoch sieben Arbeitstage nach Eingang 
der Informationen, dem anderen Mitgliedstaat möglichst auf 
elektronischem Weg deren Erhalt. 


Abschnitt 4 

Sonstige Formen 
der Verwaltungszusarnmenarb eit 


Abschnitt 4 
unverändert 


§ 10 


Anwesenheit von Bediensteten 
anderer Mitgliedstaaten im Inland 


(1) Das zentrale Verbhidungsbüro kann zum Zweck des 
hifomiationsaustauschs mit einem arideren Mitgliedstaat 
vereinbaren, dass unter den von der Finanzbehörde fest- 
gelegten Voraus setzimgen befiigte Bedienstete des anderen 
Mitgliedstaats 

1 . in den Ariitsräumen zugegen sein dürfen, in denen deut- 
sche Finanzbehörden üue Tätigkeit ausüberi sowie 

2. bei den behördlichen Ermittlungen zugegen sein dürfen, 
die auf deutschem Hoheitsgebiet durchgefiilut werden. 

(2) Bei dem Informationsaustausch gemäß Absatz I stellt 
die Fhianzbehörde sicher, dass Bediensteten der anderen Mit- 
gliedstaateri nur solche Informationen offenbart werden, die 
nach § 4 ilbermittelt werden dürfen. Sind die erbetenen Infor- 
mationen in den Unterlagen enthalten, zu denen die Finanz- 
behörde Zugang hat, so werden den Bediensteten des anderen 
Mitgliedstaats Kopien dieser Unterlagen ausgehändigt. 
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(3) Die Vereinbanuig nach Absatz 1 kann vors eben, dass 
Bedienstete der anderen Mitgliedstaaten iiii Beisein inlän- 
discher Bediensteter Personen befragen und Aufz:eiclmun- 
gen prüfen dür fen. Voraussetzung hierfiir ist, dass die Perso- 
nen der Befragung und Prüfimg zustinunen. Verweigert eine 
Person die Mitwhkung, gilt diese Verweigernng wie eine 
Verw^eigenuig gegenüber mländischen Bediensteten. 

(4) Behigte Bedienstete des anderen Mitgliedstaats müs- 
sen, werui sie sieb nach Absatz 1 auf deutscbeni Hoheits- 
gebiet auflialten, jederzeit eine schriftliche VoUniacbt vor- 
legen können, aus der ihre Identität und dienstliche Stellung 
heiv-orgehen. 


§11 

Auweseuheit von inländischen Bediensteten 
in anderen Mitgliedstaaten 

Sofern die Komplexität eines Er suchens es erfordert, kön- 
nen bevolbnächtigte inländische Bedienstete in aridere Mit- 
gliedstaat eri entsandt werden. § 10 gilt sinngemäß. 

§ 12 

Gleichzeitige Prüfung 

(1) Auf Vorschlag der Finanzbehörde kann das zentrale 
Verbindimgsbüi’o mit einem oder mehreren Mitgliedstaaten 
vereinbaren, irii jeweils eigenen Hoheitsgebiet eine gleich- 
zeitige Prliftmg einer oder mehrerer Personen von gernem- 
sarneni oder ergänzendem Interesse durchzufüluen. Soweit 
dies nach § 4 zulässig ist, sind die hierbei erlangten bifor- 
niatiorieri sowie die fiir die Verehibarimg der Prüfung im 
Vorfeld erforderlichen Kenntnisse auszutauseben. 

(2) Die Finanzbehörde bestimmt, welche Person oder- 
weiche Personen sie für- eine gleichzeitige Prüftmg vor- 
sclilägt. Das zentrale Verbindungsbüro unter-richtet die be- 
troffenen Mitgliedstaaten darüber, begründet die Auswahl 
imd gibt den Zeitraum an, in welchem die gleichzeitige 
Prüfimg diuchgefülut werden soll. 

(3) Schlägt ein ariderer Mitgliedstaat eine gleichzeitige 
Prüfung vor, so entscheidet die Finanzbebörde, ob sie an der 
gleichzeitigen Prüftmg teilnebmen wird. Das zentrale Ver- 
bmdurigsbüro teilt dem anderen Mitgliedstaat das Emver- 
ständnis oder die begründete Ablehnung mit. 

(4) Das zentrale Verbindimgsbüro benermt einen Bediens- 
teten, der für- die Beaufsicbtigimg imd die Koordiniermig der 
gleichzeitigen Prüfimg verantÄ^ortheh ist. 

(5) Von der Anhönmg des Steuerpflichtigeri karm bis zm- 
Bekaimtgabe der Prüftmgsanordmmg abgesehen werden, 
werm sonst der Prüfimgserfolg gefäludet werden würde. 

§ 13 

Znstellungsersnchen an andere Mitghedstaaten 

(1) Auf Ersuchen der zuständigen Finanzbehörde bean- 
tragt das zentrale Verbindimgsbüro bei einem anderen Mit- 
gliedstaat die Zustellimg von Dokumenten und Entscheidun- 
gen der Fmarizbehörde, die mit einer Steuer nach § 1 
zusammerdiärigen . 
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(2) Ein Zustellungsersuchen ist nm dann zulässig, wenn 

1 . die Fiiiaiizbehörde nicht in der Lage ist, die Zustellung 
nach den Vorschiihen des Vei-waltimgszusteUuiigsgeset- 
zes im anderen Mitgliedstaat vorzunelimen oder 

2. die Zustellung nht unverhältnismäßig großen Schwierig- 
keiten verbunden wäre. 

(3) hn Zustellungs ersuchen ist Folgendes anzugeben: 

1 . der Gegenstand des zuzustellenden Dokiuiients oder der 
zuzustellenden Entscheidung, 

2. der Name luid die Anschiift des Adressaten sowie 

3. alle weiteren hifonnationen, die die Identifizierung des 
Adressaten erleichtern können. 

(4) Einer in einem anderen Mitgliedstaat ansässigen Per- 
son kann jedes Dokument per Einschreiben oder auf elektro- 
nischem Weg direkt zugestellt werden. 

(5) Das zentrale Veibindimgsbüro leitet biforaiationen 
über veranlasste Zustellungen anderer Mitgliedstaaten den 
Finanzbebörden, die die Informationen verw^enden, weiter. 

§ 14 

ZusteUuugsersuchen von anderen INfitgliedstaaten 

(1) Auf Ersuchen werden alle Dokumente zugestellt, die 
mit einer Steuer gemäß § 1 Zusammenhängen, emscbließlicb 
der gerichtlichen Dokumente, die aus dem anderen Mitglied- 
staat stanmien. Das zentrale Veibindimgsbüro leitet bieizu 
der Fmanzbebörde das Ersuchen zw^ecks ZusteUimg zu. Die 
Zustellung richtet sich nach den Vorschriften des Verwal- 
timgszustellungs gesetzes. 

(2) Das zentrale Verbindungsbüro teilt dem ander en Mit- 
gliedstaat imverzüghch mit, welche Maßnahme auf Ginnd 
des Zustellungsersucbens veranlasst ^uide. Diese Mittei- 
lung beinlialtet insbesondere die Angabe, an welcbem Tag 
imd an welche Anscluift dem Empfänger das Dokument zu- 
gestellt worden ist. 

Abschnitt 5 
Weitere Vorschriften 

§15 

Veiwendung von Informationen nnd Doknmenten 

(1) Übemiittelt das zentrale Verbindimgsbüio emem an- 
deren Mitgliedstaat biforaiationen. so gestattet es diesem auf 
Anfrage, die Infoimationen fiu andere als die m § 19 Ab- 
satz 2 Satz 1 genaiuiten Zw^ecke zu veiw^enden. weim die 
Vem^endung fiu einen vergleichbaien Zweck nach deut- 
schem Recht unter Beacbtimg der §§ 30, 31, 31a und 3 Ib der 
Abgabenordnimg zulässig ist. 

(2) Ist das zentrale Verbindungsbüro der Ansicht, dass 
biforaiationen und Dokumente von einem anderen Mitglied- 
staat einem dritten Mitghedstaat füi- die in § 19 Absatz 2 
genannten Zwecke von Nutzen sein könnten, so kaim es 
diese Infoimationen und Dokumente weitergeben, wenn 

1 . die Weitergabe un Ehiklaug mit den in diesem Gesetz 
festgelegten Regeln imd Verfahien steht, 
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Abschnitt 5 
Weitere Vorschriften 

§15 

Veivveudung von Informatioueu und Dokumenten 

(1) unverändert 


(2) Ist das zenüale Verbindungsbüro der Ansicht, dass 
biforaiationen und Dokimiente von einem anderen Mitglied- 
staat einem dritten Mitgliedstaat fiii- die in § 19 Absatz 2 
Satz 1 genannten Zwecke von Nutzen sein könnten, so kann 
es diese bifonnationen und Dokumente weitergeben, wenn 

1. unverändert 
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2. es dem Mitgliedstaat, von dem die Infoimationen und 
Dokumente stammen, seine Absicht mitteilt, diese einem 
dritten Mitgliedstaat weiterzugeben und 

3. der Mitgliedstaat, von dem die Infoimationen stanmien, 
nicht innerhalb von zehn Arbeitstagen nach Eingang der 
Mitteilung nach Nunmier 2 der Weitergabe widerspricht. 

(3) Sollen Informationen imd Dokumente nach Absatz 2 
weitergegeben w^erden und ist hierfirr die Einwilligiuig nach 
Absatz 1 erfojxlerlich, so muss diese von demjenigen 
Mitgliedstaat erteilt werden, von dem die hifonnationen und 
Dokumente stammen. 


(4) Sämtliche Infoimationen imd Dokumente, die im Rah- 
men dieses Gesetzes erlangt werden, können von den Be- 
hörden, die die hifonnationen verw^enden, wie vergleichbar e 
inländische hiforaiationen und Dokumente angefülut oder 
als Beweismittel verwendet werden. 

(5) Von der Berichtigung übermittelter unrichtiger Daten 
imd der Löschimg oder Speinmg unzulässig gespeicherter 
oder unzulässig übermittelter Daten sind alle Mitghedstaa- 
ten, die diese Daten im Rahmen einer Aiiskimhr erhalten 
haben, dmcli das zentrale Verbindimgsbüro imverzüglich zu 
imteirichten imd anzuhalten, ebenfalls die Berichtigung, 
Spemmg oder Löschimg dieser Daten vorzimehmen. 

§ 16 

Rüc kmeldun gen 

(1) In den Fällen der §§ 4 imd 8 kann das zentrale Verbiii- 
dimgsbüro den anderen Mitgliedstaat um Rückmeldung über 
die Verblendung der erbetenen hifonnation bitten. 

(2) Bittet hl den Fällen der §§ 6 imd 9 der aridere Mitglied- 
staat um Rückmeldimg, so übenihttelt das zentrale Ver- 
bhidungsbüro dem arideren Mitgliedstaat die Rückmeldung 
imverzüglich, spätestens jedoch drei Monate nachdem das 
Ergebnis über die Verblendung der erbetenen hifonnation 
bekannt geworden ist. Eine Überaiitthmg ist nur zulässig, 
wetui ihr die Vorscluiften zimi Datenschutz und zum Schutz 
des Steuergeheimnisses insbesondere nach § 30 der Abga- 
benordriurig nicht entgegenstehen. Die zuständige Finariz- 
behörde teilt dem zentralen Verbindimgsbüro die erforder- 
lichen Angaben mit. 

§ 17 

Staudardformblätter und Kommunikatiousmittel 

(1) Ersuchen nach § 4 Absatz 1 imd 2 imd § 6 Absatz 1, 
spontane Übermittlungen von Informationen nach § 8 Ab- 
satz 1 imd 2 und § 9, Zustellungsersuchen nach § 13 Absatz 1 
imd § 14 Absatz 1, Rückmeldungen nach § 16 sowie sonstige 
Mitteilungen werden jeweils mittels eines zwischen den 
Mitgliedstaaterl abgestinunten Standai dformblatts auf elekt- 
ronischem Weg übermittelt. 

(2) Den Standardfoimblättein können Berichte, Beschei- 
nigungen und andere Dokimiente oder beglaubigte Kopien 
oder Auszüge daraus beigefügt werden. 
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2. unverändert 

3. unverändert 

(3) Sollen Infoimationen imd Dokimiente für andere als 
die in § 19 Absatz 2 Satz 1 geuauuten Zwecke nach 
Absatz 2 weitergegeben oder verwendet werden, so muss 
hierfür’ die Einwilligiuig jenes Mitgliedstaates eingeholt 
werden, von dem die Auskünfte und Dokumente stammen. 
Die Weitergabe darf nur erfolgen, w enn die Verwendung 
für einen vergleichbaren ZwTck nach deutschem Recht 
unter Beachtung der §§ 30, 31, 31a und 31b der Ab- 
gabenordnung zulässig ist. 

(4) unverändert 


(5) unverändert 


§ 16 

unverändert 


§ 17 

unverändert 
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(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Infoniiatkiiieii 
imd Unterlagen, die nach den §§10 und 11 erlangt werden. 

(4) Erfolgt die Übermittlung nicht auf elektronischem 
Weg durch Standardfoimblätter, so berührt dies nicht die 
Gültigkeit der erhaltenen hifonnationen oder der im Rahmen 
eines Ersuchens um Amtshilfe ergriffenen Maßnalunen. 

§ IS 

Inform ationsübermittluug au Drittstaaten 

(1) Erhält das zentrale Verbindungsbüro von einem Dritt- 
staat Informationen, die firr die Anwendung imd Durchs et- 
zimg des deutschen Rechts über die in § 1 genaruiten Steuern 
voraussichtlich erheblich sind, karui das zentrale Verbiri- 
dimgsbüro diese hiforaia honen an aridere Mitgliedstaaten, 
für’ die diese hifonnationen von Nutzen sein köruieri, rmd an 
alle ersuchenden Behörden weitergeben, sofern dies auf 
Grnnd einer Vereinbarung mit dem Drittstaat zulässig ist. 

(2) Das zentrale Verbhidungsbüro karui die im Einklang 
mit diesem Gesetz erhaltenen Informationen an einen Dritt- 
staat weiter geben, werui 

1 . die Weitergabe im Einklang mit den deutschen Bestim- 
mungen über die Weitergabe personenbezogener Daten 
an Drittstaaten steht, 

2. die Infor-mationen für die zutreffende Steuerfestsetzung 
in diesem Drittstaat erheblich sein können, 

3. der Mitgliedstaat, von dem die hifonnationen stanmien, 
mit der Weiter gabe einverstanden ist imd 

4. sich der Drittstaat zimi Informationsaustausch verpflich- 
tet hat. 


§ 19 

Datenschutz und Zweckbestimmung 

(1) Die Informationen, die hn Ralunen dieses Gesetzes an 
Deutschland übermittelt werden, imterliegen dem Steuerge- 
heimnis und genießeri den Schutz, den die Abgaberiordnung 
für’ Informationen dieser Art gewährt. 

(2) Diese hifonnationen können fiir folgende Zwecke ver- 
wendet werden: 

1 . zm’ Anwendung imd Diuchsetzung des innerstaatlichen 
Steuenechts über die in § 1 genarmten Steuern, 

2. zm’ Wahniehniimg gesetzlicher Kontroll- und Aufsichts- 
behignisse, 

3 . zm’ F ests etzmig mid Beitreibung anderer Steuern und Ab- 
gaben nach § 1 des EU-Beitr eibimgsgesetzes sowie 

4. zm’ Verw^ertung mi Zusarnmenliang mit Gerichts- und 
Verw^altmigsverfahr en, die Sanktionen wegen Nichtbe- 
achtimg des Steuerxechts zm’ Folge haben körmeri; liierbei 
sind die allgemeinen Regelungen und Vorschriften über 
die Rechte der Personen, gegen die sich das jeweilige 
Verfaluen richtet, imd Zeugen in solchen Verfaluen zu 
beachten. 

Sollen hifonnationen ftir einen anderen Zweck verwendet 
werden, ist die Einwilligung des anderen Mitgliedstaats eiii- 
zuholen. 
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§ 18 

unverändert 


§ 19 


unverändert 
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§20 

Anweudungsbestimmung 

Die automatische Übemiittlung von Infomiationen ge- 
mäß § 7 Absatz 1 ist ab dem L Januar 2015 vorzimehmen 
imd erstmals auf Informationen der Besteuerungszeiträume 
ab dem 1. Januar 2014 anzuwenden. 

Artikel 2 

Äuderuug des Einkommeusteiiergesetzes 

Das Eiiikommensteuergesetz in der Fassung der Bekannt- 
machuug vom 8. Oktober 2009 (BGBl. I S. 3366, 3862), das 
zuletzt dui’ch Artikel 3 des Gesetzes vom 8. Mai 2012 
(BGBl. I S. 1030) geändert worden ist, wird wie folgt ge- 
ändert: 

1 . ln der Inhaltsübersicht wird die Angabe § 45b wie 
folgt g^asst: 


„§ 45b (weggefallen)“. 


2. hl § 2a Absatz 2a Satz 2 werden die Wörter ,3jcbtlinie 
77/799/EWG des Rates vom 19. Dezember 1977 über die 
gegenseitige Amtshilfe zwischen den zuständigen Behör- 
den der Mitgliedstaaten im Bereich der dir ekten Steuern 
luid der Meluw^erts teuer (ABI. EG Nr. L 336 S. 1 5), die 
zuletzt durch die Richtlinie 2006/98/EWG des Rates vom 
20. November- 2006 (ABI. EU Nr. L 363 S. 129) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung“ durch die 
Wörter ,AJiilshilferichtlinie gemäß § 2 Absatz 2 des 
EU- Amtshilfegesetzes“ ersetzt. 

3. § 3 Nununer 5 wird wie folgt gefasst: 

„5. die Geld- rmd Sachbezüge, die Wehrpflichtige 
während des Wehrdienstes nach § 4 des Wehr- 
pflichtgesetzes und Zivildienstleistende nach § 35 
des Zivildienstgesetzes erhalten, der nach § 2 Ab- 
Satz I des Wehrsoldgesetzes an Soldaten im Sinne 
des § I Absatz ^ des Wehrsoldgesetzes gezahlte 
Wehrsold, das nach § S des Wehrsoldgesetzes ge- 
zahlte Dienstgeld, die Heilflirsorge, die Soldaten 
nach § 6 des Wehrsoldgesetzes und Zivildienstleis- 
tende nach § 35 des Zivildienstgesetzes erhalten 
sowie das nach § 2 des Bunde:^reiwilligendienstge- 
setzes an Freiwillige im Sinne dieses Gesetzes ge- 
zahlte Taschengeld; 
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§20 

unverändert 


Artikel 2 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkonmiensteuergesetz in der Fassimg der Bekannt- 
machung vom 8. Oktober 2009 (BGBl. I S. 3366, 3862), das 
zuletzt diuch Artikel 3 des Gesetzes vom 8. Mai 2012 
(BGBL I S. 1030) geändert w^orden ist, wird wie folgt ge- 
ändert: 

1 . Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Angabe zn § 42f wird folgende Angabe 
eingefügt: 

„§ 42g Lohnsfener-Nachschan“* 

b) Die Angabe zn § 45b wie folgt gefasst: 

„§ 45b unverändert 

c) Nach der Angabe zn § 52a wird folgende Angabe 
eingefügt: 

„§ 52b Übergangs regeln ngen bis zur Anwendung 
der elektronischen Lohnsteuerabzugs- 
merkmale“* 

2. unverändert 


3. § 3 Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

„5. a) die Geld- und Sachbezüge, die Wehrpflichtige 
w^ährend des Wehrdienstes nach § 4 des Wehr- 
pflichtgesetzes erhalten, 


b) die Geld- und Sachbezüge, die Zhildienstleis- 
tende nach § 35 des Zivildienstgesetzes erhal- 
ten. 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-21- 


Drucksache 17/11190 


Entwurf Beschlüsse des 7. Ausschusses 


4. § 4 Absatz 5 Satz 1 wild wie folgt geändeit: 

a) In Nununer 6 Satz 3 wird das Semikolon am Ende 
durch die Wöitei' „ ; § 6 Absatz 1 Niuiuner 4 Satz 3 
zvi^eitei Halbsatz gilt shmgemäß;“ ersetzt. 

b) In Nummer 8 Satz 1 werden die Wörter „Euiopäi- 
schen Gemeinschafteo“ duich die Wörter „Euiopäi- 
schen Union“ eisetzt. 

5. § 6 Absatz 1 Nummer 4 wird wie folgt geändert: 


d) In Satz 2 wird der Punkt am Ende durch die Wörter 
„ ; bei der privaten Nutzung von Elektrofahrzeugen 
oder Hybridelektrofahrzeugen, die über extern auf- 
ladbare mechanische oder elektrochemische Speicher 
verfügen, ist der Listenpreis dieser Kra Mahrzeuge um 
die darin enthaltenen Kosten des Batteriesystems im 
Zeitpunkt der Eistzulassung des Kiaftfahrzeugs wie 
folgt zu mindern: fiir bis zum 31. Dezember 2013 
angeschaffte Kia Mahrzeuge um 500 Eiuo pro k^4i 
der Batteriekapazität, dieser Betrag mindeit sich füi' 
in den Folgejahren angeschaffite Kiaftfahrzeuge um 
jährlich 50 Emo pro kWli dei' Batteriekapazität: die 
Mhidemng pro Kiaftfahrzeug beträgt höchstens 
10 000 Euro; dieser Höchstbetiag mindert sich fiir in 
den Folgejahren angeschaffite KraMaluzeuge um 
jährlich 500 Emo.“ ersetzt. 


b) In Satz 3 wird der Punkt am Ende dmcli die Wörter 
„ ; bei der privaten Nutzimg von Elektrofahrzeugen 
oder Hybridelektrofahrzeugen, die über extern auf- 
ladbare mechanische oder elehrochemische Speicher 
verfügen, sind die der Berechnung der Entnahme 
zugnmde zu legenden insgesamt entstandenen Auf- 
wendungen mii die nach Satz 2 hi pauschaler Höhe 
festgelegten Aufwendungen, die auf das Batteiie- 
sy Stern entfallen, zu mindern.“ ersetzt. 


c) der nach § 2 Absatz 1 des Wehrsoldgesetzes 
an Soldaten im Sinne des § 1 Absatz 1 des 
Wehrsoldgesetzes gezahlte Wehrs old, 

d) die an Reservistinnen nnd Reservisten der 
Bundeswehr im Sinne des § 1 des Reseras- 
tiuueu- und Reserastengesetzes gezahlten 
Bezüge, 

e) die Heilfiirsorge, die Soldaten nach § 6 des 
Wehrsoldgesetzes und Zivildienstleisteude 
nach § 35 des Zhildienstgesetzes erhalten, 

f) das au Personen, die einen in § 32 Absatz 4 
Satz 1 Nummer 2 Buchstabe d genannten 
Fi'ehsllligen dienst leisten, gezahlte Taschen- 
geld oder eine vergleichbare Geldleistung;“. 

4. unverändert 


5. § 6 wild wie folgt geändeit : 

a) Absatz 1 Nummer 4 whd wie folgt geändert: 

aa) hl Satz 2 wird der Punkt am Ende durch die Wör- 
ter bei der privaten Nutzimg von Fahrzeugen 
mit Antrieb ausschließlich durch Elektro- 
motoren, die ganz oder übensiegend aus me- 
chanischen oder elektrochemischen Energie- 
speichern oder aus emissionsfrei betriebenen 
Energiewandlern gespeist werden (Elektro- 
fahrzeuge), oder von extern aufladbaren 
Hybridelektrofahr zeugen, ist der Listenpreis 
dieser Krafffahrzeuge um die darin enthaltenen 
Kosten des Batterie Systems im Zeitpunkt der 
Erstzulassimg des KraMahizeugs wie folgt zu 
mindern: fiir bis zum 31. Dezember 2013 ange- 
schafffe Kraftfahizeuge um 500 Euro pro kWh 
der Batteriekapazität, dieser Betrag mindert sich 
fiii' hl den Folgejaluen angeschaffte Kra Mahr- 
zeuge um jährlich 50 Euro pro kWh der Batterie- 
kapazität; die Mhidemng pro Kiaftfahrzeug be- 
trägt höchstens 10 000 Eiuo; dieser Höchstbetrag 
mindert sich fiir in den Folgejaliren angeschaffte 
KraMaluzeuge luii jährlich 500 Euro.“ ersetzt. 

bb) hl Satz 3 wird der Pimkt am Ende durch die Wör- 
ter bei der privaten Nutzimg von Fahrzeugen 
mit Antrieb ausschließlich durch Elektromo- 
toi^n, die ganz oder überwiegend aus mecha- 
nischen oder elektrochemischen Energie spei- 
chern oder aus emissionsfrei betriebenen 
Energiesvandlern gespeist werden (Elektro- 
fahrzeuge), oder von extern aufladbaren 
Hybridelektrofahr zeugen, sind die der Berecli- 
nimg der Entnahme zugmnde zu legenden insge- 
samt entstandenen Aufivendimgen imi die nach 
Satz 2 hl pauschaler Höhe festgelegten Aufwen- 


Drucksache 17/11190 


-22- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


Entwurf 


6. § 6b wild wie folgt geändeit: 

a) In Absatz 5 wird das Wort ,,hersteLlt“ durch das Wort 
„herg^estellf ersetzt. 

b) In Absatz 8 Satz 1 wird die Angabe „Satz 3'' durch die 
Angabe „Satz 2“ ersetzt. 

7. hl § 8 Absatz 2 Satz 4 wild der Punkt am Ende durch die 
Wörter „; § 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 3 zweiter Halb- 
satz gilt entsprechend.“ ersetzt, 

8. § 10 whd wie folgt geändeit: 

a) Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe a wird wie folgt geän- 
dert: 

aa) hl Satz 1 werden vor dem Punkt am Ende die 
Wörter „und sofern auf die Leistungen ein An- 
spiiich bestehf eingefiigt. 

bb) hl Satz 3 werden die Wörter auf die ein Aii- 
spinch bestehf gestrichen. 

b) Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 wild wie folgt gefasst: 

„2. geleistet werden an 

a) Versichenuigsimtemelunen, 

aa) die duen Sitz oder ihre Geschäftsleitung 
hl einem Mitgliedstaat der Euiopäischen 
Union oder ehiem Vertragsstaat des 
Abkommens über den Europäischen 
Wutschaftsraimi haben imd das Versiehe - 
nuigsgeschäft im Inland betieiben dür- 
fen, oder 

bb) denen die Erlaubnis zimi Geschäfts- 
betrieb im Inland erteilt ist. 

Darüber hinaus w^erden Beiträge niu berück- 
sichtigt, w^eiui es sich um Betr äge im Shuie 
des Absatzes 1 Nummer 3 Satz I Buchstabe a 
an eine Einrichhmg handelt, die ehre ander- 
weitige Absicherung hn Kranklieitsfall hn 
Shine des § 5 Absatz 1 Nummer 13 des Fünf- 
ten Buches Sozialgesetzbuch oder ehre der 
Beihilfe oder fieien Heilfiirsorge vergleich- 
bare Absicherung im Sinne des § 193 Ab- 
satz 3 Satz 2 Nummer 2 des Versichenings- 
veitragsgesetzes gewährt. Dies gilt entspre- 
chend, wenn ein Steuerpflichtigeiv der weder 
seinen Wohnsitz noch seinen gewöhnlichen 
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düngen, die auf das Batteriesystem entfallen, zu 
mindern.“ ersetzt. 

b) Absatz 7 wird wie folgt gefasst: 

„(7) Im Fall des § 4 Absatz 3 sind 

1. bei der Bemessung der Absetzungen für Abnut- 
zung oder Substauzver ringer ung die sich bei 
der Auw^endung der Absätze 3 bis 6 ergebenden 
Werte als Auschaffungskosten zugrunde zu 
legen und 

2. die Bew er tun gs Vorschriften des Absatzes 1 
Nummer la und der Nummern 4 bis 7 entspi'e- 
chend anzuwenden*“ 

6. unverändert 


7. unverändert 


8. § 10 whd wie folgt geändeit: 
a) unverändert 


b) unverändert 
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Aufenthalt iiii Inland hat, oiit den Beitiägen 
einen Versicherungsschutz im Sinne des Ab- 
satzes 1 Nununer 3 Satz 1 erwirbt, 

b) beiufsständische Veisorgungseiiuichtungen, 

c) einen Sozial versicheiungsti äger oder 

d) einen Anbieter un Situie des § 80.“ 


9. hl § 10b Absatz 1 Satz 4 werden die Wörter , Richtlinie 
7 7/79 9/EWG einschließlich der in diesem Zusammen- 
hang anzuwendenden Durchfübnmgsbestimmimgen in 
den für- den jeweiligen Veranlagimgszeitraiuii geltenden 
Fassungen oder eines entsprechenden Nachfolgerecbts- 
aktes“ durch die Wörter ,,Aintsbilfericbtlinie gemäß § 2 
Absatz 2 des EU-Amtshilfegesetzes“ ersetzt. 


10. Dem § 20 Absatz 4a wird folgender Satz angefiigt: 

„Gebt Veraiögen einer Körperschaft drucb Abspaltung 
auf andere Körperscbafiten über, gelten abweichend von 
Satz 5 imd § 15 des Umw^andlungssteuergesetzes die 
Sätze 1 und 2 entsprechend.“ 

11. § 32 Absatz 4 wud wäe folgt geändert; 

a) Satz 1 Nummer 2 wird wie folgt geändert: 
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c) Dem Absatz 4b werden folgende Sätze angefiigt^ 

„B^böi'den im Sinne des § 6 Absatz 1 der Ab- 
gabenordnnng nnd andere öffentliche Stellen, die 
einem Sten er pflichtigen für die von ihm geleis- 
teten Beiträge im Sinne des Absatzes 1 Nnm- 
mer 2, 3 und 3a steuerfreie Zuschüsse gewähren 
oder Vors orgeaufwen düngen im Sinne dieser 
Vorschrift erstatten (übermittelnde Stelle), ha- 
ben der zentralen Stelle jährhch die zur Gewäh- 
rung und Prüfung des Sonderausgabenabzugs 
nach § 10 er for der heben Daten nach amtlich vor- 
geschriebenem Datensatz durch Datenfernüber- 
tragung zu übermitteln* Ein Steuerbescheid ist 
zu ändern, soweit Daten nach Satz 4 vorliegen 
und sich hierdurch oder durch eine Korrektur 
oder Stornierung der entsprechenden Daten eine 
Änderung der festgesetzten Steuer ergibt. § 22a 
Absatz 2 sowie § 150 Absatz 6 der Abgabenord- 
uung gelten entsprechend.“ 

9. unverändert 


10* § 15 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 werden die Wörter „oder erzielt.“ 
durch die Wörter „oder erzielt; § lOd Absatz 4 
güt entsprechend*“ ersetzt. 

b) In Satz 7 wird das Wort „bezieht*“ durch die 
Wörter „bezieht; § lOd Absatz 4 gilt entspre- 
chend*“ ersetzt. 

11. unverändert 


12. § 32 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

a) entfällt 


aa) Buchstabe b wird wie folgt gefasst: 

„b) sich in einer Übergangszeit von höchstens 
vier Monaten befindet, die zwischen zwei 
Ausbildungsabschnitten oder zwischen 
einem Ausbildungsabschnitt und der 
Ableistung eines freiwilligen Dienstes im 
Sinne des Buchstabens d oder des frei- 
willigen Wehrdienstes nach Abschnitt 7 des 
Wekrpflichtgesetzes liegt, oder*'. 
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bb) In Buchst-abe d weiden die Wörter „§ 14b 
des Zi\Tildienstgesetzes“ durch die Wöitei 
„§ 5 des Bimdesfreiwilligendienstgeset- 
zes“ ersetzt. 

cc) Folgender Buchstabe e wird angefiigt: 

„e) den freiwilligen Wehrdienst nach Ab- 
schnitt 7 des Wekrpflichtgesetzes als 
Probezeit leistet oder'\ 

b) In Satz 2 werden die Wörter ,3^1'Lifsausbildung und 
eines Erststudiunis“ durch die Wörter ,3^nifsaus- 
bildiuig oder eines Eiststudiuins'' ersetzt. 


72. § 33b Absatz 6 Satz 5 wird wie folgt gefasst: 

„Voraussetzung ist, dass der Steuerpflichtige die Pflege 
entweder in seiner Wohnung odei' hi der Wolinimg des 
Pflegebedürftigen persönlich druchfiihrt und diese 
Wohniuig in einem Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder in einem Staat belegen ist, auf den das Ab- 
konunen über den Eiuopäischen Wirtschaftsraum aiizu- 
wenden ist.“ 

73. hl § 35 Absatz 1 Satz 4 werden die Wörter „§ 34c Ab- 
satz 1 und 6“ durch die Wörter „§ 32d Absatz 6 Satz 2, 
§ 34c Absatz 1 und 6“ ersetzt. 

14. hl § 36 Absatz 5 Satz 1 werden die Wörter „Richtlinie 
7 7/799/EWG einschließlich der in diesem Zusainmen- 
hang anzuwendenden Durchfühningsbestiinmungen hi 
den füi- den jeweiligen Veranlagungszeitraiuii geltenden 
Fassungen oder eines entsprechenden Nachfolgerechts- 
akts“ duich die Wörter „Amtshilferichtlinie gemäß § 2 
Absatz 2 des EU-Amtshilfegesetzes“ ersetzt. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

a) hl Satz 1 Nummer 2 Buchstabe d w^erden die Wör- 
ter „§ 14b des Zivildienstgesetzes“ diuch die Wörter 
„§ 5 des Bundes freiwilUgendienstgesetzes“ ersetzt. 

cc) entfallt 


b) unverändert 


13* § 32b Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Satz 2 wird wie 

folgt geändert; 

a) In Buchstabe b wird der Punkt am Ende duix^h 
ein Semikolon ersetzt* 

b) Folgender Buchstabe c wird angefügt: 

,^c) sind bei Gew inner mittluug nach § 4 Absatz 3 
die Anschaffuugs- oder Herstellungskosten 
für Wirtschaftsgüter des Umlaufvermögens 
im Zeitpunkt des Zuflusses des Veräuße- 
rn ngseiiös es oder bei Entnahme im Zeit- 
punkt der Entnahme als Betriebsausgaben 
zu berücksichtigen* § 4 Absatz 3 Satz 5 gilt 
entsprechend.“ 

14* § 33a Absatz 1 wird wie folgt geändert; 

a) In Satz 4 w^erden vor dem Funkt am Ende die 
Wörter „ ; ein angemessenes Hausgrundstück im 
Sinne von § 90 Absatz 2 Nummer 8 des Zw^ölften 
Buches Sozialgesetzbuch bleibt unberücksich- 
tigt“ eingefügt. 

b) Nach Satz 7 wird folgender Satz augefügt: 

„Nicht auf Euro lautende Beträge sind entspre- 
chend dem für Ende September des Jahres vor 
dem Veranlagungszeitraum von der Europäi- 
schen Zentralbank bekannt gegebenen Refereuz- 
kurs umzu rechnen*“ 

15. unverändert 


16. unverändert 


17. unverändert 
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Beschlüsse des 7. Ausschusses 


18* In § 39 Absatz 9 Satz 1 wird das Wort „Lohnsteuer- 
merkmal“ dnrch das Wort „Lohnstenerabzngs- 
merkmal“ ersetzt. 


75. In § 39a Absatz 1 whd Satz 2 durch die folgenden Sätze 19. unverändert 
ersetzt: 

„Der insgesamt abzuziehende Freibetrag und der Hin- 
ziuecbnungsbetrag gelten mit Ausnahme von Satz 1 
Nummer 4 imd vorbehaltlich der Sätze 3 bis 5 fiir die 
gesamte Dauer eines Kalenderjahres. Die Siunme der 
nach Satz 1 Niuiuner 1 bis 3 sowie 5 bis 8 eraiittelten 
Beträge whd längstens fiir einen Zeitraum von zw^ei 
Kalenderjahren ab Beginn des Kalenderjahres, fiu das 
der Freibetrag erstmals gilt, berücksichtigt. Der Arbeit- 
nehmer kann ehre Änderung des Freibetrags mnerhalb 
dieses Zeitraums beantragen, wenn sich die Verhält- 
nisse zu seinen Gimsten ändern. Ändern sich die Ver- 
hältnisse zu seinen Ungunsten, ist er verpflichtet, dies 
dem Finanzamt imigehend anzuzeigen.“ 


20* lu § 39f Absatz 1 Satz 1 w^erden die Wörter „(§ 38b 
Satz 2 Nummer 5)“ durch die Wörter „(§ 38b Ab- 
satz 1 Satz 2 Nummer 5)“ ei'setzt* 


21* lu § 40 Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 wii-d das Wort 
„Persoualcomputer“ durch das Wort „Dateuverar- 
beltungs gerate“ ersetzt. 


76. § 40a Absatz 6 wird wie folgt geändert: 


22. unverändert 


a) hl den Sätzen 1 , 4, 5 und 6 werden jewreils die Wör- 
ter , A’erw^altungsstelle Cottbus“ gestrichen. 

b) hl Satz 3 werden nach den Wöitem „der einlieit- 
lichen Pauschsteuer“ die Wörter „sowie die Erhe- 
bung eines Säumniszuschlags und das Maluiverfah- 
ren fiir die einheithche Pauschsteuer“ eingefügt. 

77. § 42d Absatz 6 whd wie folgt geändert: 23. unverändert 

a) hl Satz 1 wird das Wort „gewerbsmäßig“ duich die 
Wörter „im Snuie des § 1 Absatz 1 Satz 1 des 
Arbeitnelunertiberlassungsgesetzes in der Fassung 
der Bekamitmachung vom 3. Febniar 1995 (BGBl. I 
S. 158), das zuletzt diucli Aitikel 26 des Gesetzes 
vom 20. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2854) geändert 
worden ist,“ ersetzt. 

b) hl Satz 2 w/erden die Wörter „in der Fassung der 
Bekanntmaclnmg vom 3. Febniar 1995 (BGBl. I 
S . 158), das zuletzt durch Artikel 1 1 Nummer 2 1 des 
Gesetzes vom 30. Juli 2004 (BGBl. I S. 1950) geän- 
dert worden ist,“ gestrichen. 


24* Nach § 42f wii’d folgender § 42g elugefiigt: 

,.§42g 


Lohusteuer-N a c hsc ha u 


(1) Die Lohnsteuer-Nachschau dleut der Slcher- 
stelluug eluer orduuugsgemäßen Elnbehaltuug uud 
Abführung der Lohnsteuer* Sie Ist elu besouderes 
Verfahreu zur zeltuahen Aufklärung steuererheb- 
llcher Sachverhalte* 


(2) Eine Lohnsteuer-Nachschau findet wähi'end 
der übllcheu Geschäfts- und Arbeitszeiten statt. Da- 
zu können die mit der Nachschau Beauftragten ohne 


Drucksache 17/11190 


-26- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


Entwurf 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


18 . § 43 Absatz 1 Satz 1 whd wie folgt geändert: 

a) hl Nimiiner la werden nach dem Wort , Aktien“ die 
Wörter „und Genussscheinen“ und nach dem Woit 
,d])ividendenscheine“ die Wöitei- „oder sonstigen 
Erträgnisscheine“ eingefiigt. 

b) hl Nunmier 2 Satz 3 wird das Semikolon duich 
einen Punkt ersetzt und folgender Satz angefiigt: 

,3eini Steuerabzug auf Kapitalerträge shid die fiu' 
den Steueiabzug nach Nummer la geltenden Vor- 
schriften entsprechend anzuwenden, weim 

a) die Teilschuldveisclueibungen und Genussrechte 
gemäß § 5 des Depotgesetzes zur Sanimelver- 
w^almuig durch eine Weitpapiersanmielbank zu- 
gelassen sind imd dieser zur Sanunelvem^alming 
im hdand anvertraut wurden, 

b) die Teilschuldveischreibungen und Genuss- 
rechte gemäß § 2 Satz 1 des Depotgesetzes ge- 
sondert aufbewahrt w^erden oder 


vorherige Ankündigung und außerhalb einer Lohn- 
steuer-Außeuprüfuug Grundstücke und Räume von 
Personen, die eine gewerbüche oder berufliche Tä- 
tigkeit ausüb eu, be timten* Wohnräume dürfen gegen 
den Willen des Inhabers nur zur Verhütung drin- 
gender Gefahi'eu für die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung beti'eteu werden* 

(3) Die von der Lohnsteuer-Nachschau betrof- 
fenen Personen haben dem mit der Nachschau Be- 
auftragten auf Verlangen Lohn- und Gehaltsunter- 
lagen, Aufzeichnungen, Bücher, Geschäftspapiere 
und andere Urkunden über die der Lohnsteuer- 
Nachschau unter hegenden Sachverhalte vorzulegen 
und Auskünfte zu erteUen, soweit dies zur Feststel- 
lung einer steuerhcheu Erheblichkeit zweckdienlich 
ist* § 42f Absatz 2 Satz 2 und 3 gUt sinngemäß* 

(4) Wenn die bei der Lohnsteuer-Nachschau ge- 
troffenen FeststeUungeu hierzu Anlass geben, kann 
ohne vorherige Prüfuugsauorduung (§ 196 der Ab- 
gabenordnung) zu einer Lohnsteuer-Außenprüfung 
nach § 42f über gegangen werden* Auf den Übergang 
zur Außenprüfung wird schriftlich Mnge wiesen* 

(5) Werden anlässlich einer Lohnsteuer-Nach- 
schau Verhältnisse festgesteUt, die für die Festset- 
zung und Erhebung andei^r Steuern erheblich sein 
können, so ist die Ans Wertung der FeststeUnngen 
insoweit zulässig, als ihre Kenntnis für die Besteue- 
rnng der in Absatz 2 genannten Personen oder ande- 
rer Personen von Bedeutung sein kann.“ 

25. unverändert 


c) die Erträge der Teilschuldverschreibungen und 
Genussrechte gegen Aushändigung der Erträgnis- 
scheine ausgezahlt oder gutgescluieben werden;“. 

79. § 43b wird wie folgt geändert: 26. unverändert 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 1 wild wie folgt gefasst: 

,JVIutterges eil Schaft hn S inne des Abs atzes 1 
ist jede Gesellschaft, die die in der Anlage 2 zu 
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diesem Gesetz bezeichneteo Voraussetzungen 
erfüllt und nach Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a 
der Richtlinie 2011/96/EU des Rates vom 
30. November 2011 über das gemeinsame Steu- 
ersystem der Mutter- rmd Tochtergesellschaften 
verschiedener' Mitgliedstaaten (ABI. L 345 vom 
29.12.2011, S. 8) ziuii Zeitpunkt der Entste- 
hung der Kapitalertragsteuer nach § 44 Absatz 
1 Satz 2 nachweislich mindestens zu 10 Prozent 
unmittelbar am Kapital der Tochtergesellschaft 
(Mmdestbeteiligrmg) beteiligt ist.“ 

bb) In Satz 3 wird die Angabe „Richtlinie 90/435/ 
EWG“ dru'ch die Angabe „Richtlinie 2011/96/ 
EU“ er setzt. 

b) Absatz 3 wird aufgehoben. 

20. Nach § 44 Absatz 1 wird folgender Absatz la eirigefiigt: 

„(la) Werden inländische Aktien über' eine auslän- 
dische Stelle mit Dividendenberechtigung er'v^^orben. 
aber ohne Dividendenanspruch geliefert und leitet die 
ausländische Stelle auf die Erträge im Sirme des § 20 
Absatz 1 Nummer 1 Satz 4 einen einbehaltenen Steuer- 
betrag im Sinne des § 43a Absatz 1 Satz 1 Nunmier 1 
an eine inländische Werlpapiersammelbank weiter, ist 
diese zur Abfühnmg der einbehaltenen Steuer und auf 
Verlangen zur Ausstellung einer Steuerbescheinigung 
im Sinne des § 45a Absatz 2 verpflichtet. Bei Kapital- 
etträgen im Sinne des § 43 Absatz 1 Satz 1 Nimuner 1 
imd 2 gilt Satz 1 entsprechend.“ 

27. § 44a wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „ § 43 Absatz 
I Satz 1 Nummer 3, 4, 6, 7 und 8 bis 12 sowie Satz 
2“ durch die Wörter „§ 43 Absatz 7 Satz 7 Nummer 
1, 2 bis 4, 6, 7 und 8 bis 12 sowie Satz 2'' ersetz!. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


27. Nach § 44 Absatz 1 wud folgender Absatz la eingefligt: 

„(la) Werden inländische Aktien über ehre ausländi- 
sche Stelle mit Dividendenberechtigung erw^orben, aber 
ohne Dividendenanspnich geliefert und leitet die aus- 
ländische Stelle auf die Erträge im Shme des § 20 
Absatz 1 Nummer 1 Satz 4 einen einbehaltenen Steuer- 
betrag im Sinne des § 43a Absatz 1 Satz 1 Nunmier 1 
an ehre inländische Wertpapiersanmielbank weiter, ist 
diese zur Abfiihnmg der einbehaltenen Steuer ver- 
pflichtet. Bei Kapitaleilrägen im Sinne des § 43 Ab- 
satz 1 Satz 1 Nummer 1 imd 2 gilt Satz 1 entsprechend.“ 


28. § 44a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wii’d wie folgt gefasst: 


,,(1) Soweit die Kapitalerträge zusammen mit 
deu Kapitalerträgeu, für die die Kapitalertrag- 
steuer uacli § 44b zu erstatten ist oder nach Ab- 
satz 10 kein Steuerabzug vorzuuebmen ist, den 
Sparer-Pauschbetrag nach § 20 Absatz 9 nicht 
übersteigen, ist ein Steuerabzug nicht vorzuneh- 
men bei Kapitalerträgen im Sinne des 

1* § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 aus 
Genussi'echteu oder 

2* § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 aus An- 
teUen, die von einer Kapitalgesellschaft ihren 
Arbeitnehmern überlassen svorden sind und 
von ihr, einem von der Kapitalgesellschaft be- 
stellten Treuhänder, einem iuländischeu Ki'e- 
ditinstitut oder einer iuländischeu Zweignie- 
derlassung einer der in § 53b Absatz 1 oder 7 
des Gesetzes über das Ki'editwesen genannten 
Institute oder Unternehmen veivvahrt wer- 
den, und 

3* § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bis 7 und 8 bis 
12 sowie Satz 2, die einem unbeschränkt ein- 
kommensteueip nichtigen Gläubiger zuflie- 
ßen* 
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b) ln Absatz 5 Satz 1 werden die Wörter „§ 43 Ab- 
satz 1 Satz 1 Nummer 6, 7 und 8 bis 12 sowie 
Satz 2“ diu’ch die Wörter- „§ 43 Absatz 1 Satz 1 
Nmmner 1, 2, 6, 7 und 8 bis 12 sowie Satz 2“ ersetzt. 

c) Absatz 7 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „§ 43 Absatz 1 
Satz 1 Nimuner 7a bis 7c“ diuch die Wörter 
„§ 43 Absatz 1 Satz 1 Nimuner 1^ 2, 3 imd 7a 
bis 7c“ ersetzt. 

bb) Die Sätze 2 imd 3 werden aufgehoben. 

cc) In dem bisherigen Satz 4 werden die Wörter 
„der Sätze 1 imd 2“ diuch die Wörter „des 
Satzes 1“ ersetzt. 

d) Absatz 8 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „§ 43 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 ^ soweit es sich um Erträge aus 
Anteilen an Gesellschaften mit beschränkter 
Hafhing und Namensaktien nicht börsermotier- 
ter Aktiengesellschaften handelt, sowie von Er- 
trägen aus Genussrechten im Sinne des § 43 Ab- 
satz 1 Satz 1 Nimmier 1 imd Kapitalerträgen im 
Sirme des § 43 Absatz 1 Satz 1 Nununer 2 und 3 
unter der Voraussetzung, dass diese Wirtschafe- 
güter nicht sammelverw^ahrt werden, und bei 
Kapitalerträgen im Sinne des § 43 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 7a“ durch die Wörter „§ 43 Ab- 
satz 1 Satz 1 Nimuner 1, 2, 3 und 7a“ er-setzt. 

bb) Satz 2 whd aufgehoben. 

e) ln Absatz 9 Satz 2 werden die Wörter „§ 50d Ab- 
satz 1 Satz 3 bis 11“ durch die Wörter „§ 50d Ab- 
satz 1 Satz 3 bis 12“ ersetzt. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Den Ai'beitnehmeru im Sinne des Satzes 1 stehen 
Ai'beitnehmer eines mit der Kapitalgesellschaft 
verbundenen Unternehmens nach § 15 des Äk- 
tiengesetzes sowie frühere Arbeitnehmer der Ka- 
pitalgesellschaft oder eines mit ihr verbundenen 
Unternehmens gleich* Den von der Kapitalge- 
sellschaft überlassenen Anteilen stehen Aktien 
gleich, die den Ai'beitnehmeru bei einer Kapital- 
erhöhung auf Grund ihres Bezugsrechts aus den 
von der Kapitalgesellschaft überlassenen Aktien 
zugeteilt svorden sind oder die den Arbeitneh- 
mern auf Grund einer Kapitalerhöhung aus Ge- 
sellschaftsmitteln gehören* Bei Kapitalerträgen 
im Sinne des § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 
bis 7 und 8 bis 12 sowie Satz 2, die einem unbe- 
schränkten einkommeusteuerpflichtigen Gläubi- 
ger zufließen, ist der Steuerabzug nicht vorzu- 
uehmen, wenn anzunehmeu ist, dass auch für 
Fälle der Günstigerprüfuug nach § 32d Absatz 6 
keine Steuer entsteht*^^ 

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 wird das Wort „Nummer“ 
durch das Wort „Satz“ ersetzt. 

bb) In Nummer 2 wird die Angabe „Nummer 2“ 
durch die Angabe „Satz 4“ ersetzt. 

c) unverändert 


d) unverändert 


e) unverändert 


f) unverändert 
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j) Absatz 10 Satz 1 wild wie folgt geändeit: 

aa) In Nummer 3 werden die Wörter „Absatz 7 
Satz 4“ diu’ch die Wöitei- , Absatz 7 Satz 2“ er- 
setzt. 

bb) In Nimimer 4 w^erden die Wörter „Absatz 8 
Satz 3“ diuch die Wöitei- , Absatz 8 Satz 2“ er- 
setzt. 

22. § 44b wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 bis 4 w^erden aufgehoben. 

b) Absatz 6 Satz 1 wild wie folgt geändeit: 

aa) In Nunmier 3 werden die Wörter „§ 44a Ab- 
satz 7 Satz 4“ diuch die Wörter „§ 44a Absatz 7 
Satz 2“ ersetzt. 

bb) In Nunmier 4 werden die Wörter „§ 44a Ab- 
satz 8 Satz 3“ diuch die Wörter „§ 44a Absatz 8 
Satz 2“ ersetzt. 

c) Folgender Absatz 7 wird angefiigt: 

„(7) Eine Gesainthandsgemeinschaft kaim für- 
ihre Mitglieder kn Sirme des § 44a Absatz 7 oder 
Absatz 8 eine Erstattung der Kapitalertragsteuer bei 
dem fiir die gesonderte Feststellung ihrer Einkünfte 
zuständigen Finanzamt beantragen. Die Erstattung 
ist unter den Voraussetzungen des § 44a Absatz A, 1 
oder Absatz 8 und in dem dort bestimmten Umfang 
zu gewähren.“ 


23. § 45b wkd aufgehoben. 

24. hl § 45d Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter’ „oder auf 
Giiind von Sarnmelanträgen nach § 45b Absatz 1 und 2 
die Erstattimg von Kapitalertragsteuer beantragt“ ge- 
strichen. 

25. Nach § 50d Absatz 1 Satz 10 wkd folgender Satz ekige- 
fügt: 

„Ist der Gläubiger der Kapitalerträge oder Vergütungen 
eme Person, der die Kapitalerträge oder Vergütungen 
nach diesem Gesetz oder nach dem Steuerrecht des an- 
deren Veitiagsstaats nicht zugerechnet werden, steht 
der Anspruch auf völlige oder teilweise Er stattung des 
Steuerabzugs vom Kapitalertrag oder nach § 50a auf 
Gmnd eines Abkommens zur- Vermeidung der Doppel- 
besteuermig nur- der Person zu, der die Kapitalerträge 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 
g) unverändert 


29. unverändert 


30* § 45a Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

,,Folgeude Stellen sind verpflichtet, dem Gläubiger 
der Kapitalerträge auf Verlangen eine Beschei- 
nigung nach amtlich vor geschriebenem Muster aus- 
zustellen, die die nach § 32 d erforderlichen Angaben 
enthält; bei Vorliegen der Voraussetzungen des 

1* § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 bis 4, 7a und 7b 
der Schuldner der Kapitalerträge, 

2* § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer la, 6, 7 und 8 bis 12 
sowie Satz 2 die die Kapitalerträge auszahlende 
Stelle vorbehalthch des Absatzes 3, und 

3* § 44 Absatz la die zur Abführung der Steuer ver- 
pflichtete Stelle.“ 

31. unverändert 

32. unverändert 


33. unverändert 
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Beschlüsse des 7. Ausschusses 


oder Vergütungen nach den St euer ge setzen des anderen 
Vertrags staats als Ehikünfite oder Gewinne emer ansäs- 
sigen Person zuger echnet werden.“ 


34* § 51a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2c Nummer 3 W'ii’d wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Identi- 
fikationsuummer^^ die Wörter ,,und des 
Geburtsdatums*^ ein gefügt* 

bb) Nach Satz 2 wird folgender Satz eiugefügt: 

,,Im Übrigen kann der Kirchensteuerab- 
zugs verpflichtete eine Äulassabfrage bei 
Begründung einer Geschäftsbeziehung oder 
auf Veranlassung des Kunden an das Bun- 
de szeutralamt für Steuern richten*“ 

cc) Nach dem neuen Satz 5 w^erden folgende 
Sätze eingefügt: 

,, Anträge auf das Setzen der Sperrvermerke, 
die im aktuellen Kalenderjahr für eine Regel- 
abfrage berücksichtigt werden sollen, müs- 
sen bis zum 30* Juni beim Bundeszeutralamt 
für Steuern eingegangen sein* Alle übrigen 
Sp er iwer merke können nur berücksichtigt 
werden, wenn sie spätestens zwei Monate vor 
der Abfrage des Kirchensteuerabzugsver- 
p flieh teten eingegaugeu sind. Dies gUt für 
den Widerruf entsprechend*“ 

b) Absatz 2e wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort ,^Identi- 
fikationsuummer“ die Wörter „nach amtlich 
vorgeschriebenem Vordruck“ eiugefügt* 

bb) Die Sätze 3 bis 5 werden wie folgt gefasst: 

„Der Sperrvermerk verpflichtet den Kir- 
chen steueip flieh tigeu für jeden Veranla- 
gungszeitraum, in dem Kapitalertragsteuer 
eiubehalten w^orden ist, zur Abgabe einer 
Steuererklärung zum Zwecke der Veranla- 
gung nach Absatz 2d Satz 1* Das Buudeszen- 
tralamt für Steuern übermittelt für jeden 
Veranlagungszeitraum, in dem der Sperr- 
vermerk ab ge rufen w^ordeu ist, an das 
Wohnsitzfinanzamt Name und Anschrift des 
Kircheusteuerabzugs verpflichteten, an den 
im Fall des Absatzes 2c Nummer 3 auf 
Grund des Sperrvermerks ein Nullwert im 
Sinne des Absatzes 2c Satz 1 Nummer 3 
Satz 6 mitgeteUt W'Orden ist* Das Wohnsitz- 
flna uzamt fordert den Kirchensteuerpflich- 
tigen zur Abgabe einer Steuererklärung 
nach § 149 Absatz 1 Satz 1 und 2 der Abga- 
be nordnuug auf*** 


26. § 52 w'^ird wie folgt geändert: 


35. § 52 wild wie folgt geändeit: 
a) unverändert 


a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 


„(1) Diese Fassung des Gesetzes ist, sow^eit in den 
folgenden Absätzen und § 52a nichts anderes be- 
stimmt ist, eistmals füi- den Veianlagungszeitrauin 
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2013 anzuwenden. Beim Steuerabzug vom Arbeits- 
lohn gilt Satz 1 mit der MaJigabe, dass diese Fassung 
erstmals auf den laufenden Arbeitslohn anzuwenden 
ist, der füi- einen nach dem 31. Dezember 2012 en- 
denden Lohnzahlungszeitraimi gezahlt wird, und 
auf sonstige Bezüge, die nach dem 31. Dezember 
2012 zufließen.“ 

b) Nach Absatz 4f wir d folgender Absatz 4g eingefiigt: 

§ 3 Nununer 5 in der Fassung des Arti- 
kels . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. ... [einset- 
zen: Datum und Frmds teile des vorliegenden Än- 
deiungsgesetzes]) ist vorbehaltlich des Satzes 2 
erstmals fiir den Veranlagungszeitraum 2013 anzu- 
wenden. § 3 Nimuner 5 hi der Fassung des Gesetzes 
vom 8. Oktober 2009 (BGBl. I S. 3366, 3862), das 
zuletzt durch Artikel 20 des Gesetzes vom 20. De- 
zember 2011 (BGBl. I S. 2854) geändert worden ist, 
ist weiterhin anzuwenden für' freiwillig Wehrdienst 
Leistende, die das Dienst\^eihältnis vor dem 1 . Ja- 
nuar 2013 begonnen haben.“ 

c) Der bisherige Absatz 4g wird Absatz 4h. 

d) Absatz 16 Satz 11 wird wie folgt gefasst: 

„§ 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 2 und 3 in der Fassung 
des Artikels . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. ... 
[einsetzen: Datum imd Fimdstelle des vorhegenden 
Änderimgsgesetzes]) ist für Elektrofahrzeuge oder 
Hybridelektrofahrzeuge, die über extern aufladbare 
mechanische oder elektrochemische Speicher ver- 
fügen, anzuwenden, die vor dem 1. Januar 2023 
angeschaftt werden.“ 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


b) unverändert 


c) unverändert 

d) Absatz 16 Satz 11 whd wie folgt gefasst: 

„§ 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 2 imd 3 hi der Fassung 
des Artikels . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. ... 
[ehisetzen: Datum imd Fundstelle des vorliegenden 
Änderungsgesetzes]) ist für Fahrzeuge mit An- 
trieb ausschließlich durch Elektromotoren, die 
ganz oder überwiegend aus mechanischen oder 
elektrochemischen Energiespeichern oder aus 
emissionsfi^i betriebenen Energie Wandlern ge- 
speist werden (Elektrofahrzeuge), oder für extern 
aufladbare Hybrid elektrofahr zeuge anzuwenden, 
die vor dem 1. Januar 2023 angeschafft werden.“ 

e) Die Sätze 1 und 2 des Absatzes 24a in der 
Fassung des Bürgerentlastungsgesetzes Ki'an- 
kenver Sicherung vom 16* Juh 2009 (BGBl. I 
S* 1959) >verden dem Absatz 24a in der Fassung 
des B eitreib ungs rieht Unie-Um Setzungsgesetzes 
vom 7* Dezember 2011 (BGBl. I S* 2592) ange- 
fügt. 

f) Absatz 24a in der Fassung des Bürgerentlas- 
tu ngs ge setze s Krankenversicherung vom 16* Juli 
2009 (BGBl. I S* 1959) wird aufgehoben* 

g) Dem Absatz 24b wird folgender Satz vorange- 
stellt: 

„§ 10 Absatz 4b Satz 4 bis 6 in der Fassung des 
Ai’tikels 2 des Gesetzes vom ..* (BGBl* I S* *.* 
[einsetzen: Datum und Fundstelle des vorhegen- 
deu Änderungsgesetzes]) ist erstmals für die 
Übermittlung der Daten des Veranlagungszeit- 
raums 2015 anzuwenden*“ 

h) In Absatz 32b wird nach Satz 1 folgender Satz 
ein gefügt: 

„§ 15 Absatz 4 Satz 2 und 7 in der Fassung des 
Ai4ikels *.* des Gesetzes vom .*. (BGBl* I S* *.* 
[einsetzen: Datum und Fundstelle des vor hegen- 
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e) In Absatz 40 wird nach Satz 9 folgender Satz einge- 
fiigt: 

„§ 32 Absatz 5 ist letztmals füi' den Veranlagungs- 
zeitiauni 2018 anzuwenden; Voiaussetziing hierfür’ 
ist, dass das Kind den Dienst oder die Tätigkeit vor 
dem 1. Juli 2011 angetieten hat.“ 


f) Nach Absatz 50g wird folgender Absatz 50h ein- 
gefiigt: 

„(50h) Die hi § 39a Absatz 1 Satz 2 geregelte 
zweijährige Geltungsdauer eines Freibetrags im 
Lohnsteuerabzugsverfahren ist erstmals für den 
Lohnsteuerabzug 2014 anzuwenden. Bis dahin gilt 
der insgesamt abzuziehende Freibetrag für die 
Dauer eines Kalenderjahres.''^ 

g) Absatz 55a whd wie folgt gefasst: 

„(55 a) § 43 b und die Anlage 2 (zu § 43b) hi der 
Fassung des Artikels ... des Gesetzes vom ... 
(BGBl. I S. . . . [einsetzen: Datum und Fiuidstelle 
des vorliegenden Änderungsgesetzes]) sind erstmals 
auf Ausschüttungen anzuw^eriden, die nach dem 
3 1 . Dezember 2011 zufließeri.“ 

h) Die Absätze 55c imd 5 5d werden aufgehoben. 

i) Nach Absatz 59a Satz 6 w^hrd folgender’ Satz ehige- 
fiigt: 

„§ 50d Absatz 1 in der Fassimg des Artikels . . . des 
Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. ... [einsetzen: Datum 
und Fundstelle des vorhegenden Änderurigsgeset- 
zes]) ist erstmals auf Zahlungen aiizuwenden, die 
nach dem . . . [einsetzen: Datum des Tages nach der 
Verkündung] erfolgen.“ 

27. § 52a whd wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 10 whd folgender Satz aiigefiigt: 

„§ 20 Absatz 4a Satz 7 in der Fassung des Arti- 
kels . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. ... [einset- 
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den Änderungsgesetzes]) ist in allen Fälleu anzu- 
wenden, in denen am [einsetzen: Datum des 
Tages nach der Verkündung] die Feststellungs- 
frist noch nicht ab gelaufen ist*“ 

i) unverändert 


j) Dem Absatz 43a wird folgender Satz angefügt: 

5 ,§ 32b Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Satz 2 Buch- 
stabe c ist erstmals auf Wii’tschaftsgüter des 
Umlaufvermögens auzuwenden, die nach dem 
.** [einsetzen: Tag des Gesetzesbeschlusses des 
Deutschen Bundestags] angeschafft, hergestellt 
oder in das Betriebsvermögen eingelegt wer- 
den*“ 

k) Absatz 46 wird wie folgt gefasst: 

„(46) § 33a Absatz 1 in der Fassung des Arti- 
kels **. des Gesetzes vom *.* (BGBl* I S* *.* [ein- 
setzeu: Datum und Fundstelle des vorliegenden 
Änderungsgesetzes]) ist in allen Fällen anzu wen- 
den, in denen die Einkommen Steuer noch nicht 
bestands kräftig veranlagt ist.“ 

l) Nach Absatz 50g wird folgender Absatz 50h eiii- 
gefiigt: 

„(50h) Das Bundesmiuistenum der Finanzen 
kann im Einvernehmen mit den obersten Finanz- 
behördeu der Länder in einem Schreiben mittei- 
len, ab wann die Regelungen in § 39a Absatz 1 
Satz 3 bis 5 erstmals anzuwenden sind. Dieses 
Schreiben ist im Bundessteuerblatt zu veröffent- 
lichen.“ 

m) unverändert 


n) unverändert 

o) unverändert 


36. § 52a w^ird wie folgt geändert: 
a) unverändert 
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zeii: Datum und Fundstelle des vorliegenden Ände- 
mngsgesetzes]) ist erstmals auf Abspaltungen anzu- 
wenden, bei denen die Anmeldung zur- Eintiagung 
in das öffentliche Register, das für die Wirksamkeit 
des jeweihgen Vorgangs maßgebend ist, nach dem 
3 1 . Dezember 2011 erfolgt.“ 

b) Nach Absatz 16b werden die folgenden Absätze 16c 
und 16d emgefiigt: 

„(16c) § 43 Absatz 1 in der Fassung des Artikels 
... des Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ... [einsetzen: 
Datum und Fundstelle des vorliegenden Ändenmgs- 
gesetzes]) ist erstmals anzuwenden auf Kapitaler- 
träge, die dem Gläubiger nach dem 3 1 . Dezember 

2012 zufließen. § 44 Absatz la in der Fassung des 
Artikels . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. I S. . . . 
[einsetzen; Datimi imd Fundstelle des vor hegenden 
Ändenmgsgesetzes]) ist erstmals anzuwenden auf 
Kapitaleiti äge, die dem Gläubiger nach dem 31 . De- 
zember 2012 zufließen. § 44a Absatz 1, 5, 7, 8 
und 10 hl der Fassimg des Artikels . . . des Gesetzes 
vom . . . (BGBl. IS. . . , [einsetzen: Datimi und Fund- 
stelle des vorliegenden Ändemngsgesetzes]) ist 
erstmals anzuwenden auf Kapitaleitiäge, die dem 
Gläubiger nach dem 31. Dezember 2012 zufließen. 
§ 44b Absatz 1 bis 4 ist letztmals anzuwenden auf 
Kapitaleiti äge, die dem Gläubiger vor dem 1. Januar 

2013 zufließen. § 45b ist letztmals anzuwenden auf 
Kapitaleiti äge, die dem Gläubiger vor dem 1. Januar 
2013 zufheßen. § 45d Absatz 1 hi der Fassung des 
Artikels . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. I S. . . . 
[einsetzen: Datum imd Fundstelle des vorhegenden 
Änderungsgesetzes]) ist erstmals anzuwenden auf 
Kapitaleiti äge, die dem Gläubiger nach dem 31 . De- 
zember 2012 zufheßen. 


(16d) § 44b Absatz 7 in der Fassung des Arti- 
kels . . . des Gesetzes vom . . . (BGBL IS. ... [einset- 
zen: Datum und Fundstelle des vorliegenden Än- 
deinngsgesetzes]) ist erstmals anzuwenden auf 
Kapitalertr äge, die dem Gläubiger nach dem 31 . De- 
zember 2012 zufließen.“ 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


b) Nach Absatz 16b werden die folgenden Absätze 16c 
und 16d emgefügt: 

„(16c) § 43 Absatz 1 in der Fassung des Artikels 
... des Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ... [einsetzen: 
Datum imd Fundstelle des vorliegenden Änderurigs- 
gesetzes]) ist erstmals anzuwenden auf Kapital- 
erträge, die dem Gläubiger nach dem 3 1 . Dezember 

2012 zufließen. § 44 Absatz la in der Fassimg des 
Artikels ... des Gesetzes vom . . . (BGBl. I S. ... 
[ehisetzen: Datum imd Fimdstelle des vorliegenden 
Ändenmgsgesetzes]) ist erstmals anzuwenden auf 
Kapitalerträge, die dem Gläubiger nach dem 31 . De- 
zember 2012 zufließen. § 44a Absatz 1, 2, 5, 7, 8 
und 10 hl der Fassung des Artikels ... des Gesetzes 
vom . . . (BGBl. IS. ... [einsetzen: Datimi und Fund- 
stelle des vorliegenden Änderimgsgesetzes]) ist 
erstmals anzuwenden auf Kapitaleiträge, die dem 
Gläubiger nach dem 31. Dezember 2012 zufließen. 
§ 44b Absatz 1 bis 4 ist letztmals anzuwenden auf 
Kapitalerträge, die dem Gläubiger vor dem 1. Januar 

2013 zufheßen. § 45b ist letztmals anzuwenden auf 
Kapitalerträge, die dem Gläubiger vor dem 1. Januar 
2013 zufließen. § 45a Absatz 2 Satz 1 in der Fas- 
sung des Artikels des Gesetzes vom 

(BGBL IS [einsetzen: Datnm und Fundstelle 

des vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist ei'st- 
mals anzuwenden auf Kapitalerträge, die dem 
Gläubiger nach dem 31. Dezember 2012 zuflie- 
ßen. § 45d Absatz 1 in der Fassung des Artikels . . . 
des Gesetzes vom . . . (BGBl. I S. . . . [eirisetzen: 
Datum imd Fundstelle des vorliegenden Ändenmgs- 
gesetzes]) ist erstmals anzuwenden auf Kapital- 
erträge, die dem Gläubiger nach dem 3 1 . Dezember 
2012 zufheßen. 

(16d) unverändert 


c) In Absatz 18 Satz 2 wird die Angabe „31. Dezem- 
ber 2013*^ durch die Angabe „31. Dezember 
2014*^ ersetzt. 

37. Nach § 52a wird folgender § 52b eingefügt: 

„§ 52b 

Über gangsre gelungen bis zur Anwendung 
der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale 

(1) Die Lohns teuerkarte 2010 und die Bescheini- 
gung für den Lohnsteuerabzug (Absatz 3) gelten mit 
den eingetragenen Lohn Steuerabzugsmerkmalen 
auch für den Steuerabzug vom Arbeitslohn ab dem 
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1* Jauuar 2011 bis zur ei'stmaUgen Anwendung der 
elektronischen LohusteuerabzugsmerkmRle durch 
den Arbeitgeber {Übergangszeitraum). Vorausset- 
zung ist, dass dem Arbeitgeber entweder die Lohn- 
steuer karte 2010 oder die Bescheinigung für den 
Lohnsteuerabzug vor hegt. In diesem Übergangs- 
zeitraum hat der Ai’beitgeber die Lohns teuer karte 
2010 und die Bescheinigung für den Lohn Steuerab- 
zug 

1, w^ährend des Dienstverhältnisses aufzubewah- 
ren, er darf sie nicht vernichten; 

2, dem Arbeitnehmer zur Vorlage beim Finanzamt 

vorübergehend zu überlassen sowie 

3, nach Beendigung des Dienstverhältnisses inner- 
halb einer angemessenen Fiist herauszugeben. 

Nach Ablauf des auf den Einführungszeitraum (Ab- 
satz 5 Satz 2) folgenden Kalenderjahres darf der 
Arbeitgeber die Lohnsteuer karte 2010 und die Be- 
scheinigung für den Lohusteuerabzug vernichten. 
Ist auf der Lohnsteuer karte 2010 eine Lohnsteuer- 
bescheinigung erteilt und ist die Lohn Steuer karte an 
den Arbeitnehmer heraus gegeben worden, kann der 
Arbeitgeber bei fortbestehendem DienstvTrhältuis 
die Lohnsteuerabzugsmerkmale der Lohnsteuer- 
karte 2010 im Übergangszeitraum w eiter auw^enden, 
wenn der Arbeitnehmer schrifthch erklärt, dass die 
Lohnsteuerabzugsmerkmale der Loh ns teuer karte 
2010 weiterhin zutreffend sind. 

(2) Für Eintragungen auf der Loh ns teuer karte 
2010 und in der Bescheinigung für den Lohnsteuer- 
abzug im Ül>ergaugszeitraum ist das Finanzamt zu- 
ständig. Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, die Ein- 
tragung der Steuerklasse und der Zahl der 
Kinderfreibeträge auf der Lohn st euer karte 2010 
und in der Bescheinigung für den Lohusteuerabzug 
umgehend durch das Finanzamt ändern zu lassen, 
wenn die Eintragung von den Verhältnissen zu Be- 
ginn des jeweiligen Kalenderjahres im Übergaugs- 
zeitraum zu seinen Gunsten abw' eicht. Diese Ver- 
pflichtung gilt auch in den Fällen, in denen die 
Steuerklasse II bescheinigt ist und die Voraussetzun- 
gen für die Berücksichtigung des Futlastuugs- 
betrags für Alleinerziehende (§ 24b) im Laufe des 
Kalenderjahres entfallen. Kommt der Arbeitneh- 
mer seiner Verpflichtung nicht nach, so hat das Fi- 
nanzamt die Eiutragung von Amts wegen zu än- 
dern; der Ai'beitnehmer hat die Loh ns teuer karte 
2010 und die Bescheinigung für den Lohn Steuerab- 
zug dem Finanzamt auf Verlangen vorzulegen. 

(3) Hat die Gemeinde für den Arbeitnehmer 
keine Lohnsteuer karte für das Kalenderjahr 2010 
ausgestellt oder ist die Lohn st euer karte 2010 verlo- 
ren gegangen, unbrauchbar geworden oder zerstört 
worden, hat das Finanzamt im Übergaugszeitraum 
auf Antrag des Arbeitnehmers eine Bescheinigung 
für den Lohnsteuerabzug nach amtlich vorgeschiie- 
benem Muster (Bescheinigung für den Lohnsteuer- 
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abzug) auszust eilen. Diese Bescheinigung tritt au die 
Stelle der Lohn st euer karte 2010* 

(4) Beginnt ein nach § 1 Absatz 1 unbeschränkt 
einkommensteuerpflichtiger lediger Arbeitnehmer 
im Übergangszeitraum ein AusbildungsdienstV'er- 
hältnis als erstes Dienstverhältnis, kann der Arbeit- 
geber auf die Vorlage einer Bescheinigung für den 
Lohnsteuerabzug verzichten* In diesem Fall hat der 
Arbeitgeber die Lohnsteuer nach der Steuerklasse I 
zu ermitteln; der Arbeitnehmer hat dem Arbeit- 
geber seine Ideutifikatiousuummer sowie den Tag 
der Geburt und die rechtliche Zugehörigkeit zu 
einer Steuer er heben den Rehgionsgemeinschaft mit- 
zuteUeu und schriftlich zu bestätigen, dass es sich 
um das erste Dienstverhältnis handelt* Der Arbeit- 
geber hat die Erklärung des Arbeitnehmers bis zum 
Ablauf des Kalenderjahres als Beleg zum Lohn- 
konto aufzube>vahreu* 

(5) Das Bundesmiuisterium der Finanzen hat im 
Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden 
der Länder den Zeitpunkt der erstmaligen Anwen- 
dung der ELStÄM für die Durchführung des Lohn- 
steuerabzugs ab dem Kalenderjahr 2013 oder einem 
späteren Amvendungszeitpuukt sowie den Zeit- 
punkt des erstmahgeu Abrufs der ELStAM durch 
den Arbeitgeber (Starttermin) in einem Schreiben 
zu bestimmen, das im B undess teuer bla tt zu ver- 
öffentlichen ist. Darin ist für die Einführung des 
Verfahrens der elektronischen Lohnsteuerabzugs- 
merkmale ein Zeitraum zu bestimmen (Ein- 
führungszeitraum)* Der Arbeitgeber oder sein 
Verti'eter (§ 39e Absatz 4 Satz 6) hat im Einfüh- 
rungszeitraum die nach § 39 e gebildeten ELStAM 
abzurufeu und für die auf den Abrufzeitpuukt fol- 
gende nächste Lohnabrechnung anzuwTuden. Für 
den Abruf der ELStÄM hat sich der Arbeitgeber 
oder sein Vertreter zu authentifizieren und die S teu- 
er uumm er der Betriebsstätte oder des Teils des 
Betriebs des Arbeitgebers, in dem der für die 
Duivhführung des Lohnsteuerabzugs maßgebende 
Arbeitslohn des Arbeitnehmers ermittelt wird (§41 
Absatz 2), die Identifikationsnummer und den Tag 
der Geburt des Arbeitnehmers sowie, ob es sich um 
das ei'ste oder ein weitei^s Dienstverhältnis handelt, 
mitzuteilen* Er hat ein erstes DienstvTrhältuis mit- 
zuteUeu, wenn auf der L ohusteuerkarte 2010 oder 
der Bescheinigung für den Lohnsteuerabzug eine 
der Steuerklassen I bis V (§ 38b Absatz 1 Satz 2 
Nummer 1 bis 5) eingetragen ist oder WTnn die 
Lohnsteuerabzugsmerkmale nach Absatz 4 gebildet 
worden sind* Ein weiteres Dienstverhältnis (§ 38b 
Absatz 1 Satz 2 Nummer 6) ist mitzuteilen, w^enn die 
Voraussetzungen des Satzes 5 nicht vorliegen* Der 
Arbeitgeber hat die ELStAM in das L o hukout o zu 
übernehmen und gemäß der übermittelten zeit- 
lichen Gültigkeitsaugabe auzuwenden* 

(5a) Nachdem der Arbeitgeber die ELStAM für 
die Durchführung des Lohnsteuerabzugs ange- 
wandt hat, sind die Übergaugsregeluugeu in Ab- 
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28 . In § 65 Absatz 1 Satz 3 werden die Wörter „§ 28 Niini- 
iiiei 1 des Dritten Buches Sozial ge setzbuch“ dur ch die 
Wörter „§ 28 Absatz 1 Nurnnier' 1 des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch“ sowie die Wörter , Europäischen 
Gemeinschafiten“ durch die Wörter ,Emopäischen 
Union“ ersetzt. 

29. hl § 3 Nimuner 40 Satz 4, § 10 Absatz 2 Satz 1 Nimi- 
nier 2 Buchstabe a und § 43a Absatz 2 Satz 5 werden 
jeTÄreils die Wörter „Europäischen Gemeinschaft“ durch 
die Wörter „Eiuopäischen Union“ ersetzt. 

30 . Die Anlage 2 erhält die als Anlage zu diesem Gesetz er- 
sichtliche Fassung. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Satz 1 Satz 1 uud in den Absätzen 2 bis 5 nicht mehr 
anzn wenden. Die Lohnsteuerabzugsmerkmale der 
vor hegenden Lohns teuer karte 2010 und der Be- 
scheinigung für den Lohn Steuerabzug gelten nicht 
mehr. Wenn die nach § 39e Absatz 1 Satz 1 gebilde- 
ten Lohnsteuerabzugsmerkmale den tatsächlichen 
Verhältnissen des Arbeitnehmers nicht entsprechen, 
hat das Finanzamt auf dessen Antrag eine besondere 
Bescheinigung für den Lohnsteuerabzug (Besondere 
Bescheinigung für den Lohnsteuerabzug) mit den 
Lohnsteuerabzugsmerkmalen des Arbeitnehmers 
auszustellen sowie etw^aige Änderungen einzutragen 
(§ 39 Absatz 1 Satz 2) und die Abrufberechtigung 
des Ai'beitgebers auszusetzeu. Die Gültigkeit dieser 
Bescheinigung ist auf längstens zw^ei Kalenderjahre 
zu begrenzen. § 39e Absatz 5 Satz 1 und Absatz 7 
Satz 6 gilt eutspi'echend. Die Lohnsteuerabzugs- 
merkmale der Be SOU de reu Bescheinigung für den 
Lohnsteuerabzug sind für die Dui^chführung des 
Lohnsteuerabzugs nur daun für den Arbeitgeber 
maßgebend, wenn ihm gleichzeitig die Lohnsteuer- 
karte 2010 vor hegt oder unter den Voraussetzungen 
des Absatzes 1 Satz 5 Vorgelegen hat oder eine 
Bescheinigung für den Lohnsteuerabzug für das 
erste Dienstverhältnis des Arbeitnehmers vor hegt. 
Abw eichend von Absatz 5 Satz 3 und 7 kann der Ar- 
beitgeber nach dem erstmaligen Abruf der ELStAM 
die Lohusteuer im Einführungszeitraum längstens 
für die Dauer von sechs Kalendermonaten weiter 
nach den Lohnsteuerabzugsmerkmalen der Lohn- 
steuer karte 2010, der Bescheinigung für den Lohn- 
steuerabzug oder den nach Absatz 4 maßgebenden 
Lohnsteuerabzugsmerkmalen erheben, wenn der 
Arbeitnehmer zu stimmt. Dies gilt auch, wenn der 
Arbeitgeber die ELStAM im Einführuugszeitraum 
erstmals angewandt hat. 

(6) bis (8) (weggefahen) 

(9) Ist der unbeschränkt einkommensteuer- 
pfhchtige Arbeitnehmer seinen Verpflichtungen 
nach Absatz 2 Satz 2 und 3 nicht nachgekommen 
und kommt eine Veranlagung zur Einkommen- 
steuer nach § 46 Absatz 2 Nummer 1 bis 7 nicht in 
Betracht, kann das Finanzamt den Arbeitnehmer 
zur Abgabe einer Einkommen Steuererklärung auf- 
fordern und eine Veranlagung zur Einkommen- 
steuer durchführen.“ 

38. unverändert 


39. unverändert 


40. unverändert 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-37- 


Drucksache 17/11190 


Entwurf 

Artikel 3 

Änderung des Köiperscliaftsteiiergesetzes 

Das Körper schaftsteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vorn 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4144), das 
zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 7. Dezember 2011 
(BGBl. I S. 2592) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1 . hl § 8b Absatz 9 werden die Wörter- „Richtlinie 90/435/ 
EWG des Rates vom 23. Juli 1990 über das gemeinsame 
Steuersystem der Mutter- imd Tochtergesellschaften ver- 
schiedener Mitgliedstaaten (ABI. EG Nr. L 225 S. 6, 
Nr. L 266 S. 20, 1997 Nr. L 16 S. 98), zuletzt geändert 
diu’ch die Richtlinie 2003/123/EG des Rates vom 22. De- 
zember 2003 (ABI. EU 2004 Nr. L 7 S. 41)“ durch die 
Wörter „Richtlinie 20 11 /96/EU des Rates vom 30. No- 
vember 2011 über das gemeinsame Steuersystem der 
Mutter- imd Tochtergesellschaften verschiedener Mit- 
gliedstaaten (ABL L vom 29.12.2011, S. 8)“ ersetzt. 

2. hl § 9 Absatz 1 Nununer 2 Satz 4 werden die Wörter 
„Richtlinie 77/799/EWG des Rates vom 19. Dezember 
1977 über die gegenseitige Amtshilfe zwischen den zu- 
ständigen Behörden der Mitgüedstaaten im Bereich der 
direkten Steuern imd der Mehrw^ertsteuer- (ABI. L 336 
vom 27.12.1977, S. 15), die zuletzt diuch die Richtlinie 
2006/98/EG (ABL L 363 vom 20.12.2006, S. 129) ge- 
ändert worden ist, einschließlich der in diesem Zusam- 
menhang anzuwendenden Diuchfirhiimgsbestinmiungen 
in den fiir den jeweiligen Veranlagungszeitraum gelten- 
den Fassungen oder eines entsprechenden Nachfolge- 
rechtsaktes“ diu’ch die Wörter „Amtshilferichtlhüe ge- 
mäß § 2 Absatz 2 des EU-Amtshilfegesetzes“ ersetzt. 

3. § 34 whd wie folgt geändert: 

a) In Absatz 7 Satz 10 werden die Wörter „Richtlinie 90/ 
435/EWG des Rates vom 23. Juli 1990 über das 
gemeinsame Steuersystem der Mutter- und Tochter- 
gesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten (ABI. 
EG Nr. L 225 S. 6, Nr. L 266 S. 20, 1997 Nr. L 16 
S. 98), zuletzt geändert dmch Akte über die Beitritts- 
bedingimgeri imd die Anpassimgen der Verträge - 
Beiti’itt der Tschechischen Republik, der Republik 
Estland, der Republik Zypern, der- Republik Lettland, 
der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der 
Republik Malta, der Republik Polen, der Republik 
Slowenien imd der Slow^aki sehen Republik (ABI. EU 
2003 Nr. L 236 S. 33)“ durch die Wörter „Richtlinie 
2011/96/EU des Rates vom 30. November- 2011 über 
das gemeinsame Steuersystem der Mutter- imd Toch- 
tergesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten (ABI. 
L 345 vom 29.12.2011, S. 8)“ ersetzt. 

b) In Absatz 8a vmd nach Satz 6 folgender Satz eingefugt: 

„§ 9 Absatz 1 Nummer 2 Satz 4 in der Fassung des 
Artikels . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. ... [em- 
setzen: Datum und Fundstelle des vorhegenden Äri- 
denmgsgesetzes]) ist erstmals für den Veranlagungs- 
zeitraimi 2013 anzuwenden.“ 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

AiTikel 3 

Änderung des Körpei scliaftsteiiergesetzes 

Das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4144), das 
zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 7. Dezember 2011 
(BGBL I S. 2592) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. § 34 wir d wie folgt geändert : 
a) unverändert 


b) unverändert 


c) In Absatz 10b Satz 3 wird die Angabe „2013“ 
duiTh die Angabe „2015“ ersetzt* 
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4. In § 5 Absatz 2 Nummer 2 und § 32 Absatz 4 Satz 1 
werden jeweils die Wörter „d^s Artikels 48 des Vertrags 
zur- Gründung der Europäischen Geniemschaff ' dur ch die 
Wörter Artikels 54 des Vertrags über die Arbeits- 
weise der Europäischen Uihori“ er setzt. 

5 . hl § 8b Absatz 7 Satz 3 , § 2 1 a Absatz 2 und § 26 Absatz 6 
Satz 10 werden jeweils die Wörter ,^iuopäischen 
Gemeinschaft'' durch die Wörter' ,ßiuopäischen Union“ 
ersetzt. 

Artikel 4 

Änderung des Gewerbesteiiergesetzes 

Das Gewerbesteuergesetz hi der Fassimg der Bekaruitnia- 
chimg vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4167), das zuletzt 
diu'ch Artikel 5 des Gesetzes vom 7. Dezember 2011 (BGBl. I 
S. 2592) geändert worden ist, wud wie folgt geändert: 

1. §3 Nummer 13 wird wie folgt gefasst: 

„13. private Schulen und andere allgemein bildende 
oder berufsbildende Unternehmen, soweit unmit- 
telbar dem Schul- und Bildungszweck dienende 
Leistungen erbracht werden, 

a) wenn sie als Ersatzschule gemäß Artikel 7 
Absatz 4 des Grundgesetzes staatlich genehmigt 
oder nach Landesrecht erlaubt sind oder 

b) wenn die zuständige Landesbehörde bescheinigt, 
dass sie auf einen Beruf oder eine vor einer ju- 
ristischen Person des öffentlichen Rechts abzu- 
legende Prüfung ordnungsgemäß vorbereiten; 

2. § 9 whd wie folgt geändert: 

a) In Nummer 5 Satz 4 werden die Wörter „Richtlinie 
77/799/EWG des Rates vom 19. Dezember 1977 über 
die gegenseitige Ariitshilfe zwischen den zuständigen 
Behörden der Mitgliedstaaten im Bereich der direkten 
Steuern und der' Melu'wertsteuer (ABI. L 336 vom 
27.12.1977, S. 15), die zuletzt durch die Richtlinie 
2006/98/EG (ABI. L 363 vom 20.12.2006, S. 129) 
geändert w^orderi ist, einschließlich der in diesem Zu- 
saiiunenhang anzuweriderideri Diuchfülmingsbestim- 
miuigen in den firr den jeweiligen Verarilagimgszeit- 
raum geltenden Fassimgen oder eines entsprechenden 
Nachfolger echtsaktes“ druch die Wörter , Atihshilfe- 
richtlhiie gemäß § 2 Absatz 2 des EU-Amtshilfegeset- 
zes“ ersetzt. 

b) In Nummer 7 Satz 1 w^erden die Wörter „Richtlinie 
90/43 5/EWG des Rates vom 23. Juli 1990 über das 
gemeinsame Steuersystem der Mutter- und Tochter- 
gesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten (ABI. 
EG Nr. L 225 S. 6, Nr. L 266 S. 20, 1997 Nr. L 16 
S. 98), zuletzt geändert durch Richtlinie 2006/98/EG 
des Rates vom 20. November 2006 (ABI. EU Nr. L 
363 S. 129)“ durch die Wörter „Richtlinie 2011/96/ 
EU des Rates vom 30. November 2011 über' das ge- 
meinsame Steuersystem der Mutter- und Tochterge- 
sellschaften verschiedener Mitgliedstaaten (ABI. L 
345 vom 29.12.2011, S. 8)“ ersetzt. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 
4. unverändert 


5. unverändert 


Artikel 4 

Änderung des Gewerbesteuergesetzes 

Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung der Bekaruitma- 
chimg vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4167), das zuletzt 
dur ch Artikel 5 des Gesetzes vom 7. Dezember 2011 (BGBl. I 
S. 2592) geändert worden ist, wild wie folgt geändert: 

1* eutfällt 


1 . unverändert 
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3. § 36 wild wie folgt geändeit: 

a) Nack Absatz 3 wind folgender Absatz 3a eingefiigt: 

^ Nummer 13 in der Fassung des Arti- 
kels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ... [einsetzen: 
Datum und Fundstelle des vorliegenden Änderungs- 
gesetzes}) ist erstmals für den Erkebungszeitraum 
2013 anzuwenden. “ 

b) Die bisherigen Absätze 3a, 3b und 3c werden die 
Absätze 3b, 3c und 3d. 

c) In Absatz 8b wird nach Satz 4 folgender Satz ehige- 
ftigt: 

„§ 9 Niuiinier 5 Satz 4 in der Fassung des Artikels . . . 
des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ... [emsetzen: Da- 
timi imd Fundstelle des vorliegenden Ändeningsge- 
setzes]) ist erstmals fiir den Erhebungszeitiauni 2013 
anzuwenden.“ 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

2* § 29 Absatz 1 Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. bei Betrieben, die ausschließlicli Anlagen zur 
Erzeugung von Strom und anderen Energieträ- 
gern sowie Wärme aus Windenergie und solarer 
Strablungseuergie im Sinne des § 3 Nummer 3 
des Gesetzes für den Vorrang Er neuer bar er 
Energien betreiben, zu drei Zehntel das in Num- 
mer 1 bezeichuete Verhältnis und zu sieben 
Zehntel das Verhältnis, in dem die Summe der 
Steuer hch maßgebenden Ansätze des Sachanla- 
gevermögens mit Ausnahme der Betriebs- und 
Geschäftsausstattung, der geleisteten Auzahlun- 
geu und der Anlagen im Bau in allen Betriebs- 
stätten (§ 28) zu dem Ansatz in den einzelnen Be- 
triebsstätten steht.“ 

3* § 35c Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe f wird wie folgt 
gefasst: 

„f) über die Beschränkung der Hinzurechnung von 
Entgelten fiir Schulden und ihnen gleichgestellte 
Beträge (§ 8 Nummer 1 Buchstabe a) bei 

aa) Finanz dieustleistungsinstituten, sow^eit sie 
Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Ab- 
satz la Satz 2 des Gesetzes über das Ki'edit- 
wesen tätigen, 

bb) Zahlungsinstituten, soweit sie Zahlungs- 
dienste im Sinne des § 1 Absatz 2 Nummer 2 
Buchstabe c und Nummer 6 des Zahluugs- 
dieuste a ufsic htsgesetzes erb ringen* 

Voraussetzung für die Umsetzung von Satz 1 ist, 
dass die Umsätze des Finanzdieustleistungsinsti- 
tuts zu mindestens 50 Prozent auf Finanzdienst- 
leistungen und die Umsätze des Zahlungsinsti- 
tuts zu mindestens 50 Prozent auf Zahluugs- 
dienste entfallen,“. 

4. § 36 wild wie folgt geändeit: 
a) entfällt 


b) entfäUt 
a) unverändert 


b) Nach Absatz 9c wird folgender Absatz 9d einge- 
fügt: 

,(9d) § 29 Absatz 1 Nummer 2 in der Fassung 
des Artikels des Gesetzes vom (BGBl. I S. 
[einsetzen: Datum und Fundstelle des vorüegen- 
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den Änderungsgesetzes]) ist vorbehaltlich Satz 2 
erstmals für den Erhebungszeitraum 2013 anzu- 
wenden* Für die Erhebungszeiträume 2013 bis 
2022 ist § 29 Absatz 1 Nummer 2 bei Betrieben, die 
ausschließlich Anlagen zur Erzeugung von Strom 
und anderen Energieträgern sowie Wärme aus 
solarer Strahlungseuergie im Sinne des § 3 Num- 
mer 3 des Gesetzes für den Vorrang Er neuer bar er 
Energien betreiben, in folgender Fassung anzu- 
w enden: 

„2. bei Betrieben, die ausscMießUch Anlagen zur 
Erzeugung von Strom und anderen Energie- 
trägern sowie Wärme aus solarer Strahluugs- 
euergie im Sinne des § 3 Nummer 3 des Geset- 
zes für den Vorrang Er neuer bar er Energien 
beti'eiben, 

a) für den auf Neuanlageu im Sinne von 
Satz 3 entfallenden Anteil am Steuer mess- 
betrag zu drei Zehntel das in Nummer 1 be- 
zeichnete Verhältnis und zu sieben Zehntel 
das Verhältnis, in dem die Summe der steu- 
erlich maßgebenden Ansätze des Sachanla- 
gevermögens mit Ausnahme der Betriebs- 
und Geschäftsausstattung, der geleisteten 
Anzahlungen und der Anlagen im Bau 
(maßgebendes Sachanlagenvermögen) in 
allen Betrieb sstätteu (§ 28) zu dem Ansatz 
in den einzelnen Betriebsstätten steht, und 

b) für den auf die übrigen Anlagen im Sinne 
von Satz 4 entfallenden Anteil am Steuer- 
messbetrag das in Nummer 1 bezeichnete 
Verhältnis. 

Der auf Neuaulagen und auf übiige Anlagen 
jeweUs entfallende Anteil am Steuer messbe- 
trag ermittelt sich aus dem Verhältnis, in dem 

a) die Summe des maßgebenden Sachanlage- 
vermögens für Neuanlageu und 

b) die Summe des übrigen maßgebenden 
Sachanlagevermögens für die übrigen An- 
lagen 

zum gesamten maßgebenden Sachanlagever- 
mögen des Betriebs steht* 

Neuanlageu sind Anlagen, die nach dem 
30* Juni 2012 zur Erzeugung von Strom und 
anderen Energieträgei'n sowie Wärme aus so- 
larer Strahluugsenergie genehmigt wurden. 
Die übrigen Anlagen umfassen das übrige 
maßgebende Sachanlagenvermögen des Be- 
triebs*“ ‘ 

c) Absatz 10a wu’d wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 wird das Semikolon durch einen 
Funkt ersetzt und wird folgender Satz einge- 
fügt: 

„§ 35c Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe f Satz 1 
in der Fassung des Artikels .*. des Gesetzes 
vom *.* (BGBl* IS**.* [einsetzen: Datum und 
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Fundstelle des vorliegenden Änderungsgeset- 
zes]) ist erstmals für den Erhebuugszeitraum 
2009 anzuwenden*“ 

bb) In dem neuen Satz 4 werden die Wörter ^jin 
der Fassung des Ai’tikels 3 des Gesetzes vom 
8* April 2010 (BGBL I S. 386)“ durch die Wör- 
ter „in der Fassung des Artikels *. . des Geset- 
zes vom .*. (BGBL I S* *.* [eiusetzen: Datum 
und Fundstelle des vorliegenden Änderungs- 
gesetzes])“ ersetzt* 

Artikel 5 
Änderung der 

Gewerbesteuer-Duixhfiihruugsverordniing 

Die Gewerbesteuer-Durchführungsverordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 
(BGBL I S* 4180)j die zuletzt durch Artikel 4 der Verord- 
nung vom 17* November 2010 (BGBL I S* 1544) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1* § 19 Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Bei Finanzdienstleistnugsinstituteu im Sinne 
des § 1 Absatz la des Ki^ditw^esengesetzes, die mit Aus- 
nahme der Unternehmen im Sinne des § 2 Absatz 6 
Nummer 17 des Ki^editwesengesetzes nicht der Aus- 
nah meregelung des § 2 Absatz 6 des Ki^editwesengeset- 
zes uuterhegeu, sowie hei Zahlungsinstituten im Sinne 
des § 1 Absatz 1 Nummer 5 des Zahluugsdienste- 
aufsichtsgesetzes unterbleibt eine Hinzurechnung von 
Entgelten für Schulden und ihnen gleichgesteUten Be- 
trägen nach § 8 Nummer 1 Buchstabe a des Gesetzes, 
soweit die Entgelte und ihnen gleichgestellten Beträge 
unmittelbar auf Finanzdienstleistuugen im Sinne des 
§ 1 Absatz la Satz 2 des Ki^ditw^esengesetzes oder 
Zahlungsdienste im Sinne des § 1 Absatz 2 Nummer 2 
Buchstabe c und Nummer 6 des Zahlungsdieusteauf- 
sichtsgesetzes entfallen. Satz 1 ist nur auzuwenden, 
w^eun die Umsätze des Finanzdienst leis tu ngsinstituts 
zu mindestens 50 Prozent auf Fiuanzdienstleistungen 
und die Umsätze des Zahluugsinstituts zu mindestens 
50 Prozent auf Zahlungsdieuste entfallen.“ 

2* § 36 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 w^erdeu die Semikola duivh jeweUs einen 
Punkt ersetzt. 

b) Nach dem neuen Satz 3 wird folgender Satz einge- 
fügt: 

„§ 19 Absatz 4 Satz 1 in der Fassung des Artikels 
.*. des Gesetzes vom ..* (BGBL I S* ..* [einsetzen: 
Datum und Fundstelle des vorhegenden Ände- 
rungsgesetzes]) ist erstmals für den Erhebungs- 
zeitraum 2009 anzu wenden*“ 

c) Im neuen Satz 5 werden die Wörter „in der Fas- 
sung des Ailikels 4 des Gesetzes vom 8* April 2010 
(BGBL I S* 386)“ durch die Wörter „in der Fas- 
sung des Artikels .*. des Gesetzes vom .** (BGBL I 
S. .*. [eiusetzen: Datum und Fundstelle des vorhe- 
genden Änderungsgesetzes])“ ersetzt* 
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Artikel 5 

Änderung des Außensteuergesetzes 

Das Außens teuergesetz vom S. September 1972 (BGBl. I 
S. 1713), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 
8. Dezember 2010 (BGBl. I S. 1768) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1 . § 1 wild wie folgt geändeit: 

a) In Absatz 1 wild nach Satz 1 folgender Satz eiiigefiigt: 

„Steueip nichtiger im Siiuie dieser Vorschrift ist auch 
eine Personengesellschaft oder eine Mitimtemehmer- 
schaft; eine Peisonengesellschaft oder Mituiitemeh- 
merschaft ist selbst nahestehende Person, wenn sie die 
Voraussetzungen des Absatzes 2 erfiillt.“ 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) hl Satz 5 wird die Angabe „Satz 2“ durch die An- 
gabe „Satz 3“ ersetzt. 

bb) hl Satz 6 werden nach dem Woit , JL^eistungsemp- 
fäiigers“ die Wöiter „imter Berücksichtigung 
fuiiktions- und risikoadäquater Kapitahsienmgs- 
zins Sätze“ eingeftigt. 

cc) hl Satz 9 werden die Wörter „unter Beilicksichti- 
gung ftinktions- und risikoadäquater Kapitalisie- 
rungszinssätze“ gestiichen. 

dd) Satz 13 wird aufgehoben. 

c) Absatz 4 whd aufgehoben. 

d) Del- bisherige Absatz 5 wird Absatz 4 imd wde folgt 
gefasst: 

„(4) Geschäftsbeziehungen im Sinne dieser Vor- 
schrift sind 

1. einzelne oder mehrere zusammenhängende wirt- 
schaftliche Vorgänge (Geschäfts vor fälle) zwi- 
schen einem Steueipflichtigen imd einei’ naheste- 
henden Person, 

a) die Teil einer Tätigkeit sind, auf die die §§13, 
15, 18 oder 21 des Einkonunensteuergesetzes 
aiizuwenden sind oder im Fall einer ausländi- 
schen nahestehenden Person aiizuwenden w^ä- 
ren, wenn sich der Geschäfts Vorfall im Inland 
ereignet hätte, imd 

b) denen keine ge sellschafts vertragliche Vereiii- 
bainng zugnmde liegt; 

2. Geschäfts vor fälle z^dschen einem Unternehmen 
eines Steuerpflichtigen imd seiner in einem ande- 
ren Staat gelegenen Betriebsstätte (anzimehmende 
schuldrechtliche Beziehungen). 

Liegen einer Geschäftsbeziehimg keine schuldi echth- 
chen Vereinbaiimgen zugrunde, ist davon auszugehen, 
dass voneinander unabhängige ordentliche und gewis- 
senhafte Geschäftsleiter schuldiechthche Verehiba- 
nmgen getroffen hätten oder bestehende Rechtsposi- 
tionen geltend machen würden, die der Besteuemng 
zugnmde zu legen sind, es sei denn, der Steuerpflich- 
tige macht im Einzelfall etwas anderes glaubhaft.“ 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

AiTikel 6 

Äuderuiig des Außensteiiei gesetzes 

Das Außensteuergesetz vom 8. September 1972 (BGBl. I 
S. 1713), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 
8. Dezember 2010 (BGBl. I S. 1768) geändert w^orden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1 . § 1 wild wie folgt geändeit: 
a) unverändert 


b) unverändert 


c) unverändert 

d) unverändert 
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e) Folgende Absätze 5 und 6 werden angefügt: 

„(5) Die Absätze 1 , 3 und 4 sind entsprechend an- 
zuwenden, wenn fiir eine Geschäftsbeziehung iin 
Sinne des Absatzes 4 Satz 1 Nummer 2 die Bedingun- 
gen, insbesondere die Venechnungspreise, die der 
Aufteüiuig der Einkünfte zwischen einem inlän- 
dischen Untemelunen rmd seiner ausländischen Be- 
triebsstätte oder der Emiittlung der Einkünfte der in- 
ländischen Betriebsstätte eines ausländischen 
Unternehmens steuerlich zugrunde gelegt werden, 
nicht dem Frenidvergleichsgrundsatz entsprechen und 
dadurch die inländischen Einkünfte eines beschränkt 
Steuerpflichtigen gemindert oder die ausländischen 
Einkünfte eines unbeschränkt Steuerpflichtigen er- 
höht werden. Zin Anwendimg des Fremdvergleichs- 
grundsatzes ist eine Betriebsstätte wie ein eigenstän- 
diges und unabhängiges Unternehmen zu behandeln, 
es sei denn, die Zugehörigkeit der Betriebs stätte zum 
Unternehmen erfordert eine andere Behandlung. Um 
die Betriebs Stätte wie ein eigenständiges und unab- 
hängiges Unternehmen zu behandeiu, sind ihr in ei- 
nem eisten Schiitt zuzuordnen: 

1. die Funktionen des Unternehmens, die durch dn 
Personal ausgeübt werden (Personalftinktionen), 

2. die Veimögensweite des Unternehmens, die sie 
zur Ausübimg der ihr zugeordneten Funktionen 
benötigt, 

3. die Chancen und Risiken des Untenielunens, die 
sie auf Gnmd der ausgeübten Funktionen und zu- 
geordneten Veimögensweite übeniinunt, sowie 

4. ein angemessenes Eigenkapital (Dotationskapital). 

Auf der Grundlage dieser Zuordnung sind in einem 
zweiten Schiitt die Art der Geschäftsbeziehungen 
zwischen dem Untemelunen imd seiner Betriebsstätte 
und die Veireclunrngspreise fin diese Geschäftsbezie- 
hungen zu bestimmen. Die Sätze 1 bis 4 sind entspre- 
chend auf ständige Vertreter anzuwenden. Die Mög- 
lichkeit, einen Ausgleichsposten nach § 4g des 
Einkonunensteuergesetzes zu bilden, wird nicht eili- 
ge schränkt. Auf Geschäftsbeziehimgen zv^üschen ei- 
nem Gesellschaftei' imd seinei' Personengesellschaft 
oder zwischen einem Mitimtemeluner imd seiner Mit- 
untemehmerschaft sind die Sätze 1 bis 4 nicht anzu- 
w^enden, imabhängig davon, ob die Beteiligung un- 
mittelbar besteht oder ob sie nach § 1 5 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2 Satz 2 des Einkonunensteuergesetzes mit- 
telbar besteht; ftir diese Geschäftsbeziehimgen gilt 
Absatz 1. Ist ein Abkommen zin Vermeidung der 
Doppelbesteuenmg anzuwenden imd macht der Steu- 
eipflichtige geltend, dass dessen Regelungen den Sät- 
zen 1 bis 7 widersprechen, so hat das Abkommen nui- 
insoweit Vonang, als sich nach dessen Bestimmungen 
kein oder ein geringerer Berichtigungsbedarf als 
nach den Sätzen 1 bis 7 ergibt und der Steuerpflichtige 
nachweist, dass der andere Staat sein Besteuenmgs- 
recht entsprechend diesem Abkonunen ausübt. 

(6) Das Bimdesministerium der Finanzen wild 
emiächtigt, mit Zustimmimg des Bimdesrates duich 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

e) Die folgenden Absätze 5 imd 6 w^erden angefiigt: 

„(5) Die Absätze 1 , 3 und 4 sind entsprechend an- 
zuwenden, w^enn ftir eine Geschäftsbeziehung im 
Sinne des Absatzes 4 Satz 1 Nummer 2 die Bedingun- 
gen, insbesondere die Venechnimgspreise, die der 
Aufteilimg der Einkünfte zwischen einem inlän- 
dischen Untemelunen imd seiner ausländischen Be- 
triebsstätte oder der Eimitthmg der Einkünfte der in- 
ländischen Betriebsstätte eines ausländischen 
Untemehmens steuerlich ziignmde gelegt w^erden, 
nicht dem Fremdvergleichsgrimdsatz entsprechen und 
dadurch die inländischen Einkünfte eines beschränkt 
Steiieipflichtigen gemindert oder die ausländischen 
Einkünfte eines imbeschränkt Steuerpflichtigen er- 
höht w^ erden. Zin Anw^endimg des Fremdvergleichs - 
gnmdsatzes ist eine Betriebs stätte wde ein eigenstän- 
diges und unabhängiges Unternehmen zu behandeln, 
es sei denn, die Zugehörigkeit der Betriebs stätte zum 
Untemelunen erfordert eine andere Behandlung. Um 
die Betriebs Stätte wie ein eigenständiges imd unab- 
hängiges Unternehmen zu behandeln, sind ihr in ei- 
nem ersten Schiitt zuzuordnen: 

1, unverändert 

2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 

Auf der Grundlage dieser Zuordnung sind in einem 
zweiten Schiitt die Art der Geschäftsbeziehungen 
zwischen dem Unternehmen imd seiner Betriebsstätte 
und die Veireclmirngspreise fin diese Geschäftsbezie- 
hungen zu bestinuiien. Die Sätze 1 bis 4 sind entspre- 
chend auf ständige Veiti eter anzuw^enden. Die Mög- 
lichkeit, emen Ausgleichsposten nach § 4g des 
Einkonunensteuergesetzes zu bilden, w^ird nicht ein- 
geschränkt. Auf Geschäftsbeziehimgen zwischen ei- 
nem Gesellschafter und seiner Personengesellschaft 
oder zwischen einem Mitiintemehmer und seiner Mit- 
untemehmer Schaft sind die Sätze 1 bis 4 nicht anzu- 
w^enden, imabhängig davon, ob die Beteiligung un- 
mittelbar besteht oder ob sie nach § 15 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2 Satz 2 des Einkommensteuergesetzes mit- 
telbar besteht; ftir diese Geschäftsbeziehimgen gilt 
Absatz 1. Ist ein Abkommen zin Venneidung der 
Doppelbesteuenmg anzuw^enden imd macht der Steu- 
erpflichtige geltend, dass dessen Regelungen den Sät- 
zen 1 bis 7 widersprechen, so hat das Abkommen nui- 
VoiTang, soweit der Steueipflichtige nachw’^eist, dass 
der andere Staat sein Besteueiiingsrecht entsprechend 
diesem Abkonunen ausübt und deshalb die Anwen- 
dung der Sätze 1 bis 7 zu einer Doppelbesteuerung 
führen iviirde. 

(6) unverändert 
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Rechtsverordnung Einzelheiten des Fremdveigleichs- 
gnindsatzes im Sinne der Absätze 1 , 3 rmd 5 und Ehi- 
zeJlieiten zu dessen einheitlicher Anwendung zu 
regeln sowie GiTindsätze zm- Bestimmung des Dota- 
tionskapitals iin Sinne des Absatzes 5 Satz 3 Num- 
mer 4 festzulegen.“ 

2. § 2 Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

„(5) Ist Absatz 1 anzuwenden, kommt der Steuersatz 
zui’ Anwendimg, der sich fiir sämtliche Einkünfte der Per- 
son ergibt; füi' die Ermittlung des Steuersatzes bleiben 
Eiiiküiifie aus Kapital vennögen außer Betracht, die dem 
gesonderten Steuersatz nach § 32d Absatz 1 des Einkom- 
mensteuergesetzes rmterliegen. Auf Einkünfte, die dem 
Steuerabzug auf Gnmd des § 50a des Einkonunensteuer- 
gesetzes unterliegen, ist § 50 Absatz 2 des Eiiikommen- 
steuergesetzes nicht anzuwenden. § 43 Absatz 5 des Ein- 
kommens teuer gesetz es bleibt unberührt.“ 

3. § 8 Absatz 2 w^ird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Wörter „im Sinne des § 7 Abs. 2“ 
durch die Wörter „hn Sinne des § 7 Absatz 2 oder Ab- 
satz 6“ ersetzt. 

b) In Satz 2 werden die Wörter „Richtlinie 77/799/ 
EWG des Rates vom 19. Dezember 1977 über- die 
gegenseitige Amtshilfe zwischen den zuständigen 
Behörden der Mitgüedstaaten im Bereich der direk- 
ten Steuern imd der Mehrwertsteuer (ABI. EG Nr. L 
336 S. 1 5), die zuletzt durch die Richtlinie 2006/98/ 
EWG des Rates vom 20. November 2006 (ABI. EU 
Nr. L 363 S. 129) geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung,“ diuch die Wörter ,Aadshilfe- 
richtlinie gemäß § 2 Absatz 2 des EU-Amtshilfege- 
setzes“ ersetzt. 

4. § 15 whd wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 w^ird wie folgt gefasst: 

„Vennögen rmd Einkünfte einer Farnilienstihtmg, die 
Geschäftsleitimg und Sitz außerhalb des Geltimgs- 
bereichs dieses Gesetzes hat (ausländische Farnilien- 
stifhmg), werden dem Stifter, wenn er luibeschränkt 
steuerpflichtig ist, sonst den unbeschränkt steuer- 
pflichtigen Personen, die bezugsberechtigt oder ari- 
fallsber echtigt sind, entsprechend ihrem Anteil zuge- 
rechnet.“ 

b) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

„(5) § 12 Absatz 1 und 2 ist entsprechend anzuweri- 
den. Für Steuern auf die nach Absatz 1 1 befreiten Zu- 
wendungen gilt § 12 Absatz 3 entsprechend.“ 

c) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

aa) hl Nummer 2 werden die Wörter „Richtlinie 77/ 
799/EWG“ diuch die Wörter „Amtshilfericht- 
linie gemäß § 2 Absatz 2 des EU- Amtshilfegeset- 
zes“ ersetzt. 

bb) Folgender Satz wird an gefügt: 

„Satz 1 gilt nicht für die der ausländischen Fami- 
lienstifiung nach den Absätzen 9 und 10 zuzu- 
rechnenden Beträge . " 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. § 15 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


b) unverändert 


c) entfällt 

c) In Absatz 6 Nimimer 2 werden die Wörter „Richtlhüe 
77/799/EWG“ diuch die Wörter „Amtshilferichtlhüe 
gemäß § 2 Absatz 2 des EU- Amtshilfegesetzes“ er- 
setzt. 

bb) euträUt 
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d) Absatz 7 whd diuch die folgenden Absätze 7 bis 11 d) unverändert 
ersetzt: 

„(7) Die Einkünhe der Stiftung nach Absatz 1 wer- 
den in entsprechender Anwendung der Vorschriften 
des Köiperschaftsteueigesetzes und des Eiiikoinnien- 
steuergesetzes ennittelt. Bei der Einiitthuig der Ein- 
künfte gilt § 10 Absatz 3 entsprechend. Ergibt sich ein 
negativer Betrag, entfällt die Zruechnung. 

(8) Die nach Absatz 1 dein S tifter oder der bezugs- 
oder anfallsberechtigten Person zuziuechnenden Ein- 
künfte gehören bei Personen, die ihre Einkünfte nicht 
nach dem Körperschaft Steuergesetz ennitteln. zu den 
Einkünften mi Shuie des § 20 Absatz 1 Nummer 9 des 
Emkommensteuergesetzes. § 20 Absatz 8 des Eiiikoni- 
niensteuergesetzes bleibt unberührt; § 3 Nunmier 40 
Satz 1 Buchstabe d und § 32d des Ernkonunensteuer- 
ge setze s sind niu insoweit anzuwenden, als diese Vor- 
schriften bei unmittelbarem Bezug der zuzurecluien- 
den Einkünfte durch die Personen im Sinne des 
Absatzes 1 anzuwenden wär en. Soweit es sich beim 
Stifter- oder der bezugs- oder anfallsberechtigten Per- 
son luii Personen handelt, die ihr e Einkünfte nach dem 
Körperschaftsteuergesetz ennittehi, bleibt § 8 Absatz 2 
des Körper schaftsteuergesetzes unberlilut; § 8b Ab- 
satz 1 und 2 des Körperschaftsteuergesetzes ist nur in- 
soweit anzuwenden, als diese Vorschrift bei unmittel- 
barem Bezug der zuziuechnenden Einkünfte diuch die 
Personen im Sinne des Absatzes 1 anzuwenden wär e. 

(9) Ist eine ausländische Familienstiftung oder eine 
andere ausländische Stiftung im Sinne des Absat- 
zes 10 an einer Körperschaft, Personenvereinigung 
oder Vermögensmasse hn Sinne des Köiperschaft- 
steuergesetzes, die weder Geschäftsleitung noch Sitz 
im Geltungsber eich dieses Gesetzes hat und die nicht 
gemäß § 3 Absatz 1 des Körper schaftsteuergesetzes 
von der Körperschaftsteuerpflicht ausgenonmien ist 
(ausländische Gesellschaft), beteiligt, so gehören die 
Einkünfte dieser Gesellschaft in entsprechender An- 
wendung der §§ 7 bis 14 mit dem Teil zu den Einkünf- 
ten der Faniilienstifhmg, der auf die Beteiligung der 
Stiftung am Neruikapital der Gesellschaft entfällt. Auf 
Gewhuiaus Schüttungen der ausländischen Gesell- 
schaft, denen nachweislich bereits nach Satz 1 zuge- 
rechnete Beträge zugrunde liegen, ist Absatz 1 nicht 
anzuwenden. 

(10) Einer- ausländischen Familienstiftung w^erden 
Vennögen und Einkünfte ehier anderen ausländischen 
Stiftung, die nicht die Voraussetzungen des Absat- 
zes 6 Satz 1 erfüllt, entsprechend üuem Anteil zuge- 
rechnet. wenn sie allein oder zusanmien mit den in 
den Abs ätzen 2 und 3 genannten Personen zu mehr als 
der Hälfte unmittelbar oder mittelbar bezugsberech- 
tigt oder anfallsberechtigt ist. Auf Zuw^eridungeri der 
ausläridischen Stiftung, denen nachweislich bereits 
nach Satz 1 zugerechnete Beträge zugrunde liegen, ist 
Absatz 1 nicht anzuwenden. 

(11) Zuwendungen der ausländischen Familienstif- 
tung unterliegen bei Personen im Sinne des Absat- 
zes 1 nicht der Besteuerung, soweit die den Zuweri- 
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düngen zugninde liegenden Einkünfte nachweislich 

bereits nach Absatz 1 zugei ecbnet worden sind.“ 

5 . § 1 8 Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„{4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für Einkünfte und Ver- 
mögen im Sinne des § 15 entsprecbend.“ 

6. Dem § 21 werden die folgenden Absätze 20 und 2 1 ange- 
fiigt: 

„(20) § 1 Absatz 1 Satz 2 erster Halbsatz und Absatz 3 
bis 6 in der Fassung des Artikels . . . des Gesetzes vom . . . 
(BGBl. I S. ... [einsetzen: Datiuii und Fundstelle des 
vorliegenden Ändeningsgesetzes]) ist erstmals fiir den 
Veranlagungszeitraum 2013 anzuwenden. § 1 Absatz 1 
Satz 2 zv^^eiter Halbsatz in der Fassung des Artikels . . . 
des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS..., [einsetzen: Datum 
und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes]) 
gilt fiir alle noch nicht bestandskräftigen Veranlagungen. 


(21) § 2 Absatz 5 in der Fassung des Artikels . . . des 
Gesetzes vom . . . (BGBl. IS.... [einsetzen: Datum und 
Fiuidstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist 
erstmals für- den Veranlagungszeitraum 2012 anzuwen- 
den. Auf Anftag ist § 2 Absatz 5 Satz 1 und 3 in der Fas- 
sung des Artikels . . , des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. ... 
[einsetzen: Datum und Fundstelle des vorhegenden 
Änderurigsgesetzes]) bereits fiir Veranlagungszeiträimie 
vor 2012 anzuwenden, bereits ergangene Steuerfestset- 
zungen smd aufzuheben oder zu ändern. § 8 Absatz 2 in 
der Fassung des Artikels ... des Gesetzes vom ... 
(BGBl. IS. ... [einsetzen: Datum und Fundstelle des vor- 
liegenden Änderungsgesetzes]) ist erstmals anzuw enden 

1 . fiir die Einkonmien- rmd Körperschaftsteuer fiir den 
Verarilagimgszeitraum, 

2. fiir die Gewerbesteuer fiir den Erbebungszeitrauni, 

für den Zwiscbeneinkünfte hinzuziuecluien sind, die in 
einem Wntschaftsjahr der Zwiscbenge Seilschaft oder der 
Betriebs Stätte entstanden sind, das nach dem 31. Dezem- 
ber 2012 beginnt. § 15 Absatz 1, 5 bis 11 sowie § 18 Ab- 
satz 4 sind in der Fassung des Artikels . . . des Gesetzes 
vom . . . (BGBl. IS. ... [einsetzen: Datiuii und Fiuidstelle 
des vorliegenden Ändenmgs ge setze s]) fiir die Einkom- 
men- und Körperscbaftsteuer erstmals arizuwenden fiu 
den Veranlagungszeitraum 2013.“ 

Artikel 6 
Änderung der 

Gewiunabgrenzungsaufzeiclinuiigsverorduung 

§ 7 der Ge winnabgrenzimgsaufzeicbnungs Verordnung 
vom 13. November 2003 (BGBl. I S. 2296), die zuletzt 
diu’cli Artikel 9 des Gesetzes vom 14. August 2007 (BGBl. I 
S. 1912) geändert worden ist, wnd wie folgt gefasst: 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

5. unverändert 

6. Dem § 21 werden die folgenden Absätze 20 und 21 
angefügt: 

„(20) § 1 Absatz 1 Satz 2 erster Halbsatz und Absatz 3 
und 6 in der Fassung des Artikels . . . des Gesetzes vom . . . 
(BGBl. I S. . . . [einsetzen: Datum und Fundstelle des 
vorhegenden Ändemngsgesetzes]) ist erstmals fiir den 
Veranlagungszeitraimi 2013 anzuwenden. § 1 Absatz 1 
Satz 2 zweiter Halbsatz m der Fassung des Artikels . . . des 
Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ... [einsetzen: Datum und 
Fundstelle des vorliegenden Ändeningsgesetzes]) gilt für’ 
alle noch nicht bestandskräftigen Veranlagungen. § 1 Ab- 
satz 4 und 5 in der Fassung des Artikels des Geset- 
zes vom (BGBL I S**.. [einsetzen: Datum und 
Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist 
erstmals für Wirtschaftsjalii^ anzuweuden, die nach 
dem 31* Dezember 2012 beginnen. 

(21) unverändert 


Ailikel 7 

unverändert 
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.§7 

Entsprechende Anwendung fiir Betriiebsstätten, 

Personengesellschaften und Mituntemehmerschahren 

Die §§ 1 bis 6 gelten entsprechend 

1 . für Steuerpflichtige, die fiir die inländische Besteuemng 
nach § 1 Absatz 5 des Außensteuergesetzes Ehikünfie 
zwischen üueiii inländischen Unternehmen imd dessen 
ausländischer Betriebs stätte aufzuteilen haben. 

2. fiir Steuerpflichtige, die fiir die inländische Besteuernng 
nach § 1 Absatz 5 des Außensteuergesetzes Einkünfie der 
inländischen Betiiebsstätte ihres ausländischen Unter- 
nelunens zu ermitteln haben, sowie 

3 . fiir Personenge seUscha fteri rmd Mihmtemeluner schafien. 
auf die § 1 Absatz 1 Satz 2 des Außensteuergesetzes ari- 
zuwenden ist.“ 


Artikel 7 Artikel 8 

Änderung des Investment Steuergesetzes unverändert 

Das hivestmentsteuergesetz vom 15. Dezember 2003 
(BGBl. I S. 2676, 2724)^ das zuletzt durch Artikel 2 Ab- 
satz 56 des Gesetzes vom 22. Dezember 2011 (BGBl. I 
S. 3044) geändert worden ist, wir d wie folgt geändert: 

1 . hl § 7 Absatz 5 Satz 1 werden die Wörter „des § 44a Ab- 
satz 4 und des § 44b Absatz 1 Satz 1“ durch die Wörter 
„d^s § 44a Absatz 4 und 10 Satz 1“ ersetzt. 

2. hl § 11 Absatz 2 Satz 4 werden die Wörter „in § 44b 
Abs. 1 Satz 2 des Emkommensteuergesetzes bezeich- 
neten“ diuch die Wörter „nach dem Einkonmiensteuer- 
gesetz erforderlichen“ ersetzt. 

3. hl § 17a Satz 2 werden die Wörter „Richtlinie 77/799/ 

EWG des Rates vom 19. Dezember 1977 über die gegen- 
seitige Anitslhlfe zwischen den zuständigen Behörden 
der Mitgliedstaaten ini Bereich der' direkten Steuern und 
der Meluw^ertsteuer (ABI. EG Nr. L 336 S. 15), die zu- 
letzt diucli die Richtlhiie 2006/98/EWG des Rates vom 
20. November- 2006 (ABI. EU Nr. L 363 S. 129) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung“ diucli die 
Wörter ,Ajntshilferichtlrnie gemäß § 2 Absatz 2 des 
EU- Amtshilfegesetzes“ ersetzt. 

4. Dem § 18 wild folgender Absatz 22 angefiigt: 

„(22) § 7 Absatz 5 Satz 1 und § 1 1 Absatz 2 Satz 4 in 
der Fassung des Artikels ... des Gesetzes vom ... 

(BGBl. I S. ... [einsetzen: Datimi und Fundstelle des 
vorliegenden Änderiingsgesetzes]) sind erstmals arizu- 
wenden auf Erträge aus hivestrnentant eilen, die dem 
Anleger nach dem 31. Dezember 2012 zufließen oder 
als ilmi zugeflossen gelten. § 17a Satz 2 hi der Fassung 
des Artikels . . . des Gesetzes vom . . , (BGBl. I S. . . . 

[einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden Äri- 
demngsgesetzes]) ist ab dem 1. Januar- 2013 anzuweri- 
deri.“^ 
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Artikel 8 

Änderung des Umwandluugssteiiergesetzes 

In § 1 Absatz 2 Nununer 1 des Uniwandlungssteuergeset- 
zes vom 7. Dezember 2006 (BGBl. I S. 2782^ 2791), das zu- 
letzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22. Dezember 2009 
(BGBl. I S. 3950) geändert worden ist, w^erden die Wörter 
„des Artikels 48 des Vertrags ziu Gründung der Europäi- 
schen Gemeinschaft' durch die Wörter „des Artikels 54 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Eiuopäischen Union“ er- 
setzt. 

Artikel 9 

Änderung des Umsatzsteiiergesetzes 

Das Ums atzsteuerge setz hi der Fassung der Bekaruitnia- 
chimg vom 21. Febniar 2005 (BGBl. I S. 386), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vorn 8. Mai 2012 (BGBl. I 
S. 1030) geändert v/orden ist, wird wie folgt geändert: 

1 . hl der hilialtsübersicht wird die Angabe zu § 26 wie folgt 

gefasst: 

„§ 26 Durchfülinmg, Erstattung hi Sonder fällen“. 

2. § 3a wild wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Die Sätze 1 imd 2 gelten entsprechend bei einer sons- 
tigen Leistung an eine ausschließlich nicht uritemeh- 
merisch tätige juristische Person, der eine Umsatz- 
steuer-Identifrkationsnumrner erteilt worden ist, und 
bei einer sonstigen Leistung an eine juiistische Per- 
son, die sowohl unternehmerisch als auch nicht imter- 
nehmeiisch tätig ist; dies gilt nicht für- sonstige Leis- 
tungen, die ausschließlich für den privaten Bedarf des 
Personals oder eines Gesellschafters bestimmt sind.“ 

b) In Absatz 3 w^erden der Nunmier 2 folgende Sätze äu- 
ge fügt: 

„Die Veniiietimg eines Beförderungsmittels, die nicht 
als kurzfristig im Sinne des Satzes 2 anzusehen ist, an 
einen Empfänger, der' weder ein Unternehmer ist, für' 
dessen Unternehmen die Leistimg bezogen wird, noch 
eine nicht unternehmerisch tätige juristische Person, 
der eine Umsatzsteuei-Identifikatiorisnunmier erteilt 
worden ist, w^ird an dem Ort erbracht, an dem der 
Empfänger seinen Wolinsitz oder Sitz hat. Handelt es 
sich bei dem Beförderungsmittel luii ein Spoitboot. 
wird abw^eichend von Satz 3 die Vennietimgsleistung 
an dem Ort ausgefühit, an dem das Sportboot dem 
Empfänger tatsächhch ziu Verhigung gestellt whd, 
wenn sich auch der Sitz, die Gescliäftsleitung oder 
eine Betriebs stätte des Unternehmers, von wo aus 
diese Leistung tatsächlich erbracht wird, an diesem 
Ort befmdet.“ 
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Ailikel 9 

unverändert 


Artikel 10 

Änderuug des Umsatzsteiiei gesetzes 

Das Ums atzst euer gesetz hi der Fassimg der Bekaruitma- 
chimg vom 21. Febniar 2005 (BGBl. I S. 386), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. Mai 2012 (BGBl. I 
S. 1030) geändert worden ist, wild wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 


3. § 4 whd wie folgt geändert: 3. § 4 whd wie folgt geändert: 

a) Nummer 14 wird wie folgt geändert: 
aa) Buchstabe c wird wie folgt gefasst: 
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a) In Nummer 14 wi/icf dm Semikolon am Ende durch ein 
Komma ersetzt und wild folgender Buchstabe e emge- 
ßgf- 

„e) die ziu Verhütung von nosokomialen Infektionen 
imd zur Veraieidimg der Weiteiverbreitung von 
Krankheitseiregem, insbesondere solcher mit 
Resistenzen, erbrachten Leistungen eines Aiztes 
oder einer Hygienefachkraft, an in den Buchsta- 
ben a, b und d genannte Einrichtungen, die diesen 
dazu dienen, ihre Heübehandlungsleistungen 
ordnungsgemäß unter Beachtung der nach dem 
Infektionsschutz gesetz und den Rechts Verord- 
nungen der Länder nach § 23 Absatz 8 des Infek- 
tionsschutzgesetzes bestehenden Verpflichtun- 
gen zu erbringen;“. 

b) Nimimer 16 Satz I wird wie folgt geändert: 

aa) Buchstabe i wild wie folgt gefasst: 

„i) Eim ichtungen, mit denen ein Vertrag nach § 8 
Absatz 3 des Gesetzes zur Errichtung der 
Sozia Iversicheinng fiir Landwirtschaft, Fors- 
ten und Gartenbau über die Gewährung von 
häuslicher Krankenpflege oder Haushalts- 
hilfe nach den §§ 10 imd 11 des Zweiten 
Gesetzes über die Krankenversichenuig der 
Landwirte, § 10 des Gesetzes über die Alters- 
sichening der Landw^hte oder nach § 54 Ab- 
satz 2 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch 
besteht,“. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Leistungen nach den Buchstaben a und b, 

die von 

aa) Einrichtungen, mit denen Verträge 
zur hausarztzentrierten Versorgung 
nach § 73b des Fünften Buches So- 
zialgesetzbuch oder zur besonderen 
ambulanten ärztlichen Versorgung 
nach § 73c des Fünften Buches Sozial- 
gesetzbuch bestehen, oder 

bb) Einrichtungen nach § 140b Absatz 1 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch, 
mit denen Verträge zur integrierten 
Versorgung nach § 140a des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch bestehen, 

erbracht werden;“* 

bb) Das Semikolon am Ende wird dmch ein Konuna 
eisetzt imd wild folgender Buchstabe e einge- 
fügt: 

„e) unverändert 


b) Nummer 16 wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 
aaa) unverändert 


bbb) In Buchstabe j wird das Wort „oder“ ge- 
strichen. 

ccc) Nach Buchstabe j wu’d folgender Buch- 
stabe k eingefügt: 

„k) Einrichtungen, die als Betreuer nach 
§ 1896 Absatz 1 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs bestellt worden sind, 
sofern es sich nicht um Leistungen 
handelt, die nach § 1908i Absatz 1 in 
Verbindung mit § 1835 Absatz 3 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs vergütet 
werden, oder“. 
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bb) In Buchstabe k wild die Angabe „40 Prozent 
diu’ch die Angabe „25 Prozent ersetzt. 


c) In Nuiiinier 19 Buchstabe a Satz 2 werden nach den 
Wörtern „der Ehegatte/' die Wörter „der eingetragene 
Lebenspartner/' emgefiigt. 

d) In Nuiiuner 20 Buchstabe a wird nach Satz 2 folgen- 
der Satz eingefiigt: 

„Steuerfrei sind auch die Umsätze von Bühnemegis- 
s euren und Büluienchoreographen an Eiimchtungen 
im Siiuie der Sätze 1 imd 2, wenn die zuständige Lan- 
desbehörde bescheinigt, dass deren künstleiische Leis- 
timgen diesen Eimichtungen unmittelbar dienen." 

e) Die Nummern 21 und 22 werden wie folgt gefasst: 

„21. Schul- und Hochschulunterricht, Amj- und Fort- 
bildung sowie berufliche Umschulung (Bil- 
dungsleistungen) und damit eng verbundene 
Lieferungen und sonstige Leistungen durch Ein- 
richtungen des öffentlichen Rechts, die mit sol- 
chen Aufgaben betraut sind. Ersatzschulen, die 
gemäß Artikel 7 Absatz 4 des Grundgesetzes 
staatlich genehmigt oder nach Landesrecht er- 
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ddd)Der bishedge Buchstabe k wird Buch- 
stabe 1 und in diesem wird die Angabe 
„40 Prozent" diuch die Angabe „25 Pro- 
zent" ersetzt. 

bb) In Satz 2 w^erden die Wörter „nach den Buch- 
staben b bis k“ durch die Wörter „nach den 
Buchstaben b bis ersetzt* 

c) Nummer 18 wu’d wie folgt gefasst: 

„18. eng mit der Sozialfürsorge und der sozialen 
Sicherheit verbundene Leistungen, wenn 
diese Leistungen von Einrichtungen des 
öffentlichen Rechts oder anderen Einrichtun- 
gen mit sozialem Charakter erbracht wer- 
den* Einrichtungen mit sozialem Charakter 
im Sinne dieser Vorschrift sind Eindchtun- 
geu, deren Einnahmen im voran gegangenen 
Kalenderjahr ganz oder zum überwiegenden 
Teü aus 

a) Zahlungen der Staatskasse oder der 
gesetzlichen Träger der Sozialversiche- 
rung einschließlich der Ärbeitsförderung 
oder der Grundsicherung für Arbeitsu- 
chende oder der SozialhUfe oder der für 
die Durchführung der Kriegsopfer Versor- 
gung zuständigen Versorgungsverwaltung 
einschließlich der Träger der Kiiegsopfer- 
für sorge oder Kirchen und Religionsge- 
meiusc haften des öffentlichen Rechts oder 

b) Zuwendungen im Sinne des § 10b Ab- 
satz 1 des Einkommeusteuergesetzes oder 
des § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des 
Kör per sc ha f tste ue r gesetz e s 

bestanden* Für die in den Nummern 15, 15a, 
16, 25 und 27 Buchstabe b genannten Leis- 
tungen kommt die Steuerbefreiung nur unter 
den dort genannten Voraussetzungen in Be- 
tracht;*^ 

d) unverändert 


e) unverändert 


e) entfällt 
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laubt sind, und andere Einrichtungen mit ver- 
gleichbarer Zielsetzung sowie Bildungsleistun- 
gen von Privatlekrem. Eine vergleichbare 
Zielsetzung ist gegeben, wenn die Leistungen 
der Einrichtung geeignet sind, dem Teilnehmer 
spezielle Kenntnisse und Fähigkeiten zu vermit- 
teln. Nicht befreit sind Leistungen, die der rei- 
nen Freizeitgestaltung dienen. Erbringt eine an- 
dere Einrichtung mit vergleichbarer Zielsetzung 
Leistungen im Sinne des Satzes 1, die auch der 
Freizeitgestaltung dienen können, sind diese nur 
dann befreit, wenn die Einrichtung keine syste- 
matische Gewinnerzielung anstrebt und etwaige 
Gewinne, die trotzdem anfallen, nicht entnom- 
men, sondern zur Erhaltung oder Verbesserung 
der erbrachten Leistungen verwendet werden; 

22. a) ( weggefallen ) 

b) kulturelle und sportliche Veranstaltungen, 
die von juristischen Personen des öffentli- 
chen Rechts, von Verwaltungs- und Mrf- 
schaftsakademien, von Volkshochschulen 
oder von Einrichtungen, die gemeinnützigen 
Zwecken oder dem Zweck eines Beruf sver- 
bandes dienen, durchgeführt werden, wenn 
die Einnahmen überwiegend zur Deckung 
der Kosten verwendet werden oder soweit 
das Entgelt in Teilnehmergebühren besteht; 


f) Nummer 25 Satz 3 \^1rd folgt geändert: 

aa) In Buchstabe b wird das Semikolon am Ende 
durch ein Komma ersetzt* 


4. § 8 Absatz 2 Nuiimier 1 wird wie folgt gefasst: 

„1- die Liefenmgen, Uiiibaiiten, Instands etzuiigen, War- 
tiuigen, Verchaiteiimgen und Veraiietungen von 
Luftfahrzeugen, die ziu Verblendung durch Unter- 
nehmer bestinunt sind, die ini entgeltlichen Lufh^er- 
kehr überwiegend grenzüberschreitende Befbrde- 
nuigen oder Befordenmgen auf ausschließlich im 
Ausland gelegenen Strecken rmd nur in unbedeuten- 
dem Umfang nach § 4 Nimuner 17 Buchstabe b steu- 
erfieie, auf das Inland beschränkte Befordenmgen 
durchfüluen;“. 


bb) Nach Buchstabe b wird folgender Buchstabe c 
eingefügt: 

„c) Leistungen, die von Einrichtungen er- 
bracht werden, die als Vormünder nach 
§ 1773 des Bürgerlichen Gesetzbuchs oder 
als Ergänzungspfleger nach § 1909 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs bestellt worden 
sind;*^ 

4. unverändert 


5* § 12 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. die Lieferungen, die Einfuhr und der inner- 
gemeinschaftliche Eiwerb der in Anlage 2 be- 
zeichne teu Gegenstände mit Ausnahme der in 
Nummer 49 Buchstabe f, den Nummern 53 
und 54 bezeichueten Gegenstände;“* 
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b) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. die Vermietung der in Anlage 2 bezeicbueten 
Gegenstände mit Ausnahme der in Num- 
mer 49 Buchstabe f, den Nummern 53 und 54 
bezeichneteu Gegenstände;*^ 

c) In Nummer 11 wird der abschließende Punkt 
duiTh ein Semikolon ersetzt. 

d) Nach Nummer 11 w^erden folgende Nummern 12 
und 13 augefügt: 

,,12. die Einfuhr der in Nummer 49 Buchstabe f, 
den Nummern 53 und 54 der Anlage 2 bezeich- 
neten Gegenstände; 

13. die Lieferungen und der inner gemeinschaftli- 
che Enverb der in Nummer 53 der Anlage 2 
bezeichneteu Gegenstände, w^enn die Liefe- 
rungen 

a) vom Urheber der Gegenstände oder dessen 
Rechtsnachfolger bewirkt werden oder 

b) von einem Unternehmer bewirkt werden, 
der kein Wiedeiwerkäufer {§ 25a Absatz 1 
Nummer 1 Satz 2) ist, und die Gegenstände 

aa) vom Unternehmer in das Gemein- 
schaftsgebiet ein geführt wurden, 

bb) von ihrem Urheber oder dessen 
Rechtsnachfolger an den Unterneh- 
mer geliefert wurden oder 

c c) den U nte r ne hmer z um vollen Vo i^teu- 
erabzug beiechtigt haben*“ 



a) der in § 3g Absatz 1 Satz 1 genannten 
Gegenstände eines im Ausland ansässigen 
Unternehmers unter den Bedingungen des 
§ 3g und 

b) von Gas über das Erdgasnetz und von 
Elektrizität, die nicht unter Buchstabe a 


b) In Absatz 5 werden die Sätze 1 und 2 wie folgt ge- 


fasst: 


„In den in den Absätzen 1 und 2 Nummer 1 bis 3 
genannten Fällen schuldet der Leistungsempfan- 
ger die Steuer, wenn er ein Unternehmer oder eine 
juristische Person ist; in den in Absatz 2 Num- 
mer 5 Buchstabe a, Nummer 6, 7, 9 und 10 genann- 
ten Fällen schuldet der Leistungsempfänger die 
Steuer, wenn er ein Unternehmer ist. In den in Ab- 
satz 2 Nummer 4 Satz 1 genannten Fällen schuldet 
der Leistungsempfänger die Steuer, wenn er ein 
Unternehmer ist, der Leistungen im Sinne des Ab- 
satzes 2 Nummer 4 Satz 1 erbringt; in den in Ab- 
satz 2 Nummer 5 Buchstabe b genannten Fällen 
schuldet der Leistungsempfänger die Steuer, wenn 
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„Ein ini Ausland ansässiger Unternehmer im Siiuie des 
Absatzes 2 Nunmier 1 rmd 5 ist ein Untemehriien 
der ini Inland, auf der Insel Helgoland und in einem 
der in § 1 Absatz 3 bezeicbneten Gebiete weder einen 
Woluisitz, seinen gewöhnlichen Aufenthalt, seinen Sitz, 
seine Geschäftsleitung noch eine Beüiebsstätte hat; 
dies gilt auch, w^emi der Unternehmer ausschließlich 
einen Woluisitz oder einen gew^öhnlichen Aufent- 
haltsort hn Inland, aber seinen Sitz, den Ort der Ge- 
s chäftsleitung oder eine Betriebs statte im Ausland 
hat. Ein im übrigen Gemeinschaösgebiet ansässiger 
Unternehmer ist ein Unternehmer, der in den Gebieten 
der übrigen Mitghedstaaten der Europäischen Union, 
die nach dem GemeinschaÄsrecht als hilarid dieser 
Mitgliedstaaten gelten, einen Wohnsitz, seinen ge- 
w^öhnlichen Aufenthalt, seinen Sitz, seine Geschäfe- 
leitimg oder eine Betriebsstätte hat; dies gilt nicht, 
wenn der Unternehmer ausschließlich ehren Woluisitz 
oder einen gewöhnlichen Aiifenthaltsori; in den Ge- 
bieten der übrigen Mitgliedstaaten der Eiuopäischen 
Union, die nach dem Gemeinschaßsr echt als Inland 
dieser Mitgliedstaaten gelten, aber seinen Sitz, den 
Ort der Geschäftsleitimg oder eine Betriebs stätte hn 
Drittlandsgebiet hat. Hat der Unternehmer hn Inland 
ehre Betriebsstätte und fiihrt er ehren Umsatz nach 
Absatz 1 oder Absatz 2 Niunmer 1 oder Nunmier 5 aus, 
gilt er liinsichtlich dieses Umsatzes als im Ausland 
oder im übrigen Gemeinschafts gebiet ansässig, wenn 
die Betriebsstätte an diesem Umsatz nicht beteiligt ist.“ 

6. § 14 wh’d wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) hl Nunmier S w^ird das Wort „imd“ durch ein 
Konmia ersetzt. 

bb) hl Niuiuner 9 w^ird der abschließende Pmikt 
durch das Wort „und“ ersetzt. 

cc) Nach Niuiuner 9 wird folgende Nunmier 10 an- 
gefügt: 

,10. hl den F ällen der Ausstellimg der Rechnung 
durch den Leistimgsempfänger oder durch 
einen von ihm beauftragten Dritten gemäß 
Absatz 2 Satz 2 die Angabe „Gutscluift“.^ 

b) Folgender Absatz 7 wh d angefiigt: 

„(7) Führt der Unternehmer einen Umsatz im hi- 
land aus, ftu den der Leistungsempfänger die Steuer 
nach § 13b schuldet, und hat der Unternehmer hn 
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er ein Unternehmer ist, der Leistnngen im Sinne 
des Absatzes 2 Nnmmer 5 Buchstabe b erbringt^ in 
den in Absatz 2 Nummer 8 Satz 1 genannten Fällen 
schnldet der Leistnngsempfänger die Stener, wenn 
er ein Unternehmer ist, der Leistnngen im Sinne 
des Absatzes 2 Nnmmer 8 Satz 1 erbringt*“ 

c) In Absatz 6 Nnmmer 2 wird das Wort „Taxi“ 
duiTh die Wörter „Fahrzeng im Sinne des § Ib 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 1“ ersetzt. 

d) In Absatz 7 werden die Sätze 1 und 2 duixrh die 
folgenden Sätze ersetzt: 

„Ehi hn Ausland ansässiger Unternehmer im Shme 
des Absatzes 2 Nunmier 1 und 5 ist em Unternehmer, 
der hn Inland, auf der Insel Helgoland und in ehiern 
der hl § 1 Absatz 3 bezeicbneten Gebiete weder einen 
Wohnsitz, seinen gewöhnlichen Aufenthalt, seinen Sitz, 
seme Geschäftsleitimg noch eine Betriebsstätte hat; 
dies gilt auch, werm der Unternehmer ausschließlich 
ehien Wohnsitz oder einen gewöhnlichen Aufent- 
haltsort hn Inland, aber seinen Sitz, den Ort der 
Geschäftsleitimg oder ehre Betriebsstätte hn Ausland 
hat. Ein hn übrigen Gemeinschaßsgebiet ansässiger 
Unternehmer ist ein Unternehmer, der hi den Gebieten 
der übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen Union, 
die nach dem Gemeinschaftsrecht als Inland dieser 
Mitgliedstaaten gelten, einen Wohnsitz, seinen ge- 
wölmlichen Aufenthalt, seinen Sitz, sehie Geschäfts- 
leitimg oder ehre Betriebsstätte hat; dies gilt nicht, 
werm der Unternehmer ausschheßlich einen Wohnsitz 
oder einen gewöhnlichen Aufenthaltsort hi den Ge- 
bieten der übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union, die nach dem Gemeinschaftsrecht als Inland 
dieser Mitgliedstaaten gelten, aber sehieri Sitz, den 
Ort der- Geschäftsleitimg oder eine Betriebsstätte hn 
Ehi ttlands gebiet hat. Hat der Untemelmier hn Inland 
ehie Betriebsstätte und ftihrt er einen Umsatz nach 
Absatz 1 oder Absatz 2 Nimuner 1 oder Nummer 5 aus, 
gilt er hinsichtlich dieses Umsatzes als hn Ausland 
oder im übrigen Gemeinschaftsgebiet ansässig, werm 
die Betriebsstätte an diesem Umsatz nicht beteiligt ist.“ 

7. § 14 whd wie folgt geändert: 

a) unverändert 


b) Folgender Absatz 7 wird angefiigt: 

„(7) Führt der Unternehmer einen Umsatz im hi- 
larid aus, für- den der Leistimgsempfänger die Steuer 
nach § 13b schuldet, imd hat der- Unternehmer hn hi- 
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Inland weder seinen Sitz noch seine Geschäfeleitung, 
eine Betriebs stätte, von der aus der Umsatz ausgefiihrt 
wird oder die an der Erbringung dieses Umsatzes 
beteiligt ist, oder in Ermangelung eines Sitzes seinen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im hiland, so 
gelten abweichend von den Absätzen 1 bis 6 füi' die 
Reclmungserteilung die Vorschriften des Mitglied- 
staates, hl dem der Untemeluner seinen Sitz, seine 
Geschäflsleitimg, ehie Betiiebsstätte, von der aus der 
Umsatz ausgefiihrt wird, oder hi Ennangelung eines 
Sitzes sehien Wohnsitz oder gew^öhnlichen Aufenthalt 
hat. Satz 2 gilt nicht, wenn eine Gutschrift gemäß 
Absatz 2 Satz 2 vereinbart w^orden ist.“ 

7. § 14a wu’d wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

,(1) Hat der Untemeluner seinen Sitz, seine 
Geschäftsleitimg, ehie Betriebsstätte, von der aus der 
Umsatz ausgefiihrt wird, oder hi Ennangelung eures 
Sitzes seinen Wohnsitz oder gew^ölinlichen Aufenthalt 
im Inland, und fiihit er einen Umsatz in einem an- 
deren Mitgliedstaat aus, an dem eine Betiiebsstätte in 
diesem Mitgliedstaat nicht beteiligt ist, so ist er zur- 
AussteUimg einer Rechnung mit der Angabe „Steuer- 
schuldner Schaft des Leistimgsemp langer s“ verpflich- 
tet, wenn die Steuer hi dem anderen Mitgliedstaat von 
dem Leistungsempfänger geschuldet whd und keine 
Gutschrift gemäß § 14 Absatz 2 Satz 2 vereinbart wor- 
den ist. Fühlt der Unternehmer eine sonstige Leistung 
im Shine des § 3a Absatz 2 in einem anderen Mit- 
gliedstaat aus, so ist die Rechnung bis zimi fiinfzelui- 
ten Tag des Monats, der auf den Monat folgt, hi dem 
der Umsatz aus geführt worden ist, auszustellen, hi 
dieser Rechnung sind die Umsatzsteuer-Identifika- 
tionsnummer des Unternehmers und die des Leis- 
tiuigsempfäiigers anzugebeii.' 

b) In Absatz 3 w^erden die Sätze 1 imd 2 wie folgt ge- 
fasst: 

„Führt der Untemeluner eine huiergernemschaftliche 
Lieferung aus, ist er ziu Ausstelhmg ehier Rechnung 
bis zum fiinfzeluiten Tag des Monats, der auf den Mo- 
nat folgt, in dem der Umsatz ausgeftihit worden ist, 
verpflichtet, hi der Rechnung sind auch die Umsatz- 
steuer-Identifikationsnununer des Unternehmers und 
die des Leistimgsempfängers anzugeben.“ 

c) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

,(5) Führt der Unternehmer ehie Leistimg im Shuie 
des § 13b Absatz 2 aus, ftu die der Leistungsempfäii- 
ger nach § 13b Absatz 5 die Steuer schuldet, ist er zur’ 
Ausstelhmg einer Rechnung mit der Angabe „Steiier- 
schuldrier Schaft des Leistimgsempfängers“ verpflich- 
tet; Absatz 1 bleibt imbeilihit. Die Vorschrift über den 
gesonderten Steueiausweis in einer Rechnung nach 
§ 14 Absatz 4 Satz 1 Nimuner S wird nicht angewen- 
det. ‘ 

d) Absatz 6 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

,In den Fällen der Besteueiimg von Reiseleistiui- 
geii nach § 25 hat die Rechnung die Angabe „Sonder- 
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laiid v/eder seinen Sitz noch seine Geschäftsleitung, 
ehie Betriebsstätte, von der aus der Umsatz ausgeftihit 
wird oder die an der Erbringimg dieses Umsatzes 
beteiligt ist, oder in Ermangelung eines Sitzes sehien 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im hiland, so 
gelten abweichend von den Absätzen 1 bis 6 ftii' die 
Rechnungserteilung die Vorschiiften des Mitghed- 
staates, hi dem der Unternehmer sehien Sitz, seine 
Geschäftsleitimg, ehie Betriebsstätte, von der aus der 
Umsatz ausgefiihrt whd, oder in Ennangelung emes 
Sitzes seinen Wohnsitz oder gew^öhnlichen Aufenthalt 
hat. Satz 1 gilt ihcht, weim ehie Gutscluift gemäß 
Absatz 2 Satz 2 vereinbart w^orden ist,“ 

8. unverändert 
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regeluiig für Reisebüros“ und in den FäUen der Dif- 
ferenzbesteueiimg nach § 25a die Angabe „Ge- 
braucht- gegenstände/S onderregelung“ ^ .^unstgegen- 
stände/Sonderregelung“ oder „Samnüiingsstücke und 
Antiquitäten/Sondenegelung“ zu eodialten/ 

8. In § 14b Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „zehn“ durch 
das Wort „acht“ ersetzt. 

9. § 1 5 Absatz I Satz f Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 


„3. die Steuer fiir den iiuiergeineinschaftlichen 
Erwerb von Gegenständen für- sein Unter- 
nehmen, wenn der irmergerneirischaftliche 
Erwerb nach § 3d Satz 1 ini Inland bewmkt 
wird;“. 


10. § 1 8d wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Wörter „Verordnung (EG) 
Nr. 1798/2003 des Rates vom 7. Oktober 2003 über 
die Zusanmienarbeit der Verwaltimgsbehörden auf 
dem Gebiet der Mehrw^ertsteuer imd zur Aufliebung 
der Verordnung (EWG) Nr. 218/92 (ABI. EU Nr. L 
264 S. 1)“ diuch die Wörter „Verordnimg (EU) 
Nr. 904/2010 des Rates vom 7. Oktober 2010 über 
die Zusanmienarbeit der Verwaltimgsbehörden und 
die Betnigsbekärnpfung auf dem Gebiet der Mehr- 
wertsteuer (ABL L 268 vom 12 , 10.20105 S!- 1)“ er- 
setzt. 

b) In Satz 2 whd die Angabe „§ 97 Abs. 3“ durch die 
Angabe „§ 97 Absatz 2“ ersetzt. 
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9. unverändert 

10. § 1 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„ 2 . die entstandene £ infulir umsa tzs teuer Mr 
Gegenstände, die für sein Unternehmen 
nach § 1 Absatz 1 Nummer 4 eiugeführt 
w^orden sind;*^ 

bb) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. unverändert 


b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 Buchstabe b wird wie folgt ge- 
fasst: 

„b) nach § 4 Nummer 8 Buchstabe a bis g, 
Nummer 10 oder Nummer 11 steuerfi'ei 
sind und sich unmittelbar auf Gegen- 
stände beziehen, die in das Diittlands- 
gebiet ausgeführt werden;“. 

bb) Nummer 2 Buchstabe b wird wie folgt ge- 
fasst: 

„b) nach § 4 Nummer 8 Buchstabe a bis g, 
Nummer 10 oder Nummer 11 steuerfrei 
w^äreu und der Leistungsempfänger im 
Drittlaudsgebiet ansässig ist oder diese 
Umsätze sich unmittelbar auf Gegen- 
stände beziehen, die in das Drittlands- 
gebiet ausgeführt werden*“ 

11* In § 16 Absatz 2 werden die Sätze 3 und 4 aufge- 
hoben. 

12. unverändert 
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13* Nach § 25a Absatz 3 Satz 1 yvird folgender Satz ein- 
gefügt: 


,,Lässt sich der Einkaufspreis eines Knnstgegen- 
standes (Nnmmer 53 der Anlage 2) nicht ermitteln 
oder ist der Einkaufspreis unbedeutend, wu'd der 
Betrag, nach dem sich der Umsatz bemisst, mit 
30 Prozent des Verkaufspreises angesetzt.“ 


11. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift whd wie folgt gefasst: 

4 26 


14. unverändert 


Durclifiilmmg, Erstattung in Sonderfällen“, 
b) Absatz 4 w^ird wie folgt gefasst: 

„(4) Die Umsatzsteuer wird einem Konsortiiun, 
das auf der Ginndlage der Verordniuig (EG) 
Nr. 723/2009 des Rates vom 25. Juni 2009 über den 
gememschaftlichen Rechtsrahmen fiu' ein Konsor- 
tium fiir eine europäische Forschungsinfiastniktui’ 
(ABI. L 206 vom 8.8.2009, S. 1) durch einen Be- 
schluss der Kommission gegilindet wurde, vom 
Bundeszentralamt fiir Steuern vergütet, wenn 

1 . das Konsortium seinen satzungsgemäßen Sitz im 
Inland hat, 

2. es sich um die gesetzüch geschuldete Umsatz- 
steuer handelt, die in Rechnung gestellt und ge- 
sondert ausgewiesen wwde, 

3. es sich um Umsatzsteuer für Lieferungen und 
sonstige Leistungen handelt, die das Konsortium 
fiir seine satzungsgemäße und nichtunteinehnie- 
rische Tätigkeit in Anspiuch genonmien hat, 

4. der Steueibetrag j e Rechnung insgesamt 25 Euro 
übersteigt und 

5. die Steuer gezahlt wurde. 

Satz 1 gilt entsprechend für' die von einem Konsor- 
tium nach § 13b Absatz 5 geschuldete und von üim 
entrichtete Umsatzsteuer, wenn diese je Rechnung 
insgesamt 25 Eruo übersteigt. Die Sätze 1 luid 2 sind 
auf ein Konsortium mit satzungsgemäßem Sitz in 
einem anderen Mitghedstaat sinngemäß anzuwen- 
den, weiui die Voraus setzimgen fiir die Vergütung 
dur ch die in § 4 Niuiimer 7 Satz 5 genannte Beschei- 
nigung nachgewiesen wild. Mindert sich die Be- 
messirngsgrimdlage nachtiä glich, hat das Konsor- 
tium das Bunde szentralamt fiir Steuern davon zu 
luiterrichten und den zuviel vergüteten Steuerbetrag 
zurückzuzahlen. Wird ein Gegenstand, den ein Kon- 
sortium fiir seine satzungsgemäße Tätigkeit erw^or- 
beri hat und fiir dessen Erwerb ehre Vergütung der 
Umsatzsteuer gewählt worden ist, entgelthch oder 
rmentgeltlich abgegeben, vermietet oder übertragen, 
ist der Teil der vergüteten Umsatzsteuer, der dem 
Veräußeiurigspreis oder bei unentgeltlicher Abgabe 
oder Übertragung dem Zeitv/ert des Gegenstands 
entspricht, an das Bimdeszentralamt für- Steuern zu 
entrichten. Der zu entrichtende Steuerbetiag kann 
aus Vereinfachimgs gründen durch Anwendiuig des 
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im Zeitpunkt der Abgabe oder Übertragung des Ge- 
genstands geltenden Steuersatzes ermittelt werden.“ 

72. In § 26a Absatz 1 Nununer 2 wird das Wort „zehn“ 
diu’ch das Wort „acht“ ersetzt. 

13. In § 26b Absatz 1 wild die Angabe „§ 1 8 Abs . 1 Satz 3“ 
durch die Wöitei- „§ 18 Absatz 1 Satz 4“ ersetzt. 

14. Dem § 27 wird folgender Absatz 19 angefiigt: 

„(19) § 14b Absatz 1 Satz 1 imd § 26a Absatz 1 Num- 
mer 2 in der Fassung des Artikels . . . des Gesetzes vom 
. . . (BGBl. IS. ... [einsetzen: Datum und Fundstelle des 
vorliegenden Ändeiimgsgesetzes]) gilt erstmals fiu' 
Rechnungen, deren Aufbewahnmgsfiist nach § 14b 
Absatz 1 Satz 1 Inder am 31. Dezember 2012 geltenden 
Fassung noch nicht ab gelaufen ist,“ 

75. In § 27a Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „Verord- 
nimg (EG) Nr. 1798/2003 des Rates vom 7. Oktober 
2003 übel' die Zusanunenarbeit der Vei'waltuiigsbehör- 
den auf dem Gebiet der Melirw^ertsteuer tmd zui' Auflie- 
bimg der Verordnung (EWG) Nr. 218/92 (ABI. EU 
Nr. L 264 S. 1)“ diuch die Wörter „Verordnimg (EU) 
Nr. 904/2010 des Rates vom 7. Oktober 2010 über die 
Zusanunenarbeit der Veiwaltimgsbehörden imd die Be- 
tiiigsbekämpfiing auf dem Gebiet der Mebrw'^erts teuer 
(ABI. L 268 vom 12.10.2010, S. 1)“ ersetzt. 

76. In § 1 Absatz 2a Satz 1 , § 4 Satz 1 Nummer 3 Buchsta- 
be a Doppelbuchstabe bb Satz 1, § 13b Absatz 7 Satz 1 
zw^eiter Halbsatz werden jeweils die Wöitei' „Euiopäi- 
schen GemeinschaR“ durch die Wöiter ,,Euiopäischen 
Union“ ersetzt. 

77. hl § 5 Absatz 2 Nununer 8 Satz 1 imd 2, Absatz 3 und 
§ 11 Absatz 5 werden jeweils die Wörter „des Rates 
oder der Kommission der Europäischen Gemeinschaf- 
ten“ diu’ch die Wörter „des Rates der Europäischen 
Union oder der Europäischen Kommission“ ersetzt. 

Artikel 10 

Änderung der Äbgabeuordnuug 

Die Abgabenordnung in der Fassung der Bekaiuitnia- 
chimg vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3866; 2003 I S. 61), 
die zuletzt duich Artikel 5 des Gesetzes vom 22. Dezember 
2077 (BGBl. I S. 3044) geändert w^orden ist, wird wie folgt 
geändert: 


1 . hl § 6 Absatz 2 Nummer 8 werden die Wörter , /Verwal- 
tungsstelle Cottbus“ gestochen. 

2. § 30 Absatz 6 Satz 4 wild wie folgt gefasst: 

,d])ie Rechts verordnimg bedarf nicht der Zustimmung des 
Biuidesrates, soweit sie die Kiaftfahrzeugs teuer, die Luft- 
verkehrsteuer, die Versichenmgsteuer sowie Einfulu- und 
Ausfuluabgaben und Verbrauchsteuem, mit Ausnalune 
der Biersteuer, betrifft. “ 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


15. unverändert 

16. unverändert 

17. unverändert 


18. unverändert 


19. unverändert 


20. unverändert 


Artikel 11 

Änderuug der Abgabenorduuug 

Die Abgabenordnimg in der Fassung der Bekaiuitma- 
chimg vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3866; 2003 I S. 61), 
die zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 21* Juli 2012 
(BGBl. I S. 1566) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1* In der lulialtsübersicht wii’d die Angabe zu § 275 wie 
folgt gefasste 

„§ 275 (weggefaUen)-* 

2. unverändert 

3. unverändert 
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Beschlüsse des 7. Ausschusses 


3 . In § 5 1 Absatz 3 Satz 2 wird das Wort „widerlegbar“ ge- 
strichen. 

4. § 53 Nunmiei 2 wird wie folgt geändert: 

a) hl Satz 1 wnd das Wort ,dlaushalts Vorstand“ duich 
das Wort ,^^lleinerziehenden“ ersetzt. 

b) hl Satz 4 werden die Wörter' „die der Alleinstehende 
oder der Haushaltsvor stand und die sonstigen Haus- 
haltsangehörigen haben“ durch die Wörter „aller 
Haushaltsarigehörigen“ ersetzt. 

5. § 68 Nuniriier 5 w^ird wie folgt gefasst: 

„5. Einrichtimgen über Tag und Nacht (Heimerzie- 
hung) oder sonstige betreute Wohnformen,“. 

6. § 87a wird wie folgt geändert: 

a) hl Absatz 5 Satz 1 whd die Angabe „§ 97 Abs. 1 
und 3“ diu'ch die Angabe „§ 97“ ersetzt. 

b) Absatz 6 Satz 3 wnd wie folgt gefasst: 

,dDie Rechts Verordnung nach Satz 1 bedarf nicht der 
Zustimmung des Bundesrates, soweit sie die Kraft- 
fahrzeugsteuer, die Lufh^erkehr steuer, die Versiche- 
nmgsteuer oder Verbrauchsteuern, mit Ausnahme 
der Biersteuer, betriifift.“ 

7. § 88 Absatz 3 Satz 2 whd wie folgt gefasst: 

„Ehier Zustimmung des Bimdesrates bedarf es nidit, 
soweit die Kraftfahrzeugsteuer', die Lufh^erkelusteuer, 
die Versicherimgsteuer' oder Verbrauchsteuem, mit 
Ausnahme der Biersteuer, betroffen sind.“ 

8. Dem § 89 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Rechtsverordnung bedarf nicht der Zusthiunung 
des Biuidesrates. soweit sie die Versichernnssteuer be- 
trifft“ 


3* entfallt 


4. unverändert 


5. unverändert 


6. unverändert 


7. unverändert 


8. unverändert 


9. § 90 Absatz 3 Satz 7 whd wie folgt gefasst: 9. unverändert 

„Die Vorlage richtet sich nach § 97.“ 

10. § 97 whd wie folgt geändert: 10. unverändert 

a) Absatz 1 w^hd wie folgt gefasst: 

„(1) Die Beteiligten und andere Personen haben der 
Fhianzbehörde aiff Verlangen Bücher, Auffeichnungen. 

Geschäftspapiere und andere Urkunden zur Einsicht 
imd Prüftuig vorzulegen. hn Vorlage verlangen ist ari- 
zugeberi, ob die Urkiuiden ftir die Besteuenmg des ziu' 

Vorlage Aufge forderten oder für' die Besteuenmg an- 
derer Personen benötigt w^erden. § 93 Absatz 1 Satz 2 
imd 3 gilt entsprechend.“ 

b) Absatz 2 whd aufgehoben. 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2. 

11. § 1 07 whd wie folgt geändert: 11. unverändert 

a) hl Satz 1 werden nach dem Wort , Aiiskunftspflich- 
tige“ ein Komma imd das Wort „Vorlagepflichtige“ 
eingefügt. 

b) hl Satz 2 whd das Wort „AuskunftspflichU durch 
die Wörter „Auskunfts- oder Vorlagepfhchf ' ersetzt. 
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12. § 117 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden die Wörter „Europäischen Ge- 
ineinschaften sowie des EG-Anitshilfe-Gesetzes“ 
duich die Wöitei- „Europäischen Union sowie des 
EU- Amtshilfegesetzes“ ersetzt. 

b) hl Absatz 4 Satz 3 werden nach dem Wort „betrof- 
fen“ ein Komma sowie die Wörter „es findet ein hi- 
fomiationsaustausch auf Gnmd des EU-Amtshilfe- 
gesetzes statU" eingefiigt. 

13. hl § 139 Absatz 2 Satz 2 werden nach dem Wort „Ver- 
kehr steuern“ die Wörter „mit Ausnahme der Lufh^er- 
kehrsteuer“ eingefiigt. 

14. § 141 Absatz 1 Satz 4 wird aufgehoben. 

15. § 147 Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Die in Absatz 1 Niuiuner 1 ^ 4 imd 4a aufgefüluten Un- 
terlagen shid acht Jalue imd die sonstigen hi Absatz 1 
aufgefiihrten Unterlagen sechs Jahre aufzubewaluen, 
sofern nicht in anderen Steuergesetzen kürzere Aufbe- 
wahnmgsfiisten zugelasseri sind.“ 

16. § 1 50 Absatz 6 Satz 7 wird wie folgt gefasst: 

„Einer Zustimmung des Bundesrates zu einer Rechts- 
verordnung nach Satz 1 und 5 bedar f es nidit, soweit 
die Krafifahrzeugsteuen die Lufh^erkehrsteuerv die Ver- 
sichenmgsteuer imd Verbrauchsteuem, mit Ausnahme 
der Biersteuen betroffen sind.“ 

17. § 1 52 Absatz 5 wird aufgehoben. 

IS. § 1 56 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Die Rechtsverordnimg bedarf nicht der Zustinunung 
des Bundesrates, soweit sie die Krafifahrzeugsteuer, die 
Lufh-erkehrsteuer', die Versichernngsteuer, Einfiüir- 
imd Ausfuhrabgaben oder Verbrauchsteuem, mit Aus- 
nahme der Biersteuer, betrifft.“ 


79. § 200 Absatz 1 Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„§ 93 Absatz 2 Satz 2 gilt nicht.“ 

20 . hl § 208 Absatz 1 Satz 3 erster Halbsatz wird die An- 
gabe „§ 97 Abs. 2 und 3“ durch die Angabe „§ 97 Ab- 
satz 2“ ersetzt. 

27. hl § 224 Absatz 2 Nummer 2 werden die Wörter- „oder 
Postanweisimg“ gestrichen, 

22. § 259 Satz 2 wird aufgehoben. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 
12. unverändert 


13. unverändert 

14. unverändert 

15. unverändert 


16. unverändert 


17. unverändert 

18. unverändert 


19* Dem § 171 wird folgender Absatz 15 angefügt: 

„(15) Soweit ein Dritter Steuern für Recbnnng 
des Stener Schuldners einzubehalten und abzuführen 
oder für Rechnung des Steuerschuldners zu entrich- 
ten hat, endet die Festsetzungsfnst gegenüber dem 
Steuerschuldner nicht vor Ablauf der gegenüber 
dem Steuei'eutrichtungspflichtigeu geltenden Fest- 
setzungsfrist**^ 

20. unverändert 

21. unverändert 

22. unverändert 

23. unverändert 

24* § 275 wird aufgehoben* 
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23. In § 2SS werden die Wörter „eine Person, die zu seiner 
Familie gehört oder bei ihm beschäftigt ist“ dmch die 
Wörter ,,em er-wachsener Familienangehöriger, ein er- 
wachsener ständiger Mitbewohner oder eine beim Voll- 
streckungsschuldner beschäftigte Person“ ersetzt. 

24. § 337 Absatz 2 Satz 2 wird aufgehoben. 

25. hl § 363 Absatz 2 Satz 2 erster Halbsatz werden die 

Wörter fischen Gerichtshof durch die Wörter 

„Gerichtshof der Europäischen Union“ ersetzt. 

26. § 382 wird wie folgt geändert: 

a) hl Absatz 1 werden die Wörter „Verordnungen des 
Rates oder der Konmiission der Eiuopäischen Ge- 
meinschaften“ durch die Wörter „Verordnungen des 
Rates der Eiuopäischen Union oder der Europäi- 
schen Kommission“ ersetzt. 

b) hl Absatz 4 werden die Wörter „Kommission der 
Eiuopäischen Gemeinschaften“ durch die Wörter 
„Eiuopäischen Konunission“ ersetzt. 

27. hl § 1 Absatz 1 mid 3 Satz 1, § 165 Absatz 1 Satz 2 
Nummer 3, § 172 Absatz 3 Satz 1, § 367 Absatz 2b 
Satz 1, § 379 Absatz 1 Satz 2 und 3 sowie § 382 Ab- 
satz 1 Nimuner 1 werden jeweils die Wörter „Euiopäi- 
schen Gemeinschahen“ durch die Wörter „Europäi- 
schen Union“ ersetzt. 

Artikel ii 

Änderung des Einfülii iingsgesetzes 
zur Äbgnbenordnung 

Artikel 97 § I9a des Einfiihnmgsgesetzes ziu Abgaberi- 
ordriuiig vom 14. Dezember 1976 {BGBl. I S. 3341; 1977 I 
S. 667), das zuletzt diuch Artikel 4 des Gesetzes vom 
1. November 2011 (BGBl. I S. 2131) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 


7 . Der Wortlaut wird Absatz 1 . 

2. Folgender Absatz 2 wird angefiigt: 

„(2) § 147 Absatz 3 Satz 1 der Abgab enordniuig hi der 
Fassung des Artikels . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. I 
S. ... [einsetzen: Datum und Fiuidstelle des vorhegenden 
Änderurigsgesetzes]) gilt erstmals fiir Unterlagen, deren 
Aufbewahrungsfrist nach § 147 Absatz 3 der Abgaberi- 
ordnung in der am 3 1 . Dezember 2012 geltenden Fassung 
noch nicht abgelaufen ist.“ 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

25. unverändert 


26. unverändert 

27. unverändert 


28. unverändert 


29. unverändert 


Artikel 12 

ÄuderuEg des Einfüliruugsgesetzes 
zur Abgabenordnuug 

Artikel 97 des Emfüliningsgesetzes zur Abgabenordniuig 
vom 14. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3341; 1977 I S. 667), 
das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 1. November 
2011 (BGBl. I S. 2131) geändert w^orden ist, whd wie folgt 
geändert: 

1* Dem § 10 wird folgender Absatz 11 angefiigt: 

„(11) § 171 Absatz 15 der Abgaben Ordnung in der 
Fassung des Artikels des Gesetzes vom (BGBl. I 
S* . [einsetzen: Datnm und FundsteUe des vorliegen- 
den Ander nngsgesetzes]) gilt für alle am [einset- 
zen: Tag nach der Verkündung des vorliegenden Än- 
derungsgesetzes] noch nicht abgelaufenen Festset- 
zungsfiisten*“ 

2* § 19a wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 
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Artikel 12 

Ändenmg des Steuerberatungsgesetzes 

Das Steuerberatimgsgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 4. November 1975 (BGBl. I S. 2735), das 
zuletzt durch Artikel 1 9 des Gesetzes vom 6. Dezember 2011 
(BGBl. I S. 25 1 5) geändert worden ist, wird wie folgt ge- 
ändert: 


1 . In § 1 Nuiiuner 1 werden die Wörter „Europäischen Ge- 
meinschaften“ durch die Wörter „Europäischen Union“ 
ersetzt. 


2. hl § 37 Absatz 3 Satz 1 Nimimer 5 werden die Wörter 
„Eiuopäischen Gemeinschaft“ diuch die Wörter „Euro- 
päischen Union“ ersetzt. 


Artikel 13 

Äuderuug des Feuersehutzsteuergesetzes 

Das Feuerschutzsteuergesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 10. Januar- 1996 (BGBl. I S. 18), das zuletzt 
diu’cli Artikel 19 des Gesetzes vom 8. Dezember- 2010 
(BGBl. I S. 1768) geändert worden ist, wird wde folgt geän- 
dert: 

1 . hl § 5 Absatz 2 werden die Wörter „Europäischen Ge- 
mehischaften“ durch die Wörter „Eur-opäischen Union“ 
ersetzt. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Artikel 13 

Änderung des Steuerberatungsgesetzes 

Das Steuerberatimgsgesetz in der Fassung der Bekamit- 
machung vom 4. November 1975 (BGBl. I S. 2735), das 
zuletzt durch Artikel 1 9 des Gesetzes vorn 6. D ezember 2011 
(BGBl. I S. 2515) geändert w^orden ist, wird wie folgt ge- 
ändert: 

1* In der lulialtsüber sicht wird nach der Angabe zu 
§ 164b folgende Angabe eingefügt : 

„§ 164c Laufbahugruppeuregeluugeu der Länder“. 

2. unverändert 


3* In § 4 Nummer 11 Satz 3 wird die Angabe „§ 9 Abs, 5, 
§ 9c Abs, 2 und 3“ durch die Wörter „§ 10 Absatz 1 
Nummer 5“ ersetzt, 

4. unverändert 

5, Nach § 164b wird folgender § 164c eingefügt: 

.§ 164c 

Laufbahngruppeuregeluugeu der Länder 

Soweit in diesem Gesetz die Bezeichnung gehobe- 
ner und höherer Dienst verwendet wird, richtet sich 
die Zuordnung der Beamten zu einer dieser Lauf- 
bahngruppen in den Ländern, die durch laudesiecht- 
hche Regelungen die zuvor bezeichneten Laufbahn- 
gruppen zusammeugefasst oder abweichend bezeich- 
net haben, nach den Zugangsvoraussetzungen für die 
Einstellung als Inspektor oder Regierungsrat. Be- 
amte, die duixrh eine Qualiflzieruugsmaß nähme die 
Voraussetzungen für die Verleihung des Amtes eines 
Oberinspektors erfüllen oder denen auf Grund einer 
Qualifizierungsmaß nähme ein Amt ver heben w^orden 
ist, das vor Verleihung des Amtes eines Oberinspek- 
tors durchlaufen werden muss, sind dem gehobenen 
Dienst, Beamte, die durch eine QuaUfizierungsmaß- 
uahme die Voraussetzungen für die Verleihung des 
Amtes eines Ober r e gier uugsrat es erfüllen, sind dem 
höheren Dienst zuzuordneu,“ 

Artikel 14 

unverändert 
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2. § 8 wild wie folgt geändeit: 

a) Absatz 1 Niimnier 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. eine nach amtlich vorgeschri ebenem Vordiiick 
oder ini Wege eines Aiitomationsverfahrens des 
Bundes überaiittelte S teuer erkläiTing abzugeben, 
m der er die ini Amiieldungszeitiauni entstandene 
Steuer selbst zu berechnen bat {S teuer aiunel- 
diuig) rmd“. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) bl S atz 2 wn d die Angabe „ 1 200 Eui o“ durch die 
Angabe „2 400 Euro“ ersetzt. 

bb) Folgender Satz wnd angefiigt: 

,,Hat die Steuei' fiir das vorangegangene Kalen- 
derjahr insgesamt nicht mehr als 400 Euro betra- 
gen, so ist Anmeldungszeitraimi das Kalender- 
jalir.“ 

Artikel 14 

Ändei iing des Buudeskiudergeldgesetzes 

Das Bundeskindergeldgesetz hi der Fassung der Bekannt- 
machung vom 28. Januar 2009 (BGBl. IS. 142, 3177), das 
zuletzt duich Aitikel 9 des Gesetzes vom 7. Dezember 2011 
(BGBl I S. 2592) geändeit worden ist, wnd wie folgt ge- 
ändert: 

1 . § 2 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aj Satz 1 Nummer 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Buchstabe b wird wie folgt gefasst: 

„b) sich in einer Übergangszeit von höchstens 
vier Monaten befindet, die zwischen zwei 
Ausbildungsabschnitten oder zwischen ei- 
nem Ausbildungsabschnitt und der Ableis- 
tung eines freiwilligen Dienstes im Sinne des 
Buchstabens d oder des freiwilligen Wehr- 
dienstes nach Abschnitt 7 des Wehrpflicht- 
gesetzes liegt oder**. 

bb) bl Buchstabe d werden die Wörter „§ 14b 
des Zi\hldienstgesetzes“ dincb die Wöiter 
„§ 5 des Bundes frei wilbgendienstgesetzes“ 
ersetzt. 

cc) Folgender Buchstabe e wird angefügt: 

„e) den freiwilligen Wehrdienst nach Ab- 
schnitt 7 des Wehrpflichtgesetzes als 
Probezeit leistet oder**. 

b) In Satz 2 werden die Wörter ,3enifsausbilduiig und 
eines Erststudiuins“ duicb die Wöiter ,3^'ufsausbil- 
dung oder eines Erststudiums“ ersetzt. 

2. Dem § 20 wnd folgender Absatz 9 angefiigt: 

„(9) § 2 Absatz 3 ist letztmals bis zum 31. Dezember 
2018 anzuwenden; Voraussetzung ist hi diesen Fällen, 
dass das Kind den Dienst oder die Tätigkeit vor dem 
1 . Juli 2011 angetreten bat.“ 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


Artikel 15 

Änderung des Buudeskmdergeldgesetzes 

Das Bundeskindergeldgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 28, Januar 2009 (BGBl. I S. 142, 3177), das 
zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 7. Dezember 2011 
(BGBl. I S. 2592) geändeit worden ist, wnd wie folgt ge- 
ändert: 

1 . § 2 Absatz 2 whd wie folgt geändert: 
a) entfaUt 


a) In Satz 1 Nummer 2 Buchstabe d w^erden die 
Wörter „§ 14b des Zivildienstgesetzes“ durch die 
Wörter „§ 5 des Bundesfieiwilligendienstgesetzes“ 
ersetzt. 

cc) eutfaUt 


b) unverändert 


2. unverändert 
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Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Artikel 15 

Artikel 16 

Änderung des Gesetzes über Steuerstatistöteu 

Das Gesetz über Steuerstatistiken vom 11. Oktober 1995 
(BGBl. I S. 1250, 1409), das zuletzt druch Artikel 8 des Ge- 
setzes vom 7. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2592) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1 . § 2 wild wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 2 w^ird wie folgt gefasst: 

„Die Erhebungsmerkmale nach Satz 1 Nummer 1 
werden ab 2012 und die Erhebungsmerkmale nach 

Satz 1 Nunmier 2 ab 2008 jährlich erfasst.“ 

b) Dem Absatz 3 whd folgender Satz angefiigt: 

„Diese Erhebungsmerkmale werden ab 2014 jälulich 
erfasst“. 

c) Dem Absatz 6 whd folgender Satz angefiigt: 

„Die Erhebungsmerkmale nach Satz 1 werden ab 

2011 jährlich erfasst.“ 

2. § 2a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „, erstmals für- 
das Veranlagungsjahr 2001,“ durch die Wörter „für- 
die Veranlagimgsjahre 2001 bis 2011“ er setzt. 

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Mit Anlaufen der Förderung der zusätzlichen Alters- 
vorsorge nach § 10a des Einkommensteuergesetzes 
werden für die Veranlagungsjahre 2002 bis 2010 An- 
gaben über deren Inanspruchnahme aufbereitet.“ 

3. § 2b Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

,dZ)ie statistische Aufbereitung der Daten zur- Körper- 
schaftsteuer für- die Veranlagungsjahr e 2004 bis 2012 so- 
wie zur- Gewerbesteuer- für die Veranlagungsjalue 2004 
bis 2009 wird dem Statistischen Bundesamt übertragen.“ 

4. hl § 6 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter- „einschließlich 
für die Angaben nach § 3“ gestrichen. 

5. § 7 Absatz 7 w^ird wie folgt geändert: 

a) Dem Buchstaben f w^ird ein Konuna angefiigt. 

b) Folgende Buchstaben g und h w^erden angefiigt: 

„g) über die Gew^erbe Steuer 1995, 

h) über die Erbschaft- und Schenkungsteuer- 2002.“ 

6. § 7a wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 2 whd folgender- Absatz 2a emgefiigt: 

„(2a) Für Verlaufsimtersuchungen über mehrer e 

Jahre dür fen das Statistische Bimdesamt und die sta- 
tistischen Ämter der Länder ab dem Jahr 2012 Eiri- 
zelarigaben aus der Statistik nach § 1 Absatz 1 Nimi- 
nier 2, soweit sie sich auf steuerpflichtige natürliche 
Personen beziehen, mit den Ehizelangaben aus der 
Statistik nach § 2a zu demselben Steuerpflichtigen zu- 
sanunenführen.“ 

b) In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „Absätzen 1 
und 2“ diu’ch die Wörter , Absätzen 1, 2 und 2a“ er- 
setzt. 

unverändert 
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Artikel 16 

Änderung des Finauz\ ei waltuugsgesetzes 

Das Fmaiiz\^eTOaltungsgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 4. April 2006 (BGBl. I S. S46, 1202), 
das zuletzt diuch Artikel 17 des Gesetzes vom 8. Dezember 
2010 (BGBl. I S. 1768) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1 . § 5 Absatz 1 w^ird wie folgt geändert: 

a) In Nimuner 9 werden die Wörter „Verordnung (EG) 
Nr. 1798/2003 des Rates vom 7. Oktober 2003 über 
die Zusanmienarbeit der Veiwaltiuigsbehörden auf 
dem Gebiet der Meluweitsteuer rmd zur' Aufliebung 
der Verordnung (EWG) Nr. 218/92 (ABI. EU Nr. L 
264 S. 1)“ diuch die Wörter „Verordnimg (EU) 
Nr. 904/2010 des Rates vom 7. Oktober 2010 über die 
Zusanmienarbeit der Verw^altungsbehörderi und die 
Betnigsbekämpfimg auf dem Gebiet der Mehrw^ert- 
steuer (ABI. L 268 vom 12.10.2010, S. 1)'' ersetzt. 

b) In Nimuner 10 v/ erden die Wörter , Artikels 15 Nr. 10 
der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 
17. Mai 1977 (ABI. EG Nr. L 145 S. 1) in der ab 1 . Ja- 
nuar 1993“ durch die Wörter „Artikels 151 der Richt- 
linie 2006/1 12/EG des Rates vom 28. November 2006 
über das gemeinsame Mehrw^ertsteuer systeni (ABI. L 
347 vom 11.12.2006, S. 1), die zuletzt durch die 
Richtlinie 2010/88/EU (ABI. L 326 vom 10.12.2010, 
S. 1) geändert worden ist, in der jeweils“ und die 
Wörter „Eiuopäische Gemeinschah“ durch die Wör- 
ter ,3ui<)päische Union“ ersetzt. 


c) In Nunmier 20 S atz 2 imd 4 werden j eweils die W Örter 
„/Verwaltimgsstelle Cottbus“ gestrichen. 

d) In Nimuner 2 1 w^erden die Wörter' „Verordnung (EG) 
Nr. 1798/2003 des Rates vom 7. Oktober 2003 über 
die Zusanmienarbeit der Verw^altimgsbehörden auf 
dem Gebiet der Meluw^ertsteuer imd zur' Aufliebung 
der Verordnung (EWG) Nr. 218/92 (ABI. EU Nr. L 
264 S. 1)“ durch die Wörter „Verordnimg (EU) 
Nr. 904/2010 des Rates vorn 7. Oktober 2010 über die 
Zusanmienarbeit der Verw^altungsbehörden und die 
Betnigsbekämpfimg auf dem Gebiet der Mehrw'^ert- 
steuer (ABI. L 268 vom 12.10.2010, S. 1)“ ersetzt. 

2. § 12 w'ird w4e folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden nach dem Wort ,3icr'steuer,“ die 
Wörter „der Luftverkehr Steuer,“ eingefügt. 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 aiigefiigt: 

„(4) Neben den nach § 18a Absatz 1 Satz 1 zustän- 
digen Behörden sind die Hauptzollämter als örtliche 
Bundesbehörden im Zeitraum der Organleihe nach 
§ 18a Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit Absatz 3 für' 
die Verw^altimg der Kraftfahrzeugsteuer zuständig, 
um die ordnimgsgemäße Übernahme der Verw^altung 
der Kraftfahrzeugsteuer zu eraiöghchen, insbesori- 
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Artikel 17 

ÄQderuEg des FinanzverwaltuEgsgesetzes 

Das Fiiianzv^erw^altungsgesetz in der' Fassung der Be- 
karmtmachimg vom 4. April 2006 (BGBl. I S. 846, 1202), 
das zuletzt durch Artikel 17 des Gesetzes vom 8. Dezember' 
2010 (BGBl. I S. 1768) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1 . § 5 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


b) unverändert 


c) In Nummer 18 Buchstabe a werden die Wörter 
„§ 10 Absatz 2a des Einkommensteuergesetzes“ 
duiTh die Wörter „§ 10 Absatz 2a und 4b des Ein- 
ko mmeusteu er gesetzes“ ersetzt. 

d) unverändert 

e) unverändert 


2. unverändert 
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dere mii den Aufbau des fiir die Vemaltung der Kraft- 
fahrzeugsteuer durch die Hauptzolläniter erforder- 
lichen Datenbestandes durchzuführen und die regehnä- 
ßige Datenübermittlung nach Straßenverkehr srechth- 
chen Vorschriften zu erproben. Eine schrittweise 
Übeileitimg der Kiaftfahrzeugsteuer in die alleinige 
Verwaltung durch die Hauptzollämter ist möglich.“ 

3 . § 1 2 wh’d wie folgt geändert: 3 . unverändert 

a) In Absatz 2 werden nach dem Wort „Luft\^erkehr- 

s teuer,“ die Wörter Kraftfahrzeugsteuer/' ehige- 

ftigt. 

b) Absatz 4 wird aufgehoben. 

4. § 1 8 wh’d wie folgt gefasst: 4. unverändert 

4 IS 

Verwaltung der Umsatzsteuer' 

Die Hauptzolläniter und Uire Dienststellen wirken bei 
der Verw^altung der Umsatzsteuer nach Maßgabe der für' 
diese Steuer geltenden Vorschriften mit . Sie handeln hier- 
bei ftir die Fmanzbehördej die für- die Besteuerung örtlich 
zuständig ist.“ 

5 . § 1 8a wird aufgehoben. 5 . unverändert 

6. hl § 2 1 Absatz 5 werden die Wörter , /Verwaltungsstelle 6. unverändert 
Cottbus“ gestrichen. 


Artikel i7 Artikel 18 

Änderung des Fünften Vermögensbildungsgesetzes unverändert 

Das Fünfte Ver-mögensbUdungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntrnachiuig vom 4. März 1994 (BGBl I S. 406), das 
zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes vom 7. D ezember 2011 
(BGBl. I S. 2592) geändert worden ist, whd wie folgt geän- 
dert: 

1 . § 3 Absatz 1 Satz 1 Niuiuner 1 wird wie folgt gefasst: 

„1- zugimsten des nicht dauernd getrennt lebenden Elie- 
gatten oder Lebenspartners des Arbeitnehmers,“. 

2. § 4 Absatz 4 w^ird wie folgt geändert: 

a) In Nunmier 1 \verderi nach dem Wort „Ehegatte“ die 
Wörter „oder Lebenspartner:“ eingeftigt und die Wör- 
ter „(§ 26 Abs. 1 Satz 1 des Einkoriunensteuergeset- 
zes)“ gestrichen. 

b) In Nunmier 2 w^erden nach dem Wort „gehehatet“ die 
Wörter „oder' eine Lebenspartnerschaft begründet“ 
eingeftigt. 

c) In Nummer 4 erster Halbsatz w^erden nach den Wör- 
tern , glicht dauernd getrennt lebenden Ehegatten“ die 
Wörter „oder Lebenspartners“ und nach den Wörtern 
„dem er oder der Ehegatte“ die Wörter „oder der 
Lebenspartner^“' eingeftigt. 

3. § 8 Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

,d])er Arbeitnehmer ist abweichend von der in Absatz 2 
Satz 1 Nummer 2 bezeichneten Vereinbarung auch be- 
rechtigt, vor Ablauf der Spen frist die Überweisung eiri- 
gezahlter vermögenswhksamer' Leistungen auf einen von 
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ibni oder sehieni nicht dauernd getrennt lebenden Elie- 
gatten oder Lebenspaitner abgeschlossenen Bauspar\- er- 
trag zu verlangen, wenn weder- mit der Auszahlung der 
Bausparsmiune begomien worden ist noch die überwiese- 
nen Beträge vor Ablauf der Spen frist ganz oder zum Teil 
zuiückgezahlt, noch Ansprüche aus dem Bauspan,- ertr ag 
abgetreten oder belieben werden oder- wenn eine solche 
vorzeitige Verfiigung nach § 2 Absatz 3 Satz 2 Num- 
mer 1 luid 2 des Wohnungsbau-Pr-ämiengesetzes in der 
Fassung der Bekaruitmaclnmg vom 30. Oktober 1997 
(BGBl. I S. 2678), das zuletzt durch Artikel 7 des Geset- 
zes vom 5. April 2011 (BGBl. I S. 554) geändert worden 
ist, in der jew^eils geltenden Fassimg unschädlich ist.“ 

4. § 13 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Der Satzteil vor Nummer 1 w^ird wie folgt gefasst: 

„Der Arbeitneluner hat Anspruch auf eine Arbeitrieh- 
mer-Sparzulage nach Absatz 2, w^enn er gegenüber 
dem Unter-nehmen, dem Institut oder dem in § 3 Ab- 
satz 3 genannten Gläubiger in die Datenüber-mittlung 
nach Maßgabe des § 15 Absatz 1 Satz 2 luid 3 eitige- 
willigt hat imd sein Einkonunen folgende Grenzen 
nicht übersteigt:“. 

b) In den Nummern 1 imd 2 w^erden jeweils die Wörter 
„von Ehegatten“ gestrichen. 

5. § 14 wmd wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 Satz 3 wird aufgehoben. 

b) Die Absätze 5 imd 6 werden wie folgt gefasst: 

„(5) Ein Bescheid über die Ablehnimg der Festset- 
zung einer Arbeitnehmer- Sparzulage ist aufzuheben 
und die Arbeitnehmer- Sparzulage ist nachhä glich 
festzusetzen, werm der Einkommensteuerbe scheid 
nach Ergehen des Ablehnungsbescheides geändert 
wird imd dadurch erstmals festgestellt wmd, dass die 
Einkonunensgrenzen des § 13 Absatz 1 imterschritten 
sind. Die Frist für- die Festsetzung der Arbeitnehmer- 
Sparzulage endet in diesem Fall nicht vor Ablauf ei- 
nes Jalues nach Bekanntgabe des geänderten Steuer- 
bescheides. Satz 2 gilt entsprechend, w^enn der geän- 
derten Einkommensteuerfestsetzung kein Bescheid 
über die Ablehnung der Festsetzimg einer Arbeitrieh- 
mer-Sparzulage vorangegangen ist. 

(6) Besteht firr Aufweridimgeri, die vermögens- 
w^irksame Leistungen darstellen, em Anspruch auf 
Ar-beitnehmer--Spar-zulage und hat der Arbeitnehmer 
hierfür abw^eicherid von § 1 Satz 2 Nunmier 1 des 
Wohnungsbaii-Prämiengesetzes eine Wolmurigsbau- 
präiiiie beantiagt, endet die Frist für- die Festsetzung 
der Arbeitnehmer- Sparzulage nicht vor Ablauf eines 
Jahres nach Bekanntgabe der Mitteihmg über die Äri- 
denmg des Pr-ämienanspruchs.“ 

6. § 15 wmd wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wde folgt gefasst: 

4 15 

Elektronische Vermögensbildungsb escheinigimg , 

Verordnimgser-mächtigimgen, Haftung, 

Anrufurigsauskimft, Außenprüftmg“. 
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b) Absatz 1 whd wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) Der Satzteil vor Nummer 1 wird wie folgt 
gefasst: 

„Das Unternehmen, das Institut oder der in 
§ 3 Absatz 3 genannte Gläubiger hat spätes- 
tens bis zum 28. Febmar des der Anlage der 
veraiögenswirksamen Leistungen folgen- 
den Kalenderjahres nach amtlich vorge- 
schriebenem Datensatz druch Datenfem- 
übertragiuig nach Maßgabe der S teuer da - 
ten-Übermittlungsverordnung im Rahmen 
einer elektronischen Vermögensbildiuigs- 
bescheinigung folgende Daten zu überaiit- 
teln, wenn der Arbeitnehmer gegenüber 
dem Mitteilungspflichtigen in die Dateri- 
übermitthmg eingewilligt hat:""'. 

bbb) Der Nimmier 1 wird folgende Niunmer 1 
vorangestellt: 

„1. Name, Vorname, Geburtsdatum, Ari- 
schrift imd Identifikationsnummer 
(§ 139b der Abgabenordnung) des Ar- 
beitnehmers,“. 

ccc) Die bisherigen Nummern 1 bis 3 werden die 
Nimimern 2 bis 4. 

bb) Die Sätze 2 bis 5 werden diuch die folgenden 
Sätze ersetzt: 

„Die Einwilligung nach Satz 1 ist spätestens bis 
zmii Ablauf des zw^eiten Kalenderjahres, das auf 
das Kalenderjahr- der Anlage der vennögensw^irk- 
sarnen Leistungen folgt, zu erteilen. Dabei hat der 
Arbeitnehmer dem Mitteihmgspflichtigeri die 
Identifikationsnummer- mitzuteilen. Die Einwil- 
ligimg gilt als erteilt, w^emi die übennittelnde 
Stelle den Arbeitnehmer- scluiftlich darüber iri- 
for-niiert, dass vom Vorliegen einer Einwilligung 
ausgegangen wird und die Daten übemiittelt 
werden, w^erui der Arbeitnehmer dem nicht iruier- 
halb einer Frist von vier Wochen nach Erhalt die- 
ser schrifitlichen Iriforaiatiori schriftlich wider- 
spricht. Die Einwilligimg gilt auch ftir die 
folgenden Kalenderjahre, es sei demi, der Arbeit- 
nehmer wideniift diese scluiftlich gegenüber der 
überrnittelnden Stelle. Der Widerruf muss der 
überrnittelnden Stelle vor Beginn des Kalender- 
jahres, firr das die Einwilligung erstmals nicht 
mehr gelten soll, vorliegen. Die übennittelnde 
Stelle hat den Arbeitnehmer über den Inhalt der 
Datenübei-niitthing nach Satz 1 zu untemchten. 

Wird die Einwilligung nach Ablauf des Kalen- 
derjahres der Anlage der Vermögens wirksamen 
Leistungen, jedoch innerhalb der in Satz 2 ge- 
nannten Fr-ist abgegeben, sind die Daten bis zürn 
Ende des folgenden Kalendervierteljahres zu 
über-mittehi.“ 

7. Dem § 17 werden die folgenden Absätze 13 und 14 arige- 
fiigt: 
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„(13) § 3 Absatz 1 Satz 1 Nmimier 1 in der Fassung des 
Artikels . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS.... [einset- 
zen: Datum und Fundstelle des vorhegenden Änderungs- 
gesetzes]) ist erstmals fit- vemiögenswhksame Leistungen 
anzuwenderL die nach dem 31. Dezember 2012 angelegt 
weiden. § 4 Absatz 4 Niuimier 1, 2 und 4 sowie § 8 Ab- 
satz 5 Satz 1 in der Fassimg des Artikels . . . des Gesetzes 
vom . . . (BGBl. IS. ... [einsetzen: Datum und Fundstelle 
des vorliegenden Änderungsgesetzes]) sind erstmals bei 
Verfiigungen nach dem 3 1 . Dezember 2012 anzuwenden. 

(14) Das Bimdesministerium der Finanzen teilt den 
Zeitpunkt der erstmaligen Anwendimg der §§13 und 14 
Absatz 4 sowie des § 15 in der Fassung des Artikels . . . 
des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS..., [einsetzen: Datum 
und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes]) 
durch ein im Bundessteuerblatt zu veröffentlichendes 
Sclueiberi mit. Bis zu diesem Zeitpruikt sind die §§ 13 
und 14 Absatz 4 sowie der § 15 hi der Fassimg des Arti- 
kels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. IS.... [ehisetzeri: 

Datum imd Fundstelle des Ändenmgsgesetzes, das vor- 
dem vorliegenden Ändernngsgesetz ausgefertigt mrrde]) 
weiter arizuwenden.“ 


Artikel 18 Artikel 19 

Änderung der Verordnung zur Durchführung unverändert 

des Fünften Vermögensbildungsgesetzes 

Die Verordnung zur Diuchfülmmg des Fürihren Veraiö- 
gensbildimgsgesetzes vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I 
S. 3904), die zuletzt durch Artikel 14 des Gesetzes vom 
20. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2850) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1 . hl § 2 Absatz 2 Satz 1 whd die Angabe „(§ 5 Abs. 2)“ 

durch die Wörter „gemäß § 5 Absatz 1“ ersetzt. 

2. § 5 wh’d wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

.§5 

E lektronis che Vennögensbildimgsbes cheinigimg'* . 

b) Absatz 1 wird aufgehoben. 

c) Die bisherigen Absätze 2 bis 5 werden die Absätze 1 
bis 4. 

d) Im neuen Absatz 1 Satz 1 w^ird das Wort , Bescheini- 
gung“ durch die Wörter „elektronischen Vermögens- 
bildurigsbescheinigimg“ er setzt. 

e) Im neuen Absatz 2 w^erden die Wörter , Bescheini- 
gung fiir vermögenswirksame Leistungen“ durch die 
Wörter „elektronischen Vermögensbildungsbeschei- 
nigung“ ersetzt. 

f) hii neuen Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter ,B^- 
scheinigimg über vermögenswirksame Leistungen“ 
durch die Wörter „elektronischen Vermögerisbil- 
dungsbescheinigurig“ ersetzt. 

g) hii neuen Absatz 4 wird das Wort , Bescheinigung“ 
durch die Wörter „elektronische Vermögensbildimgs- 
bescheinigimg“ er setzt. 
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3. In § 7 Absatz 1 Nnmnier 3 wird die Angabe „§ 5 Abs. 4“ 
durch die Angabe „§ 5 Absatz 3“ ersetzt. 

4. Dem § 11 Absatz 1 werden die folgenden Sätze angefiigt: 

, JDas Bundesininisterium der Finanzen teilt den Zeitpimkt 
der erstmaligen Anwendung von § 2 Absatz 2 Satz 1, der 
§§ 5 lind 7 Absatz 1 Nummer 3 in der Fassung des Arti- 
kels . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. I S. ... [einsetzen: 
Datum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgeset- 
zes]) durch ein hn Bundessteuerblatt zu veröffentlichen- 
des Sclireiben mit. Bis zu diesem Zeitpunkt sind § 2 Ab- 
satz 2 Satz I5 die § 5 und 7 Absatz 1 Nummer 3 in der 
Fassimg des Artikels . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. I 

S. ... [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fimds teile des 
Ändenmgsgesetzes, das vor dem vor hegenden Ände- 
nmgsgesetz ausgefertigt wiude]) weiter anzuwenderi.“ 

Artikel 19 

Äudei ung des Bewertiingsgesetzes 

Das Bewertungsgesetz in der Fassimg der Bekarmtnia- 
chimg vom 1. Febniar- 1991 (BGBl. I S. 230), das zuletzt 
diu’ch Artikel lö des Gesetzes vom 7. Dezember 2011 
(BGBl I S. 2592) geändert worden ist, wird wie folgt ge- 
ändert: 

1 . Dem § 48a wird folgender Satz angefugt: 

,4Z)ie Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn der Eigentümer die 
Flächen bereits intensiv im Shme der Nunmiem 1 bis 3 
genutzt hat.“ 

2. Dem § 205 wird folgender Absatz 5 angefiigt: 

„(5) § 48a hl der Fassimg des Artikels . . . des Gesetzes 
vom . . . (BGBl. IS. ... [einsetzen: Datimi und Fimdstelle 
des vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist auf Bei\^er- 
tungsstichtage ab dem 1. Januar 2013 anzuwenden.“ 

Artikel 20 

Änderung des EU-Beitreibungsgesetzes 

§ 1 Absatz 3 Nununer 1 des EU-Beitreibimgsgesetzes vom 
7. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2592) wird wie folgt gefasst: 

„1 . Beiträge und Umlagen sowie damit verbimdene Abga- 
ben imd Gebühren nach dem Sozialgesetzbuch, den in 
§ 68 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch genannten 
Gesetzen und dem Aufw^endungsausgleichsgesetz;“. 

Artikel 21 

Änderung der Zi\ilprozessordnung 

In § 759 der Zhiilprozessordnimg in der Fassung der Be- 
karmtmachimg vom 5. Dezember 2005 (BGBl. I S. 3202; 
2006 I S. 431; 2007 I S. 1781), die zuletzt durch ArtikelJ 
des Gesetzes vom 22. Dezember 20 II (BGBl. I S. 3044) ge- 
ändertworden ist, werden die Wörter „eine zu seiner Familie 
gehörige oder hi dieser Familie dienende eiwachsene Per- 
son“ durch die Wörter „ein erw^achsenei- Familienangehöri- 
ger, eine in der Familie beschädigte Person oder ein erwach- 
sener ständiger Mitbewohner“ ersetzt. 
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Artikel 20 

Änderung des Bewertiingsgesetzes 

Das Bewertungsgesetz in der Fassimg der Bekarmtma- 
chimg vom 1. Februar 1991 (BGBl. I S. 230), das zuletzt 
durch Artikel 13 Absatz 3 des Gesetzes vom 12* April 2012 
(BGBl. I S. 579) geändert worden ist, whd wie folgt ge- 
ändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 


Artikel 21 

unverändert 


Artikel 22 

Änderung der Zhilprozessordnung 

In § 759 der Zivilprozessordnung in der Fassung der Be- 
kaimtniachurig vom 5. Dezember 2005 (BGBl. I S. 3202; 
2006 I S. 431; 2007 I S. 1781), die zuletzt diudi Artikel 2 
des Gesetzes vom 21* Juü 2012 (BGBl. I S. 1577) ge- 
ändert worden ist, werden die Wörter- „eine zu seiner Familie 
gehörige oder in dieser Familie dienende erwachsene Per- 
son“ durch die Wörter „ein entwachsener- Familienangehöri- 
ger, eine in der Familie beschäftigte Person oder ein erwach- 
sener ständiger Mitbewohner“ ersetzt. 
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Artikel 22 

Änderung der Finanzgei icMsordnimg 

In § 76 Absatz 1 Satz 4 und § S5 Satz 2 der Finanz- 
gerichtsordnimg in der Fassung der Bekanntniachung vom 
28. März 2001 (BGBL I S. 442, 2262; 2002 1 S. 679), die zu- 
letzt dui’ch Artikel 2 Absatz 35 des Gesetzes vom 22. Dezem- 
ber 2011 (BGBl, I S. 3044) geändert worden ist wird jeweils 
nach der Angabe „§ 97“ die Angabe „Abs. 1 und 3“ gestri- 
chen. 
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Artikel 23 

Äudei ung der Finanzgei iclitsordniing 

In § 76 Absatz 1 Satz 4 und § 85 Satz 2 der Fiiianz- 
gerichtsordniuig in der Fassung der Bekanntniachung vom 
28. März 2001 (BGBl. I S. 442, 2262; 2002 1 S. 679), die zu- 
letzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 21* Juli 2012 
(BGBL IS. 1577) geändert worden ist, wird jeweils nach der 
Angabe „§ 97“ die Angabe „Abs. 1 und 3“ gestiichen. 


Artikel 22 Artikel 24 

Änderung der Funktionsverlageriingsverordnnng unverändert 

In § 1 Absatz 4 imd § 3 Absatz 2 Satz 3 der Funktionsver- 
lagenings Verordnung vom 12. August 2008 (BGBl. I 
S. 1680) werden jeweils die Wörter „§ 1 Abs. 1 Satz2“diu’ch 
die Wörter „§ 1 Absatz 1 Satz 3“ ersetzt. 


Artikel 24 Artikel 24 

Änderung des Beamtenversorgiingsgesetzes entfäUt 

Dem § 61 Absatz 2 des Beamtenversorgiingsgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 
(BGBL 1 S. 150), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 15. März 2012 (BGBL 1 S. 462) geändert worden ist, 
wird folgender Satz angefügt: 

„Satz 4 gilt entsprechend für den Fall der Leistung eines 
freiwilligen Wehrdienstes nach Abschnitt 7 des Wehrpflicht- 
gesetzes als Probezeit und für eine Übergangszeit von höchs- 
tens vier Monaten zwischen einem Ausbildungsabschnitt und 
der Ableistung eines freiwilligen Wehrdienstes nach Ab- 
schnitt 7 des Wehrpflichtgesetzes. “ 


Artikel 25 

Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

Dem § 59 Absatz 2 des Soldatenverso rgungsgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 16. September 2009 
(BGBL 1 S. 3054), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes 
vom 15. März 2012 (BGBL 1 S. 462) geimdert worden ist, 
wird folgender Satz angefügt: 

„Satz 4 gilt entsprechend für den Fall der Leistung eines 
freiwilligen Wehrdienstes nach Abschnitt 7 des Wehrpflicht- 
gesetzes als Probezeit und fllreine Übergangszeit von höchs- 
tens vier Monaten zwischen einem Ausbildungsabschnitt und 
der Ableistung eines freiwilligen Wehrdienstes nach Ab- 
schnitt 7 des Wehrpflichtgesetzes. “ 

Artikel 26 

Änderung des Zerlegiingsgesetzes 

In § 1 Absatz 3 a des Zerlegungsgesetzes vom 6. August 
1998 (BGBL I S. 1998), das zuletzt diuch Artikel 7 des Ge- 
setzes vom 7. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2592) geändert 
worden ist, werden nach den Wörtern „§ 43 Absatz 1 Satz 1 
Nummer la“ die Wörter „oder Nunmier 2 Satz 4“ eingefügt. 


Artikel 25 
eutfäUt 


Artikel 25 

unverändert 
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Artikel 27 

ÄnderiiDg des Handelsgesetzbuches 

§ 257 Absatz 4 des Handelsgesetzbuches in der im Bun- 
desgesetzblatt Teil ni, Gliedenuigsnununer 4100-1, veröf- 
fentlichten bereinigten Fassimg, das zuletzt diuch Artikel 2 
Absatz 39 des Gesetzes vom 22. Dezember 2011 (BGBl. I 
S, 3044) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„(4) Die in Absatz 1 Nummer 1 aufgefühiten Unterlagen 
sind zehn Jahre, die in Absatz 1 Nunmier 4 aufgefülirten Un- 
terlagen acht Jahr e und die sonstigen in Absatz 1 aufgefirhr- 
teri Unterlagen sechs Jahre aufzubewahr en,“ 

Artikel 28 

Änderung des Einfülirimgsgesetzes 
zum Handelsgesetzbuch 

Artikel 47 des Einfühningsgesetzes zimi Handelsgesetz- 
buch in der im Brmdesgesetzblatt Teil III, Gliedenmgs- 
nuiitmer 4101-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das 
zuletzt dur ch Artikel 2 Absatz 40 des Gesetzes vom 22. De- 
zember 2011 (BGBL I S. 3044) geändert worden ist, wird 
wie folgt gefasst: 

, Artikel 47 

§ 257 Absatz 4 des Handelsgesetzbuches in der Fassung 
des Artikels 27 des Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ... [einset- 
zen: Datum und Fundstelle des vorliegenden Ändenmgsge- 
setzes]) gilt erstmals für' Unterlagen, deren Aufbewahnmgs- 
fiist nach § 257 Absatz 4 des Handelsgesetzbuches in der am 
31. Dezember 2012 geltenden Fassung noch nicht ab gelau- 
fen ist.“ 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Artikel 26 

Änderung des Grundenverbsteuergesetzes 

§ 23 Absatz 9 des Grundeiwerbsteuergesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 26* Februar 1997 
(BGBL I S* 418, 1804), das zuletzt durch Ai’tikel 9 des 
Gesetzes vom 1* November 2011 (BGBL I S* 2131) geän- 
dert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„Soweit Steuerbescheide für Eiw^erbsvor gange von 
Lebenspartueru noch nicht bestaudski'äftig sind, ist § 3 
Nummer 3 bis 7 in der Fassung des Ai'tikels 29 des Geset- 
zes vom 8. Dezember 2010 (BGBL I S. 1768) erstmals auf 
Erwerbsvorgänge auzuwenden, die nach dem 31* Juli 
2001 veiwirkhcht sverden*“ 

Artikel 27 

unverändert 


Artikel 28 

unverändert 


Artikel 29 
Änderung der 

Altersvorsorge-Durchführungsverordnnng 

Die Älter svorsorge-Durchfiihrungsverordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 28* Februar 2005 
(BGBL I S. 487), die zuletzt durch Artikel 13 Absatz 23 
des Gesetzes vom 12* AprU 2012 (BGBL I S* 579) geän- 
dert w^orden ist, wird wie folgt geändert: 
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1* In § 1 Absatz 1 Satz 1, § 2 Absatz 3 Satz 1, § 5 Absatz 2 
Satz 2 und Absatz 6 Satz 1 so\s1e in § 23 ^sird jeweils 
die Angabe „§ 10 Absatz 2a“ dnivh die Wörter „§ 10 
Absatz 2 a und 4b“ ersetzt* 

2* Folgender § 24 wird angefügt: 

24 

Mitteiluugspflichteu der übermittelnden Stellen 
gegenüber der zentralen Stelle 

Die in § 10 Absatz 4b Satz 4 des Einkommensteuerge- 
setzes genannten übermittelnden Stellen haben der zent- 
ralen Stelle bis zum 28* Februar des dem Jahr der Aus- 
zahlung oder der Rückforderung der steuerfreien 
Zuschüsse zu Vorsorgeaufweudungen im Sinne des § 10 
Absatz 1 Nummer 2, 3 und 3a des Einkommensteuerge- 
setzes oder der Erstattung von solchen Vorsorgeaufwen- 
dungen folgenden Jahi'es folgende Daten zu übermitteln: 

1* Identifikationsnummer (§ 139b der Abgabenord- 
uung), Famiüeuuame, Vorname, Geburtsdatum und 
Anschrift des Steuerpfiichtigen; 

2* die Höhe der im jeweUigen ZaMungsjahr geleisteten 
und zurückgeforderten Steuer fielen Zuschüsse und 
der ei'statteten Vorsorgeaufivendungen, Jew^eils ge- 
sondert betragsmäßig nach Art der Vorsorge aufwen- 
dungen ansgewiesen; 

3* Beginn und Ende des Zeitraums, für den der steuer- 
freie Zuschuss und die Erstattung der Vorsorgeauf- 
w^endungen erfolgt ist; 

4* Jahr des Zuflusses oder Abflusses; 

5* Bezeichnung und Anschrift der übermittelnden Stelle 
sowie deren Ordnungsbegriff. 

Eine Mitteilnngsp flicht nach Satz 1 besteht nicht, w^enn 
die übermittelnde Stelle der Finanz veivvaltung die Zah- 
lung der geleisteten und zurückgeforderten steuerfreien 
Zuschüsse und der erstatteten Vorsorgeaufwendungen 
bereits auf Grund anderer Vorschriften elektronisch mit- 
zuteUen hat. Stellt die übermittelnde Stelle fest, dass die 
an die zentrale Stelle übermittelten Daten unzutreffend 
sind, ist dies unverzüghch durch Übermittlung eines 
Datensatzes an die zentrale Stelle zu korrigieren oder zu 
stornieren. Die übermittelnde Stelle hat den Steuerpflich- 
tigen darüber zu unterrichten, dass die Daten der zentra- 
len Stelle mitgeteUt w erden* Hierbei ist die Höhe der Be- 
träge anzugeben, soweit sich diese nicht bereits aus dem 
Verwaltungsakt ergibt*“ 

Artikel 30 

Ändei img des Börsengesetzes 

Dem § 5 des Börsengesetzes vom 16* Juh 2007 {BGBl. I 
S* 1330, 1351), das zuletzt durch Ai'tikel 5 des Gesetzes 
vom 26* Juni 2012 (BGBl* I S* 1375) geändert worden ist, 
wird folgender Absatz 6 angefügt: 


„(6) Der Börsenträger hat das Land, in dessen Gebiet 
die Börse ansässig ist, von allen Ansprüchen Dritter we- 
gen Schäden freizustellen, die durch die für die Börse 
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Artikel 29 

ÄüderungeE zur weiteren Verkürzung 
der Aufbewalirungsfristen nach dem 
Handelsgesetzbucü, der Abgabeuordnung 
und dem Umsatzsteuergesetz 

(1) § 147 Absatz 3 Satz 1 der Abgabenordnung in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 1 . Oktober 2002 (BGBl. I 
S. 3866; 2003 I S. bl)^ die zuletzt durch Artikel 10 dieses 
Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„Die in Absatz 1 Numniei' 1, 4 und 4a aufgefiiluten Unterla- 
gen sind sieben Jahre und die sonstigen in Absatz 1 aufge- 
füluten Unterlagen sechs Jahre aufzubewabren, sofern nicht 
in anderen Steuergesetzen kürzere Aufbewalmmgs fristen 
zugelassen sind.“ 

(2) Dem Artikel 97 § 19a des EirLfiibnmgsgesetzes ziu Ab- 
gabenordnung vom 14. Dezember- 1976 (BGBl. I S. 3341; 
1977 I S. 667), das zuletzt diucli Artikel 77 dieses Gesetzes 
geändert worden ist, wird folgender Absatz 3 arigefiigt: 

„(3) § 147 Absatz 3 Satz 1 der Abgabenordriurig in der 
Fassung des Artikels 29 des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. ... 
[einsetzen: Datiuii imd Fimdstelle des vorliegenden Äride- 
rurigsgesetzes]) gilt erstmals fiir Unterlagen, deren Aufbe- 
wabningsfi-ist nach § 147 Absatz 3 der Abgabenordriurig in 
der am 31. Dezember 2014 geltenden Fassung noch nicht 
abgelaufen ist.“ 

(3) Das Unisatzsteuergesetz in der Fassimg der Bekannt- 
machung vom 2 1 . Februar 2005 (BGBl. I S. 386), das zuletzt 
diu’cli Artikel 9 dieses Gesetzes geändert worden ist, whd 
wie folgt geändert: 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Haudelnden in Ausübung der ihnen übertragenen Auf- 
gaben verursacht werden*“ 

Artikel 31 

Äuderuug des Lufh erkehrsgesetzes 

Das Luftverkehrsgesefz vom 1. August 1922 (RGBl* I 
S* 681) j das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
8* Mai 2012 {BGBL I S. 1032) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1* Dem § 31b Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Bei der Flugsicherungsorganisation im Sinne von Ab- 
satz 1 bleibt der positive oder negative Unterschieds- 
betrag zwischen dem nach dem Einkommensteuer- 
gesetz ermittelten Gewinn aus den Gebühren für die 
Flugsicherung nnd dem Ergebnis nach den gebühren- 
rechtlichen Vorschriften ans Flugsich er nngsdiensten 
bei der Ermittlung der Einkünfte außer Ansatz*“ 

2* In § 73 wird nach Absatz 2 folgender Absatz 2a ein- 
gefügt: 

„(2a) § 31b Absatz 3 Satz 3 ist auch für Wiiischafts- 
jahre anzu wenden, die vor dem *., [einsetzen: Tag 
nach der Verkündung des vorliegenden Ander ungs- 
gesetzes] enden.“ 

Artikel 32 

Ändei ungeu zur weiteren Verkürzung 
der Aufbewahrungsfristen nach dem 
Handelsgesetzbuch, der Abgabeuordnung 
und dem Umsatzsteuergesetz 

(1) § 147 Absatz 3 Satz 1 der Abgabenordnimg in der Fas- 
sung der Bekanntmachimg vom 1 . Oktober 2002 (BGBl. I 
S. 3866; 2003 I S.61), die zuletzt durch Artikel 11 dieses 
Gesetzes geändert w^orden ist, w^ird wie folgt gefasst: 

„Die in Absatz 1 Nummer 1, 4 imd4a aufgefiiluten Unterla- 
gen sind sieben Jahre imd die sonstigen in Absatz 1 aufge- 
füluten Unterlagen sechs Jahre aufnibew^^ahren, sofern nicht 
in anderen Steuergesetzen kürzere Aufbewaluungsfiisten 
zugelassen sind.“ 

(2) Dem Artikel 97 § 19a des Einfiihnmgsgesetzes zur Ab- 
gabenoidnung vom 14. Dezember 1976 ^GBl. I S. 3341; 
1977 I S. 667), das zuletzt diurch Artikel 12 dieses Gesetzes 
geändert w^orden ist, whd folgender Absatz 3 angefiigt: 

„(3) § 147 Absatz 3 Satz 1 der Abgabeiiordniuig in der 
Fassiuig des Artikels 32 des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. ... 
[einsetzen: Datimi imd Fundstelle des vorliegenden Äride- 
nmgsgesetzes]) gilt erstmals fiir Unterlagen, deren Aufbe- 
w'^ahnmgsfrist nach § 147 Absatz 3 der Abgabenordnimg in 
der am 31. Dezember 2014 geltenden Fassimg noch nicht 
abgelauferi ist.“ 

(3) Das Umsatzsteuer ge setz in der Fassimg der Bekarmt- 
machung vom 2 1 . Februar 2005 (BGBl. I S. 386), das zuletzt 
diu’cli Artikel 10 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 
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1 . In § 14b Absatz 1 Satz 1 wild das Wort „acht“ dmch das 
Woit „sieben“ ersetzt. 

2. In § 26a Absatz 1 Nummer 2 wild das Woit „acht“ duich 
das Wort „sieben“ ersetzt. 

3. Dem § 27 wild folgender Absatz 20 angefiigt: 

„(20) § 14b Absatz 1 Satz 1 und § 26a Absatz 1 Num- 
mer 2 in der Fassung des Artikels 29 des Gesetzes 
vom . . . (BGBL IS. ... [einsetzen: Datum und Fiuidstelle 
des vorliegenden Ändeningsgesetzes]) gilt erstmals füi' 
Rechnimgeii, deren Aufbewahrungsfrist nach § 14b Ab- 
satz 1 Satz 1 in der am 31. Dezember 2014 geltenden 
Fassung noch nicht abgelaufen ist.“ 

(4) § 257 Absatz 4 des Handelsgesetzbuches in der im 
Bundesgesetzblatt Teil EL Gliedeningsnummer 4100-1, ver- 
öffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch 
Artikel 27 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie 
folgt gefasst: 

„(4) Die in Absatz 1 Nummer 1 aufgefühlten Unterlagen 
sind zehn Jahre, die in Absatz 1 Nummer 4 aufgefüluten Un- 
terlagen sind sieben Jahr e und die sonstigen in Absatz 1 auf- 
gefüluten Unterlagen sechs Jahr e aufzubewahren.“ 

(5) Artikel 47 des Einfiihiungsgesetzes zum Handelsge- 
setzbuch in der im Bundesgesetzblatt Teil EI, Gliedenings- 
nimuner 4101-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das 
zuletzt durch Artikel 28 dieses Gesetzes geändert worden ist, 
wird wie folgt gefasst: 

, Artikel 47 

§ 257 Absatz 4 des Handelsgesetzbuches in der Fassung 
des Artikels 27 des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. ... [einset- 
zen: Datiuii und Fundstelle des vorliegenden Ändeningsge- 
setzes]) gilt erstmals für- Unterlagen, deren Aufbewahnings- 
fiist nach § 257 Absatz 4 des Handelsgesetzbuches in der am 
31. Dezember 2014 geltenden Fassung noch nicht abgelau- 
fen ist.“ 

Artikel SO 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 bis 7 
am 1. Januar 2013 in Kiaff. 

(2) Die Artikel 24 und 25 treten mit Wirkung vom L Juli 
2011 in Kraft. 

(3) Artikel 2 Nununer 7J, 79 und 26 Buchstabe e, g und h, 
Nunuiier 30 sowie Artikel 3 Niuiuner 1 und 3 Buchstabe a, 
Artikel 4 Nununer 2 Buchstabe b rmd Artikel 14 treten mit 
Wirkung vom 1. Januar 2012 in Kraft. 

(4) Artikel 2 Nummer 4 Buchstabe b, Nummer- ö, 10, 76 
Buchstabe a, Nummer 25, 26 Buchstabe j, Nununer 27 
Buchstabe a, Nummer 28, 29, Artikel 3 Nummer 4 und 5 , Ar- 
tikel 5, 9 Nummer 1, 3 Buchstabe c, Nunmier 5, 9 bis 77, 73 
und 75 bis 77, Artikel 70 Nummer 7 bis 11, 13, 14 und 16 
bis 27, Artikel 12, 13 Nummer 1 und Artikel 15, 16 Nimi- 
mer 1 , 2 und 6 und Artikel 7 7 bis 79, 27 imd 22 treten am Tag 
nach der Verkündimg in Kraft. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. Dem § 27 wird folgender Absatz 20 angefiigt: 

„(20) § 14b Absatz 1 Satz 1 und § 26a Absatz 1 Nimi- 
rner 2 in der Fassung des Artikels 32 des Gesetzes 
vom . . . (BGBl. IS. ... [einsetzen: Datimi und Fundstelle 
des vorhegenden Ändeningsgesetzes]) gilt erstmals für- 
Recluiurigen, deren Aufbewahrungsfrist na cli § 14b Ab- 
satz 1 Satz 1 hl der am 31. Dezember 2014 geltenden 
Fassung noch nicht abgelaufen ist.“ 

(4) unverändert 


(5) Artikel 47 des Einfiihiungsgesetzes zum Handelsge- 
setzbuch in der im Bundesgesetzblatt Teil EI, Gliedermigs- 
nununer 4101-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das 
zuletzt durch Artikel 28 dieses Gesetzes geändert worden ist, 
whd wie folgt gefasst: 

, AiJikel 47 

§ 257 Absatz 4 des Handelsgesetzbuches hi der Fassung 
des Artikels 32 des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. ... [einset- 
zen: Datimi und Fundstelle des vorliegenden Ändeningsge- 
setzes]) gilt erstmals für- Unterlagen, deren Aufbewahruiigs- 
fiist nach § 257 Absatz 4 des Handelsgesetzbuches in der am 
31. Dezember 2014 geltenden Fassung noch nicht ab gelau- 
fen ist.“ 

Artikel 33 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 bis 8 
am 1. Januar 2013 in Kiafi. 

(2) entfäUt 

(2) Aitikel 2 Niuiimer 12,26 und 35 Buchstabe i. m und n. 
Nunmier 40 sowie Aitikel 3 Niuiuner 1 und 3 Buchstabe a, 
Artikel 4 Nununer 1 Buchstabe b imd Artikel 15 treten mit 
Wirkimg vom 1. Januar 2012 in Kiafi. 

(3) Artikel 2 Nummer 4 Buchstabe b, Nummer 5 Buch- 
stabe b, Nummer 6, 10, 11, 13, 14, 21, 22 Buchstabe a, 
Nununer 33, 35 Buchstabe h, j, k und o, Niunmer 36 Buch- 
stabe a, Nimuner 38, 39, Artikel 3 Nummer 4 und 5, Aiti- 
kel 4 Nummer 3, 4 Buchstabe c, Ai’tikel 5, 9, 10 Nimi- 
mer 1 , 3 Buchstabe d, Nummer 6 Buchstabe d. Nummer 10 
bis 12, 14, 16 und 18 bis 20, Artikel 11 Nummer 2 bis 1 1, 13, 
14, 16 bis 23 und 25 bis 29, Artikel 12 Nummer 1, Arti- 
kel 13, 14 Nimuner 1 imd Artikel 16, 17 Nununer 1 Buch- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-75- 


Drucksache 17/11190 


Entwurf 


(5) Artikel 2 Nummer 4 Buchstaibe a , Nummer 5 ^ 7 und 26 
Buchstabe d tritt an dem Tag in Kraft, an dem die Europäi- 
sche Kommission nach Aitikel 4 Absatz 2, 3 oder 6 oder 
nach Artikel 7 Absatz 2, 3 oder 4 der Verordnimg (EG) 
Nr. 659/1999 des Rates vom 22, März 1999 über besonder e 
Vorschriften für' die Anwendiuig von Artikel 93 des EG- Ver- 
trags (ABI. L 83 vom 22.3. 1999, S. 1), die zuletzt diuch Ver- 
ordriiuig (EG) Nr. 1791/2006 des Rates vom 20. November 
2006 (ABI. L 363 vom 20.12.2006, S. 1) geändert v^uude, 
entscheidet, früliestens am 1. Januar 2013. Der Tag, an dem 
die in Satz 1 genannten Vorschriften in Kraft treten, ist vom 
Bundesministerium der Finanzen im Bundesgesetzblatt ge- 
sondert bekarmt zu machen. 


(6) Artikel 16 Nummer 3 bis 5 tritt am 1. Juli 2014 hi 
Kraft. 

(7) Artikel 29 tritt am 1 . Januar 201 5 in Kraft. 

(5) Das EG-Amtshilfe-Gesetz vom 19. Dezember 1985 
(BGBl. I S. 2436, 2441), das zuletzt diuch Artikel 17 des 
Gesetzes vom 20. Dezember 2007 (BGBl. I S. 3 1 50) ge- 
ändert worden ist, tritt am 1. Januar 2013 außer Kraft. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

stfibe a, b, d und e, Nummer 2 luid 6 und Artikel 18 bis 20, 
22, 23, 26 luid 31 treten am Tag nach der Verkündimg in 
Kraft. 

(4) Artikel 2 Nimuner 4 Buchstabe a, Nmiuner 5 Buch- 
stabe a, Nummer 7 und 35 Buchstabe d tritt an dem Tag hi 
Kraft, an dem die Europäische Kotiunission nach Artikel 4 
Absatz 2, 3 oder 6 oder nach Artikel 7 Absatz 2, 3 oder 4 der 
Verordnimg (EG) Nr. 659/1999 des Rates vom 22. März 
1999 über besondere Vorschriften für die Ariwendimg von 
Artikel 93 des EG- Vertrags (ABI. L 83 vom 22.3. 1999, S. 1), 
die zuletzt durch Verordnimg (EG) Nr. 1791/2006 des Rates 
vom 20. November 2006 (.ABI. L 363 vom 20.12.2006, S. 1) 
geändert iwirde, entscheidet, fiühestens am 1. Januar 2013. 
Der Tag, an dem die hi Satz 1 genannten Vorschriften hi 
Kraft tr eten, ist vom Bimdesministerium der Finanzen im 
Bundesgesetzblatt gesondert bekannt zu machen. 

(5) Artikel 10 Nummer 6 Buchstabe a uud b tritt iu 
Ki'aft zu Begiun des zweiteu Mouats, der dem Tag der 
Veröffentlichung des DuiThführuugsbeschlusses des 
Rates der Europäischen Union zur Ermächtigung der 
Bundesrepublik Deutschland im Amtsblatt EU Reihe L 
folgt. Der Tag der Veröffentlichung des Duixhführuugs- 
beschlusses des Rates der Europäischen Union ist vom 
Bundesmiuisterium der Finanzen im Bundesgesetzblatt 
Teil II bekannt zu geben. 

(6) Artikel 10 Nummer 5 und 13 tritt am 1. Januar 
2014 in Kraft. 

(7) Artikel 17 Nummer 3 bis 5 tritt am 1. Juli 2014 in 
Kraft. 

(8) Artikel 32 tritt am 1 . Januar 2015 in Kraft. 

(9) unverändert 
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Beschlüsse des 7. Ausschusses 


Anlage zu Artikel 2 Nummer 30 


Anlage zu Artikel 2 Nummer 40 

unverändert 


Anlage 2 
(zu § 43b) 


Gesellschaften im Sinne der Richtlinie Nr. 2011/96/EU 

Gesellschaft im Sinne der genannten Richtlinie ist jede Ge- 
sellschaft, die 

1 . eine der folgenden Fomien anfweist: 

a) Eine Gesellschaft, die gemäß der Veiordnung (EG) 
Nr. 2157/2001 des Rates vom 8. Oktober 2001 über 
das Statut der Euiopäischen Gesellschaft (SE) und der 
Richtlinie 2001 /86/EG des Rates vom 8. Oktober 
2001 ziu' Ergänzung des Statuts der Europäischen Ge- 
sellschaft hinsichtlich der Beteiligung der Arbeitneh- 
mer gegründet wurde sowie eine Genossenschaft, die 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1435/2003 des Rates 
vom 22. Juli 2003 über das Statut der Euiopäischen 
Genossenschaft (SCE) und gemäß der Richtlinie 
2003/72/EG des Rates vom 22. Juli 2003 zur Ergän- 
zung des Statuts der Euiopäischen Genossenschaft 
hinsichtlich der Beteiligung der Arbeitnehmer ge- 
gründet wwde, 

b) Gesellschaften belgischen Rechts mit der 
Bezeichnung „societe anon37me“/,4iaaiiiloze ven- 
nootschap“, „societe en commandite par actions'7 
„commanditaire vennootschap op aandelen“, „societe 
privee ä responsabiüte limitee“/„besloten ven- 
nootschap met beperkte aansprakelijkheid‘7 „societe 
cooperative ä responsabiüte limitee“/„coöperatieve 
vennootschap met beperkte aansprakehjkheid“, „so- 
ciete cooperative ä responsabiüte illimitee'7„coöpera- 
tieve vennootschap met onbeperkte aansprakelijk- 
heid'V „societe en nom collectif7„ vennootschap 
onder firma“ oder „societe en conunandite simple' 7 
„gewone conunanditaiie vennootschap“, öftentliche 
Unternehmen, die eine der genamiten Rechts fomien 
angenonunen haben, imd andere nach belgischem 
Recht gegiündete Gesellschaften, die der belgischen 
Körperschaftsteller unterliegen, 

c) Gesellschaften bulgarischen Rechts mit der Bezeich- 

nung „cxtÖHpaxejiHo ztpy^ecTBo“, „KOManajiTHo 
;^pylKecTBo“, „;tpyacecTBO c orpaHnuena 
oxroBopHocx“, „aKiiHonepHO ztppKecxBo“, 
„KDMaHJlHXBO Ap>TKeCXBO C aiOlHH“, 

„He^epcoHH(|^H^HpaHO ^pyacecxBo“, „KoonepaiiHH“, 
„KDonepaxHBHH cbio3h“ oder „/^tpjKasHH 
npe^mpiMTHa“, die nach bulgarischem Recht gegrün- 
det mirden und gewerbliche Tätigkeiten ausüben, 

d) Gesellschaften tschechischen Rechts mit der Be- 
zeiclmung „akciovä spolecnost“ oder „spolecnost s 
mcenim omezenym“, 

e) Gesellschaften dänischen Rechts mit der Bezeich- 
nung „aktieselskab“ oder „anpartsselskab“. Weiteae 
nach dem Körper schaftsteuer ge setz steuerpflichtige 
Gesellschaften, soweit ihi’ steuerbarer Gewiiui nach 
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den allgemeinen steiieiTechtlichen Bestiminungen füi- 
die „aktieselskaber'' ermittelt und besteuert wird, 

f) Gesellschaften deutschen Rechts mit der Bezeich- 
nung , Aktiengesellschaft', „Kommanditgesellschaft 
auf Aktien“, „Gesellschaft mit beschränkter Haf- 
tung“, „Versicherungs verein auf Gegenseitigkeit“, 
„Eiw^erbs- rmd Wirtschaftsgenoss enschah“ oder ,3^- 
trieb gewerblicher Art von juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts“ und andere nach deutschem 
Recht gegilindete Gesellschaften, die der deutschen 
Körperschaftsteuer rmter liegen, 

g) Gesellschaften estnischen Rechts mit der Bezeich- 
nung „täisühing“, „usaldusühing“, „osaühing“, „akt- 
siaselts“ oder „tulundusühistu“, 

h) nach irischem Recht gegrlindete oder eingetragene 
Gesellschaften, gemäß dem hidustiial and Piovident 
Societies Act eingetragene Körperschaften, gemäß 
dem Building Societies Act gegründete „building so- 
cieties“ und „tmstee savings banks“ im Sinne des 
Trustee Savings Banks Act von 1989, 

i) Gesellschaften griechischen Rechts mit der Bezeich- 

nung „avd)vopr| eTcupEia“ oder „eraipda 
7C£pi€E>pio|i£\T|(; (E.IT.E.)“ und andere nach 

griechischem Recht gegründete Gesellschaften, die 
der griechischen Köiperschaftsteuer unterliegen, 

j) Gesellschaften spanischen Rechts mit der Bezeich- 
nung „sociedad anönirna“, „sociedad cornanditaria 
por acciones“ oder „sociedad de responsabilidad 
limitada“ imd die öffentlich-rechtlichen Körper schaf- 
ten, deren Tätigkeit unter das Privatrecht fällt . Ander e 
nach spanischem Recht gegründete Körperschaften, 
die der spanischen Körperschaftsteuer („impuesto so- 
bre sociedades“) imterliegen, 

k) Gesellschaften französischen Rechts mit der Bezeich- 
nung „societe anonyme“, „societe eri connnandite par 
actions“, „societe ä responsabilite lirnitee“, „societes 
par actions simplifiees“, „societes d'assurances mutu- 
elles“, „caisses d’epar gne et de prevoyance“, „socie- 
tes ci\dles“, die automatisch der Körpers chaftsteuer 
unterliegen, „cooperatives“, „iinions de cooperati- 
ves“, die öffentlichen Industrie- rmd Handelsbetriebe, 
die öffentlichen Industrie- und Haridelsrmtemehmen 
und andere nach französischem Recht gegründete Ge- 
sellschaften, die der' französischen Körpers chaftsteuer 
unterliegen, 

l) Gesellschaften italienischen Rechts mit der Bezeich- 
nung „societä per azioni“, „societä in accomandita per 
azioni“, „societä a responsabilitä limitata“, „societä 
cooperative“ oder „societä di mutua assiciuaziorie“ 
sowie öfifenthche imd pr-ivate Körperschaften, deren 
Tätigkeit ganz oder überwiegend handeis gewerbli- 
cher Art ist, 

rn) Gesellschaften zyprischen Rechts mit der Bezeich- 
nung: „CTarpsiet;“ im Sinne der Ehikommensteuerge- 
setze. 
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ii) Gesellschaften lettischen Rechts niit der Bezeich- 
nung: „akciju sabiedriba“ oder „sabiediiba ar 
ierobezotu atbildlbii“, 

o) Gesellschaften litauischen Rechts, 

p) Gesellschaften luxeinburgischen Rechts mit der 
Bezeichnung „societe anonyme“, „societe en coni- 
niandite par actions“, „societe ä responsabilite Ihni- 
tee“, „societe cooperative“, „societe cooperative or- 
ganisee coiiune rme societe anonyme“, „association 
d'assurances mutuelles“, association d’epargne-pen- 
sion“, „entreprise de natiue comnierciale, industrielle 
Oll miniere de TEtat, des comniunes, des syndicats de 
conmiunes, des etablissements publics et des autres 
persoiuies morales de dioit public“ sowie andere nach 
luxemburgischem Recht gegründete Gesellschaften, 
die der luxembiugi sehen Körperschaftsteuer unterlie- 
gen, 

q) Gesellschaften imgari sehen Rechts mit der Bezeich- 
nung: ,j£özkereseti tärsasäg“, „beteti tärsasäg“, 
„közös vällalat“, „korlatolt felelössegü täisasäg“, , 4 ^e- 
szvenytärsasäg“, „egyesüles“ oder „szövetkezet“, 

r) Gesellschaften maltesischen Rechts mit der Bezeich- 
nung: „Kumpaniji ta’ Responsabüita’ Lrmitata“ oder 
„Soejetajiet en commandite li 1-kapital ta^iliom 
niaqsum fazzjordjief , 

s) Gesellschaften niederländischen Rechts mit der 
Bezeichnimg „naamloze vennnootschap“, „besloten 
vennootschap met beperkte aansprakelijkheid“, „open 
conmianditahe vennootschap“, „coeperatie“, „onder- 
linge waarborgmaatschappij“, „fonds voor gemene 
rekening“, „verenigrng op eoöperatieve giondslag“, 
„vereiüging welke op onderlinge grondslag als verze- 
keraai- of keredietinstellmg optreedt“ imd andere nach 
niedeiländischem Recht gegründete Gesellschaften, 
die der niederländischen Körperschaftsteuer unterlie- 
gen, 

t) Gesellschaften östeiTeiclnschen Rechts mit der 
Bezeichnimg „Aktiengesellschaft', „Gesellschaft mit 
beschränkter Haflamg“, „VeisicheiTings vereine auf 
Gegenseitigkeit“, „Erw^erbs- imd Wirtschaftsgenos- 
senschaften“, ,3^tri^be gewerblicher Art von Körper- 
schaften des öffentlichen Rechts“, „Sparkassen“ so- 
wie andere nach östeneichi schein Recht gegründete 
Gesellschaften, die der österreichischen Körper- 
schaftsteuer imterliegen, 

u) Gesellschaften pohii sehen Rechts mit der Bezeich- 
nung „spötka akcyjna“ oder „spölka z ogianiczon^ 
odpo wiedzia Ino sci^“ , 

v) Gesellschaften portugiesischen Rechts hi Foim von 
Handelsgesellschaften oder ziidhechtlichen Handels- 
gesellschaften sowie Genossenschaften und öffent- 
liche Unternehmen, 

w) Gesellschaften rumänischen Rechts mit dei- Bezeich- 
nung „societä|i pe actiuni“, „societäfi in comandita pe 
aepuni“ oder „societäti cu räspimdere hmitatä“. 
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x) Gesellschafiten slowenischen Rechts mit der Bezeich- 
nung „dehiiska dnizba“, ,3comanditna dnizba“ oder 
„dnizba z omejeno odgovomostjo“, 

y) Gesellschafiten slowakischen Rechts mit der Bezeich- 
nung „akciovä spolocnost'''j „spolocnosf s mcenim 
obniedzenym“ oder ,4comanditna spolocnosf 

z) Ges eUschaften filmischen Rechts mit der B ezeichnung 
„osakeyhtiö' '/„aktiebola g*' , , ,osuuskunta' '/„andelslag''', 

„säästöpankki“/„spaibank'' und „vakuutusyhtiö'V^för- 
säkiingsbolag“, 

aa) Gesellschaften schwedischen Rechts mit der Bezeich- 
nung „aktiebolag*', „försäkringsaktiebolag*', „ekono- 
niiska föreningar^ „sparbanker^^ „ömsesidiga försä- 
kringsbolag“ rmd ,,fc>rsäkiingsfc>reningar'\ 

bb) nach dem Recht des Vereinigten Königreichs gegrün- 
dete Gesellschaften; 

2. nach dem Steuenecht eines Mitgliedstaats in Bezug auf 
den steuerlichen Wohnsitz als in diesem Staat ansässig 
betrachtet wird imd auf Gnind eines mit einem dritten 
Staat geschlossenen Doppelbesteueningsabkoaunens hi 
Bezug auf den steuerlichen Wohnsitz nicht als außerhalb 
der Gemeinschaft ansässig betrachtet whd und 

3 . olme Wahlmöghchkeit einer der folgenden Steuern imter- 
liegt oder irgendeiner Steuer, die eine dieser Steuern 
ersetzt, ohne davon befreit zu sein: 

- veunootschapsbelasting/impöt des societes hi Bel- 
gien, 

- KopnopaTHBen ^antK hi Bulgaiien, 

- dan z pfijmü prä\Tiickych osob in der Tschechischen 
Republik, 

- selskabsskat hi Dänemark, 

- Köiperschaftsteuer in Deutschland, 

- tiüumaks in Estland, 

- Corporation tax in Irland, 

- <pÖpOv; £100Öll|.iaTOk^ vopiKöv TcpoocaTctüv 

KepdooKOJiiKou Griechenland, 

- impuesto sobre sociedades in Spanien, 

- impot sin les societes hi Frankreich, 

- imposta sul reddito delle persone guuidiche in Italien, 

- <pöpo<; EiaoöiipaTOH; in Zypern, 

- uznemumu ienäkuma nodoklis in Lettland, 

- pelno mokestis in Litauen, 

- impot sin le revenu des collecti\dtes in Luxembiurg, 

- tärsasägi adö, osztalekadö in Ungarn, 

- taxxa friq 1-income in Malta, 

- vennootschapsbelastmg in den Niederlanden, 

- Köiperschaftsteuer in Östeneich, 

- odatek dochodowy od osöb prawmych in Polen, 

- imposto sobre o rendhnento das pessoas colectivas hi 
Poitugal, 
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- impozit pe profit in Rimiänien, 

- davek od dobicka pmvnih oseb hi Slowenien, 

- dan z prijniov prävnickych osöb in der Slowakei, 

— yhteisöjen tulovero/inkonistskatten för samfluid in 
Finnland. 

— statlig inkonistskatt hi Schweden. 

— Corporation tax ini Vereinigten Königreich. 
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